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Wozu ein Informationsdienst 
Bürgerrechte & Polizei? 
Im Gegensatz zu Fragen des Mili-
tärs und der äußeren Sicherheit sind 
Polizei und Innere Sicherheit nur in 
geringem Maße Gegenstand kriti-
scher Auseinandersetzung. 
Nur angesichts spektakulärer Poli-
zeieinsätze oder zufällig aufge-
deckter Skandale gerät die Polizei 
vorübergehend in den Mittelpunkt 
öffentlicher Diskussion. Die gesell-
schaftliche Funktion der Apparate 
Innerer Sicherheit, Veränderungen 
liberaler Demokratie, die durch den 
Funktionswandel der Polizei und ih-
re veränderten Instrumente bewirkt 
werden, bleiben einer kritischen 
Auseinandersetzung entzogen. 
Will man nicht den Apparaten und 
ihren Vorstellungen von Sicherheit 
und Ordnung ausgeliefert sein, ist 
eine kontinuierliche und kritische 
Beobachtung von Polizei und 
Nachrichtendiensten vonnöten. 
Seit 1978 dokumentiert und analy-
siert der Informationsdienst Bür-
gerrechte & Polizei (CILIP) die ge-
setzlichen, organisatorischen und 
taktischen Veränderungen innerer 
Sicherheitspolitik in der Bundesre-
publik. Über diesen Schwerpunkt 
hinaus liefert Bürgerrechte & Po-
lizei Berichte, Nachrichten, Analy-
sen zur 
- Polizeientwicklung in den 

Ländern Westeuropas 
- Polizeihilfe für Länder der 

Dritten Welt 
- Arbeit von Bürgerrechtsgruppen 

zur Kontrolle und Begrenzung 
polizeilicher Macht. 

Bürgerrechte & Polizei erscheint 
jährlich mit drei Ausgaben und ei-
nem Seitenumfang von ca. 100 Sei-
ten 
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Kewenig gegen Schwan: 
Innensenator scheitert mit 

T s p 

1798Verfahren gegen Professor 
Disziplinarkammer: Kritik durch Wissenschaftsfreiheit gedeckt 

Professor Eggert Schwan von der Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege 
hat sich keines Dienstvergehens schuldig gemacht. Mit diesem Urteil stellte gestern die 
Disziplinarkammer des Verwaltungsgerichts ein von der Senatsinnenverwaltung 
eingeleitetes Disziplinarverfahren gegen den Rechtswissenschaftler ein. Der Innensenator 
hatte dem Professor dessen Kritik an den seinerzeit geplanten Sicherheitsgesetzen als 
Verstoß gegen die beamtenrechtliche Mäßigungspflicht vorgeworfen. 

1986 hatte ein Reporter des SH den 
Hochschuldozenten in dessen Wohnung be-
sucht, um Ihn — als Kokommentator der 
Berliner Verfassung und Kommentator des 
Bundesdatenschutzgesetzes — zu den damals 
geplanten Bonner Sicherheitsgesetzen zu befra-
gen. Nach der Ausstrahlung des in etlichen 
Passagen gekürzten Interviews in der Sendung 
„SF-Beat" am 28. April 1986 hatte der Reporter 
den Juristen erneut aufgesucht und ihm weitere 
Fragen gestellt. Eine längere Version war 
im Südfunk Stuttgart gesendet worden. 

Schwan hatte in seinen Stellungnahmen 
starke Kritik an den geplanten Sicherheitsge-
setzen geübt und unter anderem erklärt, sie 
bewirkten „im Grunde nichts anderes als die 
Vernichtung unseres Rechtsstaates' sowie die 
Uberleitung der Bundesrepublik „in einen to-
talitären Polizei- und flberwachungsstaat.". 
Schwan verwies in diesem Zusammenhang auf 
den Nationalsozialismus. 

Ferner hatte Schwan alle Mittel geschildert, 
die den Bürgern zur Verfügung stünden, wenn 
sie glaubten, daß sich der Staat von den 
rechtsstaatlichen Grundsätzen entfernt habe: 
Sollte die Anrufung der Verwaltungsgerichte, 
des Verfassungsgerichts und des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte nicht grei-
fen, so bleibe noch das in Artikel 20 Absatz 
4 des Grundgesetzes geregelte Widerstands-
recht, „danach können wir uns gegen dieses 
Abdriften . .. notfalls auch mit der Knarre 
wehren". 

In diesen Äußerungen sah der Dienstherr des 
Hochschullehrers, Innensenator Kewenig, 
einen Verstoß gegen die beamtenrechtliche 
Mäßigungspflicht und eine Beeinträchtigung 
des Ansehens des Berufsbeamtentums. Darüber 
hinaus wurde Schwan vorgeworfen, zur Gewalt 
aufgerufen zu haben. 

Im Mittelpunkt des gestrigen Verfahrens 
stand die Frage, ob die Feststellungen Schwans 

unter den Schutz der Wissenschaftsfreiheit des 
Grundgesetzes Artikel 5 fallen oder lediglich 
als einfache Meinungsäußerungen anzusehe❑ 

sind, die ihre Grenzen in den Beamtengesetzen 
finden. Schwierigkeiten bereiteten den Richtern 
die verschiedenen Fassungen der Interviews; 
schließlich gingen sie von den in der Wohnung 
erstellten Originalfassungen aus, da der Profes-
sor „keinen Einfluß darauf habe, in welcher 
Form diese aufbereitet worden seien". 

Grundsätzlich, so das Gericht, genießt ein 
Wissenschaftler, der im Rundfunk ein Interview 
zu seiner wissenschaftlichen Arbeit gibt, den 
Schutz des Artikels 5 Absatz 3. Dabei sei der 
Gesamtzusammenhang zu würdigen und insbe-
sondere darauf abzustellen, „ob die verbreiteten 
Thesen maßgeblich auf wissenschaftlichen Vor-
arbeiten beruhen". Zwar gehöre der Ausdruck 
„notfalls mit der Knarre" nicht gerade zum 
Wortschatz der Wissenschaftler, doch seien die 
Besonderheiten des Mediums Rundfunk, wie 
der „Verzicht auf differenzierte Begründungs-
zusammenhänge" zu berücksichtigen. 

Der Schutz entfällt nach Ansicht der Richter 
auch dann nicht, wenn innerhalb der Stellung-
nahme intensive politische Wertungen zum 
Ausdruck kommen. Darüber hinaus dürfen, so 
der Vorsitzende Richter, wissenschaftliche 
Oherzeugungen von Elochsehullehrern nicht für 
„richtig" oder „falsch" oder „würdig" oder „un-
würdig" erklärt werden. 

Besonders die zahlreichen Veröffentlichun-
gen in den vergangenen Jahren hätten gezeigt, 
daß sich Schwan kritisch mit der Materie 
auseinandersetze, und „Professor Schwan je-
mand ist, der engagiert für die Verfassung 
streitet", betonte der Vorsitzende. Als Kontrast 
dazu zitierte er eine Äußerung des ehemaligen 
Innensenators Lummer, der auf den; Verwal-
tungsgerichtstag 1993 zu einem anderen Thema 
gesagt habe: „Man muß das Asylproblem lösen 
— Grundrechte hin, Grundrechte her." zöl 

In der Ausg. 29 berichteten wir über die von Berlins Innensenator 
angestrebte Amtsenthebung von Prof. Schwan. In einem rechtskräftigen 
Urteil des VG Berlin vom 16.9.88 (AZ.: VG Disz. 12.88) wurde Schwan 
glänzend freigesprochen. 
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Editorial: 
"Sicherheits"-Gesetze: 
und kein Ende! 

"Freiheit stirbt mit Sicherheit" -
so das Motto eines Kongresses in 
Köln vorn 9.-11.12. d.J., auf dem 
es u.a. einmal mehr darum gehen 
soll, Strategien zu finden und zu 
entwickeln, mit denen der Erosion 
politischer Freiheitsrechte In die-
sem Lande Einhalt geboten werden 
könnte. 
Höchste Zeit wird es: 
Das sog. Artikel-Gesetz (vgl. 
CILIP 29, S.134 ff.) ist bereits im 
Bundestag eingebracht; noch am 
20.Dezember dieses Jahres sol len 
vom Bundeskabinett weitere Teile 
der sog. Sicherheitsgesetze (das 
VfS-Gesetz, das MAD-Gesetz, das 
Bundesdatenschutzgesetz (als Quer-
schnittsgesetz) verabschiedet und 
dann dem Bundestag zur 1. Lesung 
vorgelegt werden. Fal lengelassen 
wurde offenbar ein zunächst als 
"Zusammenarbeits-Gesetz (ZAG)", 
dann wortwascherisch als "VfS-
Mitteilungsgesetz" bezeichneter 
Entwurf, der als Querschnittsge-
setz die Zusammenarbeit al ler Ge-
heimdienste, der Polizei und der 
politischen Staatsanwaltschaften 
regeln sollte (vgl. CILIP 29, S.12 
ff.). Statt dessen soll die Zusam-
menarbeit nun in den einzelnen 
Gesetzen (VfS-Gesetz, MAD-Ge-
setz etc.) geregelt werden. Ob 
damit auch der BND sein eigenes 
Gesetz bekommen wird, ist unklar. 
Bisher war für diesen Geheim-
dienst, der seit 1950 ohne jegliche 
Rechtsgrundlage operiert, eine 
"Aufgaben- und Befugnis-"Norm in 
die Entwürfe zum ZAG bzw. VfS-
Mitteilungsgesetz hineingemogelt 
worden. 
Weitere Entwürfe für sog. Sicher-
heitsgesetze holt diese CILIP-Aus-
gabe aus den Schreibtischen ihrer 
Autoren; siehe unsere Dokumenta-

tion und Kritik der Entwürfe eines 
"Ausländerzentralregister-Gesetzes" 
und eines "BKA-Gesetzes" auf den 
folgenden Seiten. 
Es ist nicht nur diese Schmuddel-
kinder-Koalition von Anti-Repres-
sionsgruppen, den Grünen, Redak-
tion CILIP, Bls etc., die diese sog. 
Sicherheitsgesetze ablehnen - wis-
send, um wessen "Sicherheit" es 
hier geht. 
Es mangelt nicht an reputierliche-
ren Stimmen und Organisationen, 
die gleichermaßen begriffen haben, 
daß "Freiheit mit Sicherheit" 
stirbt. 
Auch an Anschauungsunterricht 
darüber gebricht es nicht, wozu 
unsere "Sicherheitsorgane" und die 
sie lenkenden Politiker bereit und 
willens sind - ob mit, oder derzeit 
noch ohne neue Rechtsgrundlagen. 
Kaum war der politische Unter-
richt beendet, den die Polizeiak-
tionen während der IWF-Tagung 
boten (vgl. die IWF-Nachlese in 
dieser Ausgabe), da kam etwas 
Licht in die Praktiken des Landes-
amtes für VfS in Berlin (vgl. die 
Dokumentation des Momnper-Briefes 
an den Regierenden Bürgermeister 
von Berlin in der Frankfurter 
Rundschau vorn 1.12.88) 
Daß diese Ämter selbst die größte 
Gefahr für das sind, was ihr ca-
mouflierender Name als Schutzgut 
ausgibt, nun, dies ist zwar nicht 
neu und bedürfte keiner neuen 
Beweisstücke mehr. An ihnen ist 
nichts zu reformieren, wie jüngst 
selbst (in der ötv organisierte) Vf-
Schützer forderten (vgl. die Do-
kumentation in der Frankfurter 
Rundschau vorn 14.11.88). Der 
Verfassungsbruch ist strukturell in 
diesen Ämtern angelegt (vgl. das 
Plädoyer für die ersatzlose Auflö-
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sung dieser Ämter in unserer 
Ausg. 21, S.87 ff.). 
Gleichwohl kann - so ist zu hoffen 
- politischer Unterricht wie der 
jüngste VfS-Skandal in Berlin dazu 
beitragen, diesen Ämtern wie den 
"Sicherheits"-Gesetzen das Wasser 
abzutragen. 
All dies scheint die Bundesregie-
rung, die CDU/CSU/FDP-Koalitio-
nen in Bonn, Berlin und anderen 
Bundesländern nicht zu stören. Sie 
versuchen durchzumatchieren. Die 
FDP schlägt Schaum, will aber um 
jeden Preis an der Macht bleiben, 
so daß im Ergebnis vielleicht als 
"Kompromiß" herauskommt, daß 
der VfS bitteschön nicht mehr an 
Schulen spitzeln darf und dement-
sprechend auch Daten von Kindern 
unter 16 Jahren aus den Dateien 
des VfS zu verschwinden hätten -
so die "Essentials" dieser Libera-
len. Ansonsten aber gilt weiterhin 
"Daten frei". 
Aber nicht nur auf Bundesebene 
läuft "Sicherheits"-Gesetzgebung 
ab. Fast alle Bundesländer sind 
dabei, die Befugnisse zur präven-
tivpolizeilichen Datenerhebung nun 
gesetzgeberisch zu regeln (vgl. un-
sere Übersicht). 
Mag die SPD in Bonn als Opposi-
tionspartei kritisieren, was die 
CDU/CSU/FDP-Koalition an Plänen 
nun auf den Tisch des Bundestages 
legt. Deutlicher Farbe bekennen 
muß diese Partei dort, wo sie in 
den Länderparlamenten als Regie-
rungspartei darüber entscheidet, 
welche Datenerhebungs- und Spei-
cherungsbefugnisse den Länderpoli-
zeien zugestanden werden sollen. 
Die Schleusen für präventivpoli-
zeiliche Datensammlungen hat 
diese Partei in den siebziger Jah-
ren weit geöffnet. Ob sie nun be-
reit ist, sie wieder zu schließen -
das werden ihre Entwürfe für die 
Länderpolizeigesetze zeigen. 

1.•••••••••••••••••••••• 

Aus der Stellungnahme der Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) vom 
6.11.1988 zum Artikelgesetz: 

"Friedrich Hacker ... hat in der 
überarbeiteten Fassung seines Bu-
ches "Agression" 1985 prägnant 
formuliert: "Gewalt kann nicht im 
ewigen Wiederholungszwang erfolg-
reich durch Gewalt bezwungen 
werden, sondern nur durch Er-
kenntnis und Kenntnis der Gewalt 
hervorbringenden Umstände und 
Bedingungen - und deren Verhinde-
rung." 
Hierin liegt eigentlich schon die 
Antwort der GdP zu dem Entwurf 
des Artikelgesetzes. Straf normen 
allein helfen weder Gewalt und 
ihre Ursachen erkennen, noch sie 
zu verhindern. 
Außerdem sollten Normen Aus-
druck eines gesellschaftlichen Kon-
senses sein, denn nur bei Vorliegen 
dieses gesellschaftlichen Konsenses 
kann die Polizei die Normen 
durchsetzen, niemals aber den 
Konsens ersetzen. Was die kriti-
schen Diskussion in der Bevölke-
rung zeigen, scheint ein Konsens 
wohl kaum mit dem Artikelgesetz 
zu erreichen zu sein." 
••••••••••••••••••••••• 
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20 Jahre 'AGIT-Druck' 
"Wir wollen als Druckerei weiter mit dazu beitragen, daß alles 

gedruckt werden kann, 
was gedruckt werden soll." 

- so endet ein kleiner Text jener 
Druckerei, in der wir seit 10 Jah-
ren Bürgerrechte 8 Polizei (CILIP) 
drucken lassen. Er wurde for-
muliert aus Anlaß des 20jährigen 
Bestehens von AGIT-Druck. Die 
heutigen Druckerinnen wissen, daß 
dies keineswegs mehr ein selbst-
verständlicher Anspruch ist, daß er 
gefährlich ist, noch gefährl icher 
werden soll. Das "Artikel-Gesetz" 
der Bundesregierung, das im näch-
sten Jahr vom Bundestag verab-
schiedet werden soll, zielt mit 
seinem § 130b StGB (Befürwortung 
von Straftaten) wie der bereits im 
Dezember 1986 verabschiedete § 
130a (Anleitung zu Straftaten) 
darauf ab, auch Druckerinnen ein-
zuschüchtern und - wenn die 
Drohgebärde nicht bereits aus-
reicht - in den Knast zu schicken. 
Für das AGIT-Druckkollektiv ist 
dies keine graue Theorie. 1968 als 
Selbsthilfeprojekt von Schülerinnen, 
Studentinnen und Auszubildenden 
gegründet, wandelte sich das Pro-
jekt bald zu einem Betrieb, in 
dem die dort Arbeitenden auch ih-
ren Lebensunterhalt verdienten. 
Heute wie damals gilt, daß die 
Mitarbeiterinnen keine Sonder-
rechte an Kapitalanteilen erwer-
ben; wer aussteigt, hat kein An-
recht auf Anteile der Druckerei. 
1977 gab es für Mitglieder des 
damaligen Kollektivs einen plötzli-
chen Zwangs-"Ausstieg". Auf An-
weisung des Generalbundesanwalts 
werden im Oktober 1977 vier 
Druckerinnen von AGIT verhaftet, 
ein Drucker später auf Kaution 
entlassen, 3 Druckerinnen bis zu 9 
Monaten in U-Haft gehalten. Der 
Vorwurf: sie hätten mit dem 
Druck des INFO-Bug, die Zeit-
schrift wurde seit April 1974 von 

AGIT gedruckt, sich der Werbung 
für eine Terroristische Vereinigung 
(129a StGB), der Anleitung (130a) 
und der Befürwortung (88a) von 
Straftaten schuldig gemacht. Diese 
Zensurparagraphen waren gerade 
von der sozial-liberalen Koalition 
verabschiedet worden. 
Eine breite Solidaritätsbewegung 
konnte nicht verhindern, daß die 
AGIT-Drucker im Febr. 1979 zu 
Haftstrafen von jeweils 9 und in 
einem Fall von 12 Monaten ohne 
Bewährung verurteilt wurden. 
Durch die lange U-Haft waren die 
Haftstrafen bereits so gut wie 
abgesessen, als im Okt. 1980 in 
der Revisionsverhandlung die Haft-
in Bewährungsstrafen umgewandelt 
wurden. 
Ein Jahr später, am 25. Juni 1981, 
strich die sozial-liberale Koalition 
die §5 88a und 130a StGB wieder 
aus dem Strafgesetzbuch - für die 
AGIT-Druckerinnen zu spät. 
In Form des neuen § 130a und des 
nun anstehenden 130b (der Neufas-
sung des 88a) sind bzw. werden 
die Rechtsgrundlagen für Strafver-
fahren wie dem AGIT-Prozeß neu 
geschaffen. 
Um so mehr gilt es, den heutigen 
Mitgliedern des AGIT-Druckkollek-
tivs dafür Dank zu sagen, daß sie 
unbeindruckt von der neuen Dro-
hung weiterhin keine Vor-Zensur 
bei jenen Texten machen wollen, 
die ihnen zum Druck übergeben 
werden. 
Der Dank bliebe unverbindlich, 
würde er sich nicht auch mit Soli-
darität verbinden, sollte es zu 
neuen Strafverfahren auf Grund-
lage dieser Zensurparagraphen 
kommen. 

Redaktion "Bürgerrechte 8 Polizei" 
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'Sicherheits'gesetze 
DOKUMENTATION 

Der Bundesminister des Innern 
V II 4 - 936 050/12 - Entwurf vom 12.07.1988 

Entwurf eines Gesetzes über das Auslanderzentralregister 
(AZR-Gesetz) 

Erster Abschnitt: Registerbehörde und Aufgaben des Registers (SS 1-2) 
Zweiter Abschnitt: Inhalt des Registers, Anlaß der Speicherung und Da-
tenübermittlung an das Register (5 3-4) 
Dritter Abschnitt: Datenübermittlung aus dem Register 
Erster Unterabschnitt: Datenübermittlung an öffentliche Stellen (55 5-
16) 
Zweiter Unterabschnitt: Auskunftserteilung an nicht-öffentliche Stellen 
(5 17-19) 
Vierter Abschnitt: Rechte des Betroffenen und allgemeines Daten-
schutzrecht (55 20-21) 
Fünfter Abschnitt: Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- und Landesbe-
hörden, Ermächtigungsgrundlagen und Schlußbestirnmungen (55 22-27) 

Erster Abschnitt: 
S 1 

Registerbehörde 

Das Ausländerzentralregister wird vom Bundesverwaltungsamt geführt. 

S 2 
Aufgaben des Registers 

(1) Das Register unterstützt die mit der Durchführung der ausländer-
und asylrechtlichen Vorschriften betrauten Behörden durch die Speiche-
rung und Übermittlung der Daten von Ausländern. Es unterstützt in 
gleicher Weise sonstige öffentliche Stellen bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben. Die Übermittlung dienen der Feststellung 
1. der Identität und des Aufenthalts von Ausländern, 
2. der aktenführenden Ausländerbehörde oder anderer öffentlicher Stel-
len, die die Speicherung von Daten im Register veranlaßt haben, und 
3. anderer Sachverhalte, deren Kenntnis für die Aufgabenerfül lung der 
um Übermittlung ersuchenden öffentlichen Stelle von Bedeutung ist. 

(2) Die Auskunftserteilung an nichtöffentliche Stellen, Behörden anderer 
Staaten, über- und zwischenstaatliche Organisationen sowie natürliche 
Personen und juristische Personen des privaten Rechts darf nur unter 
den Einschränkungen der 55 17 bis 19 erfolgen. 

(3) Das Register dient ferner als Grundlage für Planungen und Statisti-
ken. 
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Zweiter Abschnitt: 
3 

Inhalt des Registers und Anlaß der Speicherung 

(1) Das Register enthält Daten von Ausländern, die auf Dauer oder 
vorübergehend ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes haben oder die eine aufenthalts- oder paßrechtliche Maß-
nahme beantragt haben. 

(2) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 1 genannten Voraussetzun-
gen dürfen im Register Daten von Ausländern gespeichert werden, 
1. die einen Asylantrag gestellt haben, 
2. für oder gegen die aufenthaltsrechtliche Entscheidungen getroffen 
worden sind, 
3. gegen deren Einreise Bedenken bestehen, 
4. die zur Zurückweisung oder Überprüfung an der Grenze ausgeschrie-
ben sind, 
5. die zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben sind, 
6. deren Erfassung zur Bekämpfung einer terroristischen Gefahr erfor-
derl ich ist, 
7. die ausgeliefert oder durch den Geltungsbereich dieses Gesetzes 
durchgeliefert worden sind, 
8. deren Antrag auf Feststellung der Eigenschaft als Deutscher oder 
auf Übernahme oder Anerkennung als Vertriebener abgelehnt oder we-
gen erheblicher Zweifel am 
Bestehen der erforderlichen Voraussetzungen voraussichtlich abgelehnt 
werden wird oder dem innerhalb von sechs Monaten nach der Einreise 
nicht stattgegeben worden ist, oder 
9. die einen Einbürgerungsantrag gestellt haben. 

(3) Folgende Daten dürfen im Register gespeichert werden: 
1. Personalien (Familienname, gegebenenfalls abweichender Famil ien-
name nach deutschem Recht, Geburtsname, Vornamen, Tag der Geburt, 
Geburtsort mit Angabe der Postleitzahl, Geschlecht, Staatsangehörigkei-
ten, frühere Namen, abweichende Namensschreibweisen, andere Namen, 
Aliaspersonalien, Familienstand, Angaben zum Ausweispapier, letzter 
Wohnort im Herkunftsland mit Angabe der Postleitzahl, zuletzt im 
Herkunftsland ausgeübter Beruf, Staatsangehörigkeiten des Ehegatten 
oder früheren Ehegatten, gegebenenfalls Tag des Todes) sowie 
2. Angaben zum Aufenthalt und aufenthaltsrechtlichen Status sowie zu 
den Sachverhalten, die den in Absatz 2 genannten Anlässen zugrunde 
liegen oder deren Folge sind. 

(4) Im Register werden Auskunfts- und Übermittlungssperren gespei-
chert, wenn der Betroffene glaubhaft macht, daß durch eine Auskunft 
an nicht-öffentliche Stellen, Behörden anderer Staaten sowie über- und 
zwischenstaatliche Organisationen seine schutzwürdigen Belange beein-
trächtigt würden. In diesen Fällen unterbleibt eine Auskunft, es sei 
denn, daß an der Auskunftserteilung ein überwiegendes öffentliches In-
teresse besteht; dem Betroffenen ist vor der Auskunftserteilung Gele-
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genheit zur Stellungnahme zu geben, es sei denn, die Anhörung würde 
dem Zweck der Auskunft zuwiderlaufen. 

(5) Auf Ersuchen einer öffentlichen Stelle ist zur Erfüllung ihrer Auf-
gaben für die Dauer von höchstens zwei Jahren ein Suchvermerk im 
Register zu speichern 
1. zur Feststellung des Aufenthalts eines Ausländers, wenn dieser zum 
Zeitpunkt der Anfrage im Register nicht erfaßt ist oder sich nicht im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes aufhält oder wenn sein Aufenthaltsort 
unbekannt ist, oder 
2. zur Feststellung anderer Sachverhalte, wenn dies erforderlich ist und 
die Angaben auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig beschafft 
werden können. Die Angaben sind in einer für den Betroffenen geringer 
belastenden Weise zu beschaffen, wenn dies keinen außer Verhältnis zu 
dem Persönlichkeitsschutz des Betroffenen stehenden Aufwand erfor-
dert. 
Im Falle der Nummer 2 hat die ersuchende Stelle Aufzeichnungen über 
das Ersuchen mit einem Hinweis auf dessen Anlaß zu führen. Die Auf-
zeichnungen sind gesondert aufzubewahren und durch technische und 
organisatorische Maßnahmen zu sichern. Sie sind mit Löschung des 
Suchvermerks im Register zu vernichten. Suchvermerke sind für andere 
als die ersuchende Stelle gesperrt, wenn sich aus dem Ersuchen nichts 
anderes ergibt. 

(6) Erfolgt die Speicherung von Daten aufgrund des Absatzes 1, so 
kann zusätzlich unter Angabe des Tages der Geburt und des Ge-
schlechts im Register gespeichert werden, ob der Ehegatte des Betrof-
fenen und wie viele seiner Verwandten in gerader Linie ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt innerhalb oder außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes haben. 

(7) Betrifft die Speicherung einen der in Absatz 2 Nr. 2 oder 3 ge-
nannten Anlässe, so kann der der Speicherung zugrundliegende Verfü-
gungstext bei der Registerbehörde aufbewahrt werden. 

(8) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (§ 23). 

4 
Datenübermittlung an das Register 

(1) Die zuständigen öffentlichen Stellen übermitteln die Personalien (§ 
3 Abs.3 Nr.1) und die übrigen nach § 3 zu speichernden Daten an das 
Register. Sie sind für die Zulässigkeit der Übermittlung sowie die 
Richtigkeit und Aktualität der übermittelten Daten verantwortlich. Es 
übermitteln 
1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchführung ausländerrecht-
licher Vorschriften betrauten Stellen die Daten zu den in § 3 Abs.1, 
Abs.2 Nr.1 bis 3, 6, 8 und 9, Abs.4 und 6 genannten Anlässen, 
2. die Grenzpolizeibehörden die Daten zu den in § 3 Abs.2 Nr.2, 4 und 
6 genannten Anlässen, 
3. das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge die 
Daten zu den in § 3 Abs.2 Nr.1 genannten Anlässen, 



Bürgerrechte & Polizei 31 9 

4. das Bundeskriminalamt die Daten zu den in § 3 Abs.2 Nr.3, 5 und 6 
genannten Anlässen, 
5. die Staatsanwaltschaften bei den Oberlandesgerichten die Daten zu 
den in § 3 Abs.2 Nr.7 genannten Anlässen, 
6. (fehlt, Redaktion Cilip) 
7. die in Angelegenheiten der Vertriebenen zuständigen Stellen die Da-
ten zu den in § 3 Abs.2 Nr.8 genannten Anlässen und 
8. die Einbürgerungsbehörden die Daten zu den in § 3 Abs.2 Nr.9 ge-
nannten Anlässen. 

(2) Das Bundesamt für Verfassungsschutz und der Bundesnachrichten-
dienst dürfen unter den Voraussetzungen des § 3 Abs.2 Nr.3 und Nr.6 
dem Register Daten übermitteln. 

(3) § 3 Abs.5 bleibt unberührt. 

(4) Die Datenübermittlung an das Register nach den Absätzen 1 bis 3 
darf im automatisierten Verfahren erfolgen. Die Registerbehörde hat 
Aufzeichnungen zu fertigen, aus denen sich die übermittelten Daten, 
die Kenntnisse der übermittelnden Dienststelle, der Tag und die Uhr-
zeit ergeben müssen. Die Aufzeichnungen sind bis zur Löschung der 
übermittelten Daten aufzubewahren. 

(5) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (ä 23). 

Dritter Abschnitt: Datenübermittlung aus dem Register 
Erster Unterabschnitt: 

§5 
Allgemeine Vorschriften für die Datenübermittlung 

(1) Kann das Ersuchen einer öffentlichen Stelle um Übermittlung von 
Daten aus dem Register (Übermittlungsersuchen) nicht unter dem Ge-
schäftszeichen erfolgen, das vom Register in chronologischer Reihen-
folge vergeben wird, so soll es folgende Angaben über den Betroffenen 
enthalten: Familienname, gegebenenfalls abweichenden Familiennamen 
nach deutschem Recht, gegebenenfalls Geburtsnamen, Vornamen, Tag 
der Geburt, Geburtsort, Staatsangehörigkeit und Geschlecht (Grundper-
sonalien). Stimmen die in dem Übermittlungsersuchen genannten Perso-
nalien mit den im Register gespeicherten Daten nicht überein, so ist 
die Datenübermittlung unzulässig, es sei denn, daß die Abweichung nur 
geringfügig ist. Kann die Registerbehörde nicht feststellen, welche von 
mehreren im Register erfaßten Personen (ähnliche Personen) der Be-
troffene ist, so sind zur Identitätsprüfung die Grundpersonalien der 
ähnlichen Personen zu übermitteln. Daten, die nicht zu der gesuchten 
Person gehören, sind von der ersuchenden Stelle zu vernichten, soweit 
sie aufgezeichnet, ausgedruckt oder von ihr auf einen Datenträger 
übernommen worden sind. 

(2) An die in den Sä 7 bis 13 und § 22 genannten öffentlichen Stellen 
ist in besonders begründeten Fällen auch die Übermittlung von Quer-
schnittsauswertungen der im Ersuchen bestimmten Personengruppen zu-
lässig, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben dieser Stellen erforder-
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lich ist. Querschnittsauswertungen von Daten durch Abruf im automati-
sierten Verfahren sind unzulässig. 

§ 6 
Umfang der Datenübermittlung 

(1) Welche Daten außer den Grundpersonalien (§ 5 Abs.1 Satz 1) und 
gegebenenfalls vorliegenden Auskunfts- und Übermittlungssperren (§ 3 
Abs.4) im Regelfall aus dem Register zu übermitteln sind, richtet sich 
nach den folgenden Absätzen und den §§ 7 bis 14 sowie § 22. Benötigt 
der Empfänger zur Erfüllung seiner Aufgaben zusätzliche Daten aus 
dem Register über den in Satz 1 beschriebenen Umfang hinaus, so sind 
auch diese zu übermitteln. 

(2) Frühere Namen dürfen nur auf besonderes Ersuchen übermittelt 
werden. Für nichtgesperrte Suchvermerke gilt das Gleiche, es sei denn, 
die öffentliche Stelle, auf deren Ersuchen der Suchvermerk gespeichert 
worden ist, hat die Notwendigkeit der jedesmaligen Übermittlung aus-
drücklich beantragt. 

(3) Verfügungstexte, die die Registerbehörde aufbewahrt (§ 3 Abs.7), 
werden auf Ersuchen übersandt, wenn die Daten, auf die sich die Ver-
fügungstexte beziehen, an den Empfänger übermittelt werden dürfen. 

(4) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (§ 23). 

7 
Datenübermittlung an die Ausländerbehörden, das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge und die Grenzpolizeibehörden. 

An die Ausländerbehörden, das Bundesamt für die Anerkennung auslän-
discher Flüchtlinge und die Grenzpolizeibehörden sind auf ihr Über-
mittlungsersuchen die im Register gespeicherten Daten des Betroffenen 
zu übermitteln. 

§ 8 
Datenübermittlung an sonstige Polizeibehörden und die Behörden der 

Staatsanwaltschaft 

(1) An sonstige Polizeibehörden und die Behörden der Staatsanwalt-
schaft sind auf ihr Übermittlungsersuchen folgende Daten des Betroffe-
nen zu übermitteln: 
1. abweichende Namensschreibweisen, 
2. andere Namen, 
3. Aliaspersonalien, 
4. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde, 
5. Angaben über Zuzug oder Fortzug und 
6. ggf. Tag des Todes. 

(2) Auf besonderes Übermittlungsersuchen sind auch die übrigen im Re-
gister gespeicherten Daten des Betroffenen zu übermitteln. 
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§ 9 
Datenübermittlung an das Zollkriminalinstitut 

(1) An das Zollkriminalinstitut sind auf sein Übermittlungsersuchen fol-
gende Daten des Betroffenen zu übermitteln: 
1. abweichende Namensschreibweisen, 
2. andere Namen, 
3. Aliaspersonalien, 
4. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde, 
5. Angaben über Zuzug oder Fortzug, 
6. ggf. Tag des Todes und 
7. Ausschreibung zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist abzulehnen, wenn Daten des Betrof-
fenen nur aus einem der folgenden Gründe im Register erfaßt sind: 
1. Zurückweisung an der Grenze oder Zurückschiebung, 
2. Aus- oder Durchlieferung und 
3. Ablehnung oder voraussichtliche Ablehnung eines Antrages auf Fest-
stellung der Eigenschaft als Deutscher oder auf Übernahme oder Aner-
kennung als Vertriebener. 

§ 10 
Datenübermittlung an die Bundesanstalt für Arbeit 

(1) An die Bundesanstalt für Arbeit sind zur Geltendmachung von Er-
stattungsansprüchen auf ihr Übermittlungsersuchen folgende Daten des 
Betroffenen zu übermitteln: 
1. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde, 
2. Angaben über den Zuzug oder Fortzug und 
3. ggf. Tag des Todes. 

(2) Dient das Übermittlungsersuchen der Bundesanstalt für Arbeit der 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung, so sind über die Angaben nach 
Absatz 1 hinaus folgende Daten des Betroffenen zu übermitteln: 
1. Zusätzlich weitere Personalien (abweichende Namensschreibweisen, 
andere Namen, Aliaspersonalien und Angaben zum Ausweispapier), 
2. Angaben zum aufenthaltsrechtlichen Status einschließlich der für 
oder gegen den Ausländer ergriffenen aufenthaltsrechtlichen Maßnah-
men, 
3. Ausschreibung als Maßnahme der Grenzfahndung und 
4. Ausschreibung zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung. 

(3) Das Übermittlungsersuchen nach den Absätzen 1 und 2 ist abzuleh-
nen, wenn Daten des Betroffenen nur als Folge 
1. einer Aus- und Durchlieferung, 
2. des Vorliegens von Einreisebedenken, 
3. einer Zurückweisung oder Zurückschiebung oder 
4. einer Ablehnung oder voraussichtlichen Ablehnung eines Antrages auf 
Feststellung der Eigenschaft als Deutscher oder auf Übernahme oder 
Anerkennung als Vertriebener im Register erfaßt sind. 
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11 
Datenübermittlung an die Ämter für Vertriebene 

(1) An die nach dem Bundesvertriebenengesetz zuständigen Behörden 
sind auf ihr Ermittlungsersuchen folgende Daten des Betroffenen zu 
übermitteln: 
1. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde, 
2. Angaben über Zuzug oder Fortzug, 
3. ggf. Tag des Todes, 
4. Hinweis auf die Behörde, die eine oder mehrere der folgenden Spei-
cherungen veranlaßt hat: 
a) Auslieferung oder Durchlieferung, 
b) Ausschreibung als Maßnahme der Grenzfahndung, 
c) Zurückweisung oder Zurückschiebung, 
d) Ausschreibung zur Festnahme, 
e) Ablehnung oder voraussichtliche Ablehnung eines Antrages auf Fest-
stellung der Eigenschaft als Deutscher oder auf Übernahme oder Aner-
kennung als Vertriebener und 
f) Angaben zum Asylverfahren. 

(2) Das Übermittlungsersuchen ist abzulehnen, wenn Daten des Betrof-
fenen nur als Folge der Speicherung eines Suchvermerks im Register 
erfaßt sind. 

S 12 
Datenübermittlung an die Verfassungsschutzbehörden und den Bundes-

nachrichtendienst 

(1) An die Verfassungsschutzbehörden sind auf ihr Übermittlungsersu-
chen die Daten des Betroffenen zu übermitteln, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind, sofern diese Daten auf andere Weise nicht 
oder nicht rechtzeitig beschafft werden können. Die Angaben sind in 
einer für den Betroffenen geringer belastenden Weise zu beschaffen, 
wenn dies keinen außer Verhältnis zu dem Persönlichkeitsschutz des 
Betroffenen stehenden Aufwand erfordert. 

3 Abs.5 Sätze 3 und 4 gelten entsprechend. Die Aufzeichnungen sind 
am Ende des Jahres, das der Erstellung der Aufzeichnungen folgt, zu 
vernichten. 

(2) Absatz 1 gilt für den Bundesnachrichtendienst entsprechend. 

13 
Datenübermittlung innerhalb des Bundesverwaltungsamtes 

(1) Soweit das Bundesverwaltungsamt mit der Durchführung ausländer-
rechtlicher Vorschriften betraut ist, werden ihm die gleichen Daten 
übermittelt wie den Auständerbehörden (§ 7). 

(2) Soweit das Bundesverwaltungsamt am Verfahren zur Feststellung der 
Eigenschaft als Deutscher oder zur Übernahme oder Anerkennung als 
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Vertriebener beteiligt ist, werden ihm die gleichen Daten übermittelt 
wie den Ämtern für Vertriebene (§ 11). 

§ 14 
Datenübermittlung an andere als in den §5 7 bis 13 bezeichneten öf-

fentlichen Stellen 

An andere als die in den §§ 7 bis 13 bezeichneten öffentlichen Stellen 
sind auf ihr Übermittlungsersuchen folgende Daten des Betroffenen zu 
übermitteln: 
1. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde 
2. Angaben über Zuzug oder Fortzug und 
3. ggf. Tag des Todes. 

§ 15 
Abruf im automatisierten Verfahren 

Durch Abruf im automatisierten Verfahren können Daten des Betroffe-
nen aus dem Register an die Ausländerbehörden, die Polizeibehörden, 
die Behörden der Staatsanwaltschaft, die Grenzpol izeibehörden, das 
Zollkriminalinstitut, das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge, die Bundesanstalt für Arbeit, die Verfassungsschutzbehör-
den, den Bundesnachrichtendienst und innerhalb des Bundesverwaltungs-
amtes (§ 13) übermittelt werden, soweit die Übermittlung nach § 6 
Abs.1 und 2, den §§ 7 bis 10 und den §§ 12 und 13 zulässig ist. Die 
Zulassung weiterer Behörden zum Abruf im automatisierten Verfahren, 
die Verantwortlichkeiten der abrufenden und der speichernden Stelle 
sowie das Erfordernis technischer und organisatorischer Schutzmaßnah-
men richten sich nach den Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes. 

5 16 
Übermittlung anonymisierter Daten 

(1) Zur Durchführung einer laufenden Erhebung über Ausländer als Bun-
desstatistik werden dem Statistischen Bundesamt auf Anforderung Da-
ten, die keinen Bezug zu einer bestimmten oder bestimmbaren Person 
ermöglichen (anonymisierte Daten), aus dem Register übermittelt. 

(2) Den Statistischen Ämtern der Länder dürfen anonymisierte Daten 
auf Anforderung für ihren Zuständigkeitsbereich übermittelt werden. 
Das gleiche gilt für die Behörden, die dem Register Daten übermitteln 
(§ 4), und für oberste Bundes- und Landesbehörden. 

(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (§ 23). 

Zweiter Unterabschnitt: 
17 

Auskunftserteilung an nicht-öffentliche Stellen, die humanitäre oder so-
ziale Aufgaben wahrnehmen. 

(1) An nicht-öffentliche Stellen innerhalb des Geltungsbereiches dieses 
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Gesetzes, die humanitäre oder soziale Aufgaben wahrnehmen, können 
zur Erfüllung dieser Aufgaben auf ihr Auskunftsersuchen neben den 
Grundpersonalien (5 5 Abs.1 Satz 1) Auskünfte über folgende Daten des 
Betroffenen erteilt werden: 
1. Hinweis auf die aktenführende Ausländerbehörde, 
2. Angaben über Zuzug oder Fortzug, 
3. Auskunfts- und Übermittlungssperren, sofern die Datenübermittlung 
nach § 3 Abs.4 Satz 2 zulässig ist und 
4. ggf. auch den Tag des Todes. 

(2) Das Auskunftsersuchen hat die Grundpersonalien zu enthalten und 
ist schriftlich zu begründen. Stimmen die Grundpersonalien mit den im 
Register gespeicherten Daten nicht überein, so ist die Auskunftsertei-
lung unzulässig, es sei denn, daß an der Identität der gesuchten und 
der im Register erfaßten Person kein Zweifel besteht. Das gleiche gilt, 
wenn der ersuchenden Stelle einzelne Grundpersonalien nicht bekannt 
sind. 

(3) Liegt dem Auskunftsersuchen einer der in Absatz 1 genannten 
Stellen das Begehren eines Dritten zugrunde, ihm den Aufenthaltsort 
des Betroffenen mitzuteilen, so darf sie die Daten nur mit Zustimmung 
des Betroffenen an den Dritten weitergeben. Wird die Zustimmung 
verweigert, so hat sie die Daten unverzüglich zu vernichten. 

(4) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (5 23). 

§ 18 
Auskunftserteilung an Behörden anderer Staaten sowie über- und zwi-

schenstaatliche Organisationen 

(1) An Behörden anderer Staaten sowie über- und zwischenstaatliche 
Organisationen können Auskünfte über Daten aus dem Register auf ihr 
Auskunftsersuchen erteilt werden, soweit der Empfänger an der Aus-
kunft ein berechtigtes Interesse hat, die Auskunftserteilung unter Be-
rücksichtigung der schutzwürdigen Belange des Betroffenen angemessen 
ist und Belange der Bundesrepublik Deutschland nicht beeinträchtigen 
werden. Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit Grund zu der An-
nahme besteht, daß anderenfalls gegen den Zweck eines deutschen Ge-
setzes verstoßen werden würde. § 17 Abs.1 bis 3 gelten entsprechend. 
Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (5 23). 

(2) Die Auskunftserteilung im Rahmen völkerrechtlicher Vereinbarungen 
bleibt unberührt. Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (5 
23). 

§ 19 
Auskunftsertellung an natürliche Personen und juristische Personen des 

privaten Rechts 

(1) An natürliche Personen und juristische Personen des privaten Rechts 
sind auf ihr Auskunftsersuchen Auskünfte über die aktenführende Aus-
länderbehörde, über Zuzug oder Fortzug oder den Todestag des Betrof-
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fenen zu erteilen, wenn die Nachfrage bei der zuletzt zuständigen 
Meldebehörde erfolglos geblieben ist und ein berechtigtes Interesse an 
der Kenntnis des Aufenthaltsortes nachgewiesen wird. Der Nachweis 
kann nur erbracht werden durch 
1. die Vorlage eines Vollstreckungstitels, 
2. die gerichtliche Aufforderung, eine Auskunft aus dem Register 
einzuholen, oder 
3. die Bescheinigung einer Behörde des Bundes, eines Landes, einer 
Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, aus der sich ergibt, daß die 
Erteilung der Auskunft dringend geboten ist. 
§ 17 Abs.2 findet entsprechende Anwendung. Vor der Auskunftserteilung 
ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, es sei 
denn, die Anhörung würde dem Zweck der Auskunft zuwiderlaufen. 

(2) Für die Auskunft können Kosten (Gebühren, Auslagen) erhoben wer-
den. Gebühren werden nur zur Deckung des Verwaltungsaufwandes er-
hoben. 

(3) Das Nähere wird durch Rechtsverordnung geregelt (§ 23). 

Vierter Abschnitt: 
§ 20 

Auskunft an den Betroffenen 

(1) Ein Antrag des Betroffenen, ihm über die zu seiner Person gespei-
cherten Daten Auskunft zu erteilen, muß die Grundpersonalien (§ 5 
Abs.1 Satz 1) enthalten. Stimmen diese Grundpersonalien mit den im 
Register gespeicherten Daten nicht überein, so ist die Auskunftsertei-
lung unzulässig, es sei denn, daß an der Identität kein Zweifel besteht. 

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit 
1. die Auskunft die rechtmäßige Erfüllung der Aufgaben gefährden 
würde, die in der Zuständigkeit der Registerbehörde oder der öffentli-
chen Stelle liegen, die die Daten an die Registerbehörde übermittelt 
hat, 
2. die Auskunft die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 
sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten würde 
oder 
3. die Auskunft sich auf die Verarbeitung von Daten beziehen würde, 
die von den Verfassungsschutzbehörden oder dem Bundesnachrichten-
dienst an das Register übermittelt oder aus dem Register an diese 
Stellen übermittelt worden sind. 

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung in den Fällen des Absatzes 2 
Nr.3 bedarf keiner Begründung. In den anderen Fällen unterbleibt die 
Begründung, soweit durch die Mitteilung der tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründe, auf die die Entscheidung gestützt wird, der mit der Aus-
kunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. 
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§ 21 
Geltung des allgemeinen Datenschutzrechts 

Die allgemeinen datenschutzrechtlichen Vorschriften des Bundes und der 
Länder bleiben unberührt, soweit nicht dieses Gesetz oder eine auf ihm 
beruhende Rechtsverordnung etwas anderes vorsieht. 

Fünfter Abschnitt: 
22 

Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- und Landesbehörden 

Auf Aufsichtsbehörden in Ausübung ihrer Aufsichtsfunktionen sind die 
Vorschriften dieses Gesetzes anzuwenden, die für die beaufsichtigten 
Behörden jeweils gelten. Soweit Aufsichtsbehörden sowie oberste Behör-
den des Bundes oder eines Landes zur Erfüllung ihrer Aufgaben Daten 
aus dem Register benötigen, sind diese Daten zu übermitteln. 

23 
Ermächtigungsgrundlagen 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates Rechtsverordnungen zu erlassen 
1. zum Inhalt des Registers (§ 3 Abs.8), 
sowie über 
2. die Übermittlung der Personalien und der weiteren Daten, die an 
das Register zu übermitteln sind (§ 4 Abs.5), 
und 
3. das Verfahren der Datenübermittlung aus dem Register an öffentli-
che Stellen sowie über den Umfang der zu übermittelnden Daten (§ 6 
Abs.4), über die Datenübermittlung anonymisierter Daten (§ 16 Abs.3) 
und über die Aufkunftserteilung an nicht-öffentliche Stellen, die huma-
nitäre oder soziale Aufgaben wahrnehmen, an Behörden anderer Staa-
ten, über- und zwischenstaatliche Organisationen, natürliche Personen 
und juristische Personen des privaten Rechts sowie über die Aus-
kunftserteilung im Rahmen völkerrechtlicher Verträge (§§ 17 Abs.4, 18 
Abs.1 Satz 4, 19 Abs.3, § 18 Abs.2). 
Hinsichtlich der Kosten für die Auskunftserteilung an natürliche Perso-
nen und juristische Personen des privaten Rechts nach § 19 Abs.2 be-
darf es der Zustimmung des Bundesrates zu der Rechtsverordnung 
nicht. 

(2) Wegen der nach Abs.1 festzulegenden Form der Daten und des Ver-
fahrens der Übermittlung kann auf jedermann zugängliche Bekanntma-
chungen sachverständiger Stellen verwiesen werden; 
hierbei ist 
1. in der Rechtsverordnung das Datum der Bekanntmachung anzugeben 
und die Bezugsquelle genau zu bezeichnen, 
2. die Bekanntmachung beim Bundesarchiv niederzulegen und in der 
Rechtsverordnung darauf hinzuweisen. 
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S 24 
Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern erläßt mit Zustimmung des Bundesrates 
allgemeine Verwaltungsvorschriften zu diesem Gesetz und den auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen. Bei bundeseige-
ner Verwaltung bedürfen die al lgemeinen Verwaltungsvorschriften nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. 

25 
Aufhebung von Rechtsvorschriften 

§ 6 des Gesetzes über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes vorn 
28. Dezember 1959 (BGBI.1 S.829) und § 2 Abs.2 des Gesetzes über 
Maßnahmen für im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene 
Flüchtlinge vom 22. Juli 1980 (BGBI.1 S.1057) werden aufgehoben. 

26 
Berlin-Klausel 

27 
Inkrafttreten 

BEGRÜNDUNG 
- Stand: 12.7.1988 - 
DB1.-Nr. 11/060 78-02 

A. Allgemeines 

1. Das Ausländerzentralregister wurde im Jahre 1953 als bundeszentrale 
Kartei der im Bundesgebiet behördlich erfaßten Ausländer eingerichtet. 
Seit 1967 wird das Register in einem automatisierten Verfahren ge-
führt. 
1.1 Eine gesetzl iche Regelung erhielt das Register in § 6 des Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes vom 28.12.1959 (BGBI.1 
S.829): "Das Bundesverwaltungsamt führt das Ausländerzentralregister, 
das der Erfassung von im Bundesgebiet wohnhaften Ausländern dient". 
1.2 Die nähere Ausgestaltung des Registers, insbesondere seine Aufga-
ben im einzelnen und die Kommunikation mit anderen Stellen, wurde in 
der Al lgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Ausländerge-
setzes vom 07.07.1967 (GMBI. S. 231) i.d.F. der Bekanntmachung vom 
10.05.1977 (GMBI. S. 202), geändert durch die Allgemeine Verwaltungs-
vorschrift vom 07.07.1978 (GMBI. S. 368), sowie in Rundschreiben und 
Erlassen des Bundesministers des Innern geregelt. 
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2. Schon in den siebziger Jahren ist die Frage aufgeworfen worden, 
wie die Aktualität und Verläßlichkeit des Registers angesichts der zu-
nehmenden Datenmenge erhalten werden könnten. Eine grundlegende 
Überprüfung legte eine dv-technische Neukonzeption des Registers 
nahe. 
Im Rahmen der Planungsarbeiten, an denen Experten betroffener Be-
hörden aus Bund, Ländern und Kommunen beteiligt waren, ist die Not-
wendigkeit einer umfassenden gesetzlichen Regelung bestätigt worden. 
Die datenschutzrechtlichen Überlegungen haben durch die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 15.12.1983 zum Volkszählungsgesetz 
1983 (BVerfGE 65,1) konkrete Ausformung erhalten. 

3. Der vorliegende Gesetzentwurf geht davon aus, daß die Erfassung 
von Ausländerdaten in einer bundeszentralen Datei auch künftig erfor-
derlich ist, um die Erfüllung unverzichtbarer öffentlicher Aufgaben zu 
gewährleisten. 
Das Ausländerzentralregister unterstützt die Durchführung der auslän-
derrechtlichen Vorschriften und ermöglicht - auch im Interesse des 
Ausländers - schnelle Entscheidungen in Fragen, die die Einreise und 
den Aufenthalt von Ausländern betreffen. Behörden, die Ausländerrecht 
anzuwenden haben, sind im wesentlichen auf Informationen angewiesen, 
die ihnen und anderen deutschen Behörden vorliegen. Dabei handelt es 
sich vielfach um wenige, für die zu treffende Entscheidung aber unver-
zichtbare Erkenntnisse, die zudem noch bei verschiedenen Behörden an-
gefallen sein können. Während Deutsche ihren Wohnsitz in der Regel 
nur innerhalb des Bundesgebietes verändern, wechseln Ausländer ihren 
Wohnsitz häufig zwischen Bundesgebiet und Heimatstaat. Die für die 
Verwaltungstätigkeit wichtige Funktion der dezentralen Melderegister, 
die Einwohner zu identifizieren und durch den Nachweis von Wohnungs-
und Wohnortwechseln auch Hinweise auf örtliche Zuständigkeiten und 
behördliche Erkenntnisse zu gewinnen, kann deshalb bei Ausländern 
vielfach nicht greifen. 
Hinzu kommen sprachlich bedingte Verständigungsprobleme, die in un-
mittelbarem Kontakt verschiedener Stellen mit dem Ausländer das Er-
langen exakter Informationen erschweren und teilweise sogar unmöglich 
machen. 

4. Die Aufgaben des Registers im einzelnen: 
4.1 Durch die Speicherung und Übermittlung bestimmter Personaldaten 
ermöglicht das Register den Behörden, im Rahmen ihrer Aufgabener-
füllung Ausländer zu identifizieren (Identifizierungsfunktion des Regi-
sters). 
4.2 Um den für die Anwendung des Ausländerrechts zuständigen Behör-
den Zugang zu entscheidungsrelevanten Informationen zu geben, ist ein 
zentraler Nachweis unabweisbar. Das Register erfüllt die Nachweisfunk-
tion dadurch, daß Hinweise auf Behörden gespeichert werden, die aus-
länderrechtlich relevante Erkenntnisse besitzen. Aufgrund dieser Hin-
weise, die aus dem Register auf Ersuchen übermittelt werden, können 
bei anderen Behörden vorliegende Informationen durch Anforderung von 
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Akten oder auf andere Weise eingeholt und bei der Entscheidung be-
rücksichtigt werden. 
Die Identifizierungs- und Nachweisfunktion ermöglicht vor allem die 
zügige Erteilung von Sichtvermerken. Durch den Einsatz des Registers 
können in mehr als 90% aller Antragstellungen Sichtvermerke innerhalb 
von Stunden im Gegensatz zu Wochen von den deutschen Auslandsver-
tretungen ausgestellt werden. 
Auf die Identifizierungs- und Nachweisfunktion des Registers sind nicht 
nur Behörden angewiesen, die Ausländerrecht anwenden (vor allem 
Ausländer- und Grenzpolizeibehörden), sondern auch andere Behörden, 
deren Entscheidungen ausländerrechtlich relevant sein können. Dies gilt 
vor allem für Polizeibehörden, die im Rahmen ihrer allgemeinen Auf-
gaben auch die Identität von Ausländern zu überprüfen haben. Es liegt 
auch im Interesse der Ausländer, wenn derartige Überprüfungen zügig 
durchgeführt werden können. 
4.3 Behörden, die Ausländern gegenüber tätig werden, haben vielfach 
Eilentscheidungen zu treffen. Außerhalb der allgemeinen Dienstzeiten 
(nachts, an Samstagen, Sonn- und Feiertagen) können erforderliche In-
formationen bei anderen Behörden nicht beschafft werden. In diesen 
Fällen ist es, um eine rechtzeitige Entscheidung überhaupt zu ermögli-
chen, erforderlich, daß das Register über wichtige, erfahrungsgemäß für 
Eilentscheidungen relevante Erkenntnisse selbst Aufkunft gibt (Substitu-
tionsfunktion des Registers). 
4.4 Das Register ist zwar in erster Linie ein zentrales Instrument zur 
Identifizierung von Ausländern und zum Nachweis von Behörden, bei 
denen Erkenntnisse über einen Ausländer vorliegen, und zur Substitution 
derartiger Erkenntnisse. Daneben dient es aber auch statistischen 
Zwecken für ausländerpol itische Planungen und Entscheidungen. 

5. Das Register verarbeitet personenbezogene Daten von Ausländern. 
Dadurch greift es in das durch Art.2 Abs.1 i.V.m. Art.1 Abs.1 GG ge-
schützte allgemeine Persönlichkeitsrecht ein, das auch für Ausländer 
gilt. 
Der vorliegende Gesetzentwurf trägt diesem Gesichtspunkt unter Ein-
schluß bereichsspezifischer Regelungen des Datenschutzes Rechnung. 
Neben Vorschriften über die Aufgaben des Registers sowie seinen Inhalt 
und die Anlässe der Speicherungen enthält der Entwurf Regelungen 
über die Kommunikationsstruktur des Registers (Übermittlung von Da-
ten an das Register und aus dem Register). 
Dabei ist streng der Grundsatz beachtet, Daten aus dem Register nur 
in dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung des Empfängers erforderlichen 
Umfang zu übermitteln. 
Detailfragen werden in Rechtsversordnungen geregelt. Ihr Inhalt ist in 
Bezug auf die einzelnen Datenfelder, die Datenanlieferung und den 
Auskunftsumfang für die Benutzer in der Anlage aufgeführt. 

6. Die Zuständigkeit des Bundes für das Gesetz ergibt sich aus Art.74 
Nr.4 i.V.m. Art.72 Abs.2 Nr.1 GG. Die Zustimmungsbedürftigkeit folgt 
in erster Linie aus Art.84 Abs.1 GG, da das Gesetz für die Ausländer-
behörden als Behörden der Länder ein bestimmtes Verwaltungsverfahren 
vorschreibt. 
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Ausländerüberwachung - 

Zum Entwurf eines Gesetzes über das Ausländerzentralregister (AZR-
Gesetz) 
Stand: 12.7.1988 

von Thilo Weichert 

Das Ausländerzentralregister (AZR) ist eine der größten und problema-
tischsten Verwaltungsdateien, die es in der Bundesrepublik gibt. Den-
noch wurde diesem Register bisher nur sehr wenig Aufmerksamkeit zu-
teil, nicht zuletzt, weil deutsche Staatsangehörige von ihm aller-
höchstens indirekt (z.B. bei nichtdeutschen Ehepartnern) betroffen sind. 
Anders wie im Falle der. Datenbanken bei Polizei und Geheimdiensten 
blieb das Register bisher weitgehend von Skandalen verschont, obwohl 
und vielleicht weil der Skandal schon im Bestehen dieser Datei selbst 
liegt. Erst in der allerneuesten Zeit entwickelte sich zaghaftes Inter-
esse für das AZR bei Ausländerorganisationen. Der hier dokumentierte 
und kritisierte Entwurf eines AZR-Gesetzes ist der erste Versuch, die-
sem Register eine Grundlage zu geben. 

Ausländerüberwachung seit 1953 
Das AZR ist eine Abteilung 
(Abt. I I I 5) des Bundesverwal-
tungsamtes in Köln. Es wurde 
1953 zum Zweck wirksamer 
Überwachung der angeworbenen 
ausländischen Arbeitnehmerinnen 
im Bundesgebiet eingerichtet. 
Schon im Jahre 1967 wurde die 
Hauptdatei (daneben wurde eine 
Erkenntnisdatei geführt) auf au-
tomatisches Verfahren umge-
stellt. 1980 übermittelte der 
Bundesbeauftragte für den Da-
tenschutz (BfD) dem Bundesin-
nenminister einen Prüfbericht, 
der eine Vielzahl von Mängeln 
aufl istete. Daraufhin wurde eine 
Arbeitsgruppe mit der "Neukon-
zeption des AZR" beauftragt. In 
dieser Arbeitsgruppe waren neben 
den Innenverwaltungen das Stati-
stische Bundesamt, die Grenz-
schutzdirektion (GSD), das Bun-
deskriminalamt (BKA) und der 
beamtete Verfassungsschutz (BfV) 
vertreten. Nicht vertreten in der 
Arbeitsgruppe waren Ausländerin-

nen. Die Mit"täter"schaft der ge-
samten Behörde bei Erstellung 
des nun vorliegenden AZR-Ge-
setzentwurfes ist in den diese 
tangierenden Bestimmungen 
leicht zu erkennen. 
Mit dem Volkszählungsurteil 
mahnte das Bundesverfassungsge-
richt 1983 indirekt auch eine ge-
setzliche Grundlage für das AZR 
an. Das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung sollte 
auch für Nicht-Deutsche gelten. 
Für dessen Einschränkung be-
durfte es also eines Gesetzes. 
Der hier erstmals veröffentlichte 
Referentenentwurf für ein AZR-
Gesetz wurde innerhalb der Exe-
kutive umfassend vorbereitet und 
diskutiert. 

Funktion und Umfang des AZR 
Im AZR sind derzeit Datensätze 
von ca. 10 Millionen Auslände-
rinnen gespeichert, wovon weni-
ger als die Hälfte in der Bundes-
republik wohnhaft sind. 
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Das AZR soll in einen automati-
sierten oigitalisierten Verbund 
sog. Sicherheitsbehörden inte-
griert werden, in dem das poli-
zeiliche INPOL-System wohl die 
wichtigste Rolle spielt, neben 
dem Bundeszentralregister (BZR), 
ZEVIS beim Kraftfahrtbundesamt 
(KBA) und dem Juristischen In-
formationssystem JURIS (siehe 
Busch u.a.: Die Polizei in der 
Bundesrepublik, 1985, S. 125). 
Dieser teilweise schon realisierte 
Verbund wird fortlaufend weiter 
ausgebaut. 
Die Einbeziehung des AZR in 
den sog. Sicherheitsverbund 
scheint im Lichte einer propa-
gierten Ausländerintegrationspoli-
tik anachronistische Züge zu ha-
ben. Die gesamte gesellschaftli-
che Gruppe der Ausländerinnen 
wird damit als Risikopotential, 
unabhängig von konkreten Um-
ständen, angesehen und behan-
delt. Im Lichte zunehmender po-
lizeilicher Präventionspolitik ist 
das AZR dagegen leicht erklär-
bar und hat Wegweiser funktion. 
Mit dem AZR wird derzeit schon 
das praktiziert, wovon Ordnungs-
politiker in Bezug auf die Ge-
samtgesellschaft noch träumen: 
ein zentrales Personen- und Mel-
deregister, welches alle behörd-
lich relevanten Sachverhalte auf-
zunehmen in der Lage ist. Die 
Verdatung der ausländischen Be-
völkerungsminderheit hat in die-
sem wie in manch anderem Sinne 
(Vernetzung, Formen der Auswer-
tung) exemplarischen Charakter 
für die Verdatung anderer gesell-
schaftlicher Gruppen oder gar 
der Gesamtbevölkerung. 
Die Funktion des AZR geht weit 
darüber hinaus, bei der Identifi-
zierung von Ausländerinnen zu 
helfen und Akten nachzuweisen: 
Das AZR soll als alleinige Ent-
scheidungsgrundlage für Verwal-

tungsakte ausreichen (Begr. 
A.4.3). Dadurch erhält es eine 
für Nicht-Deutsche unter Um-
ständen existenzbedrohende 
Rolle. Außerdem werden über 
al le Ausländerinnen derart um-
fangreich und vol lständig Daten 
erfaßt, daß allein anhand dieser 
Daten Persönlichkeitsprofile er-
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stellt werden können. Schon des-
wegen gehört dieses Register mit 
dem Siegel der Verfassungs- und 
Demokratiewidrigkeit versehen. 
Mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf wird in vieler Hin-
sicht Licht in das bisherige Dun-
kel des AZR gebracht. Der Ge-
setzentwurf behauptet, lediglich 
das zu normieren, was geltende 
Verwaltungspraxis ist (Begr. A.7). 
Tatsächlich dürfte das AZRG 
weitgehend das legalisieren, was 
bisher im verfassungsrechtlichen 
Graubereich ohnehin stattfindet. 
Doch enthält der Gesetzentwurf 
darüber hinausgehend technisch 
noch nicht realisierte Mögl ichkei-
ten, insbesondere im Bereich der 
Vernetzung der Ausländerbehör-
den und der Vernetzung. dieser 
Behörden und des AZR mit ande-
ren Stellen. 

Die durch das Register erfaßten 
Personen werden in § 3 be-
schrieben: Gespeichert werden 
alle in der BRD wohnhaften 
Ausländerinnen, sowie solche, die 
irgendeine Beziehung mit der 
BRD hatten (Auslieferung, 
Durchlieferung, ehemalige auf-
enthaltsrechtliche Entscheidun-
gen, insbes. Abschiebung) oder 
künftig haben könnten (Einreise-
bedenken, Ausschreibung zwecks 
Zurückweisung, Überprüfung oder 
Festnahme, internationale Terro-
rismusbekämpfung). Damit wird 
erklärlich, weshalb schon heute 
doppelt so viele Ausländerinnen 
im AZR gespeichert sind, als in 
der BRD tatsächlich leben. Die-
ses Mißverhältnis wird künftig 
eher noch zunehmen. Im Entwurf 
ist keine Aufbewahrungsdauer 
vorgesehen. Durch eine Vielzahl 
von Zugängen, ohne daß es viele 
Löschungen geben wird, wird sich 
der Datenberg weiter erhöhen. 
Erhöhte Zuzugszahlen bei 

Flüchtlingen sowie der geplante 
EG-interne Datenaustausch über 
sog. "Dritt-Ausländer" werden die 
Zahl der erfaßten Menschen wei-
ter ansteigen lassen. 
Zweck des AZR ist nach § 2 
Abs. 1 neben der Identifizierung 
und der Aufenthaltsermittlung 
von Ausländerinnen sowie dem 
Aktennachweis über diese v.a. 
die Hilfeleistung zur "Aufgabe-
nerfüllung der Übermittlung er-
suchenden öffentlichen Stellen". 
Dieser Aufgabe entsprechend um-
fangreich ist der Speicherungska-
talog. Während § 3 Abs. 3 Nr. 1 
fast nur Identifizierungsangaben 
enthält (Ausnahme z.B. letzter 
ausgeübter Beruf im Heimatland), 
öffnet § 3 Abs. 3 Nr. 2 (und er-
gänzend dazu § 6 Abs. 1 Satz 2) 
der Datenerfassung jede norma-
tive Schranke. Da Informationen 
über praktisch alle Lebenssach-
verhalte, von den Wohnverhält-
nissen über Berufs-, Einkommens-
und Familienverhältnisse bis zur 
politischen Orientierung und Or-
ganisation, Angaben sein können, 
auf Grund derer "aufenthalts-
rechtliche Entscheidungen getrof-
fen worden sind", können nach 
dem Gesetz auch all diese Sach-
verhalte gespeichert werden. 
Über § 3 Abs. 5 werden nicht 
nur aus der Vergangenheit rele-
vante Sachverhalte speicherbar, 
sondern ganz generell "andere 
Sachverhalte, wenn dies erfor-
derlich ist". 
Ob die Gründe von aufenthalts-
rechtlichen Entscheidungen und 
Einreisebedenken elektronisch ge-
speichert werden, oder "nur" in 
Form von Akten beim AZR ge-
führt werden, geht aus den §§ 3 
Abs. 7 und 6 Satz 3 nicht klar 
hervor. Es bestanden zumindest 
Bestrebungen, auch Freitexte zur 
elektronischen Speicherung zu 
bringen. Dies wird durch die 
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vorgeschlagene Regelung des 
Entwurfs nicht ausgeschlossen. 
Relevant ist aber insbesondere, 
daß überhaupt zentral, anstelle 
bisher ausschließlich dezentral 
bei den Ausländerbehörden, Ak-
ten über Ausländerinnen gehalten 
werden sollen, die auf Ersuchen 
übersandt werden können. Fol-
gende Verfügungstexte sollen 
gemäß der Anlage aufbewahrt 
werden: Ausweisungs- und Ab-
schiebungsbegründungen, Ein-
schränkungen und Untersagungen 
politischer Betätigung, Einreise-
bedenken. Der Aufwand für et-
was detai l liertere Auskunftsersu-. 
chen wird stark reduziert. Eine 
paral lele Aktenführung neben den 
zuständigen Ausländerbehörden 
dürfte für die Zukunft die Kon-
sequenz der Regelung sein. 

Wer hat Zugang zum AZR? 
Scheinbar sehr detai l liert gere-
gelt ist die Übermittlung von 
Daten zum und vorn AZR. Die 
Übermittlungsregelungen des § 4 
entsprechen den jeweiligen Auf-
gaben der Absenderbehörden. An-
ders als die Übermittlungsrege-
lung des § 4 Abs. 2 für das Ver-
hältnis zum Verfassungsschutz, 
die im übrigen erheblich enger 
ist als die geplante Übermitt-
lungsregelung des § 10 
BVerfSchG (abgedruckt in CHIP 
Nr. 29, S. 15), enthält § 4 Abs. 
1 für die Ausländerbehörden, die 
Grenzpolizeibehörden, das Bun-
desamt für die Anerkennung von 
ausländischen Flüchtl ingen 
(BfAF), das Bundeskriminalamt 
(BKA) usw. keine explizit be-
schränkende Befugnisnorm. Die 
Regelung stellt das fest, was 
bisher durch die normative Kraft 
des Faktischen "zulässig" war. 
Durch § 4 Abs. 3 i.V.m. § 3 
Abs. 5 wird die zunächst in § 4 
Abs. 1 und 2 recht restriktiv 

klingende Regelung ins Uferlose 
ausgeweitet: Als Suchvermerk 
kann praktisch jede Behörde Da-
ten im AZR einstellen und su-
chen lassen. 
In § 4 Abs. 4 und § 15 wird das 
automatisierte Abrufverfahren, 
also der elektronische on-line-
Datenaustausch, zwischen AZR 
und folgenden Behörden zugelas-
sen (Anlieferung und Abfrage): 
Ausländerbehörden, Grenzpolizei-
behörden, Bundesamt für die An-
erkennung ausländischer Flücht-
linge (BfAF), BKA, OLG-Staats-
anwaltschaften, Vertriebenenbe-
hörden (AfV), Einbürgerungsbe-
hörden, Bundesamt für Verfas-
sungsschutz (BfV) und Bundes-
nachrichtendienst (BND). On-line 
abfragebefugt sind zudem alle 
weiteren Pol izeibehörden, al le 
Staatsanwaltschaften, das Zoll-
kriminalinstitut (ZKI) und die 
Bundesanstalt für Arbeit (BfA). 
Bisher nicht bekannt war, daß 
schon heute die in § 15 genann-
ten Behörden on-line Zugriff auf 
das AZR haben, so wie dies die 
Begründung (zu § 15) vermuten 
läßt. Weitere Direktverbindungen 
können über das BDSG genehmigt 
werden. 
Der Zugriff der Ausländerbehör-
den, des BfAF und der Grenzpo-
lizeibehörden ist in keiner Weise 
beschränkt, ebenso wenig wie der 
Zugriff für sonstige Polizeibehör-
den und Staatsanwaltschaften (55 
7, 8). Dem Erfordernis nach ei-
nem besonderen Ersuchen nach 5 
8 Abs. 2 dürfte keine Bedeutung 
zukommen, da hieran keinerlei 
materiell-rechtliche Kriterien und 
kein spezifisches Verfahren ge-
knüpft werden. 
Die unbeschränkte Auskunfts-
übermittlung an das BfAV nach § 
7 wird mit einer geplanten Än-
derung des Asylrechts begründet, 
die die Abschaffung des Grund-
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rechtsanspruches auf pol itisches 
Asyl nach Art. 16 Abs. 2 Satz 2 
GG voraussetzt (mit Verweis auf 
Schengen, EG: Begr. zu § 7). 
Das Gesetz geht also davon aus, 
daß die Europäisierung und An-
gleichung des Asylrechts auf EG-
Ebene beschlossene Sache sei. 
Ebenso wenig akzeptabel ist die 
unbeschränkte Auskunft an die 
Grenzbehörden. Diese erhält nur 
dadurch einen Sinn, daß deren 
Funktion geändert werden soll: 
Nicht nur die Exekutierung von 
ausländerrechtlichen Entscheidun-
gen soll den Grenzbehörden 
möglich sein, sondern auch das 
Fällen solcher Entscheidungen 
selbst, z.B. durch Zurückweisung 
von Personen direkt an der 
Grenze. 
Die Übermittlung an das ZKI (§ 
9), ar die BfA (§ 10), an die 
Ämter für Vertriebene (§ 11), 
die Geheimdienste (§ 12) und in-
nerhalb des Bundesverwaltungs-
amtes (§ 13) ist zwar scheinbar 
durch einen Katalog von Daten-
feldern beschränkt, die die je-
weiligen dort ausgeführten Auf-
gaben am stärksten berühren. 
Doch wird diese Beschränkung 
konterkariert durch die on-line 
Abrufmöglichkeit. Die Zugriffsbe-
schränkungen sind lediglich tech-
nisch zu realisieren und de facto 
effektiv kaum zu kontrollieren. 
Die materiell-rechtlichen Schran-
ken der §§ 7 bis 14 werden 
schließlich völlig durch die Aus-
nahme des § 6 Abs. 1 Satz 2 ad 
absurdum geführt, wonach auch 
die sonstigen Daten zu übermit-
teln sind, die "der Empfänger 
zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt". Diese "bereichsspezifi-
sche" Regelung unterscheidet 
sich in nichts von der bisher als 
zu unbestimmt angesehenen Ge-
neralklausel des § 10 Abs. 1 
Satz 1 BDSG. 

Die on-line Anbindung der Ge-
heimdienste verletzt das verfas-
sungsrechtlich verankerte Prinzip 
der Trennung von Geheimdienst 
und Polizeibehörden. 
Die on-line Anbindung aller rele-
vanten sog. Sicherheitsbehörden 
macht die Ausländerinnen zu de-
ren informationellen Freiwild. 
Die vorliegende Regelung läßt 
vermuten, daß an der Grenze zu-
rückzuweisende Ausländerinnen 
sowohl im AZR als auch in der 
INPOL-Personenfahndungsdatei 
(Grenzschutz, Pol izei) gespeichert 
sein sol len, sowie in weiteren 
Spezialdateien wie z.B. ehemals 
GEAK (Grenzübertritt von Ange-
hörigen arabischer Länder) oder 
FAMAL (Sichtvermerksanträge 
von lybischen Staatsangehörigen). 
Auch für andere besondere Grup-
pen von Nicht-Deutschen dürfte 
es an verschiedenen Stellen re-
dundante Speicherungen geben. 
Die gegenseitige Aktualisierung 
z.b. der INPOL-Dateien der Poli-
zei, der NADIS-Dateien der Ver-
fassungsschutzbehörden oder der 
Dateien der lokalen Ausländerbe-
hörden kann künftig im Ab-
gleichverfahren ohne großen 
Aufwand durchgeführt werden. 
Ein solcher Massenabgleich ist 
zwar nicht im Gesetz besonders 
vorgesehen, doch dürfte er nach 
Ansicht der Entwurfsautoren 
durch die automatische Abruf-
möglichkeit miterfaßt sein (Begr. 
zu § 4 Abs. 4), 
Jede Beschränkung wird schließ-
lich dadurch aufgehoben, daß die 
"Ausnahme" des § 6 Abs. 1 Satz 
2 nicht nur für die in den §§ 7 
bis 13 genannten, sondern für 
alle Behörden (§ 14) gelten soll. 
§ 22 normiert den unbeschränk-
ten Datenzugriff der Aufsichts-
behörden. Dieses bisher auch in 
anderen Bereichen kaum in Frage 
gestellte "Recht" sollte im Inter-



Bürgerrechte & Polizei 31 25 

esse informationeller Gewalten-
teilung und in Anbetracht der 
betriebenen Verwaltungsvernet-
zung bis in die höchsten Ebenen 
in Frage gestellt werden. 

Personenkennziffer für Auslän-
derinnen 
In § 5 Abs. 1 versteckt ist die 
AZR-Nummer, jetzt zum "Ge-
schäftszeichen" deklariert. Dieser 
Nummer kommt die Funktion ei-
nes (verfassungsrechtlich bedenk-
lichen) Personenkennzeichens zu, 
mit welchem Dateien erschlossen 
und verknüpft werden können. 
Eine Beschränkung der Nummer 
nur für den Verkehr der Auslän-' 
derbehörden enthält der Ge-
setzentwurf nicht. Das Ge-
schäftszeichen kann also auch 
von der Polizei und anderen Be-
hörden verwendet werden. Dem 
steht auch nicht die Begründung 
entgegen, wonach das "Ge-
schäftszeichen" in der Regel nur 
der aktenführenden Ausländerbe-
hörde oder dem Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge vor"liegt" (Begr. zu § 
5 Abs. 1). 

AZR als Mittel der Ausländerin-
nenpolitik 
Nach § 2 Abs. 3 dient das Regi-
ster als Grundlage für Planungen 
und Statistiken. Zu diesem 
Zweck erhalten die Statistikäm-
ter und obersten Bundes- und 
Landesbehörden gemäß § 16 
anonymisierte Daten übermittelt. 
Schon heute werden aufgrund des 
Materials aus dem AZR detail-
lierte Statistiken erarbeitet, so 
z.B. die alle zwei Jahre neu 
aufgelegte über 100-seitige Bro-
schüre "Die Ausländer" des Stati-
stischen Landesamtes Baden-
Württemberg oder die Auslän-
derjahresstatistik des Bundessta-
tistikamtes. Oppositionsparteien 

konnten in der Vergangenheit er-
fahren, daß dagegen Statistiken, 
mit Hilfe derer die Regierung 
hätte kritisiert werden können, 
z.B. über die gesetzl ichen 
Grundlagen der Asylablehnungen, 
nicht erstellt werden "konnten". 
Die Regierungen haben über die 
vollständige Erfassung al ler Aus-
länderinnen eine hervorragende 
Grundlage zur Erstel lung von 
statistischem Material, mit wel-
chem restriktive Ausländerpolitik 
legitimiert werden kann. 
Die Möglichkeit der Erstellung 
von Statistiken für einzelne Be-
hörden anhand von AZR-Daten 
ist neu (5 5 Abs. 2). Hierbei 
geht es nicht allein um die Be-
sorgung von Daten zwecks "Vor-
bereitung von Sprachkursen oder 
anderer Integrationsmaßnahmen" 
(Begr. § 5 Abs. 2). Zulässig wird 
dadurch die lokale und regionale 
Erstellung von Ausländerkrimina-
litätsatlanten durch die Polizei 
mit AZR-Daten oder die Verbes-
serung der Planungen zur "Rück-
kehrförderung", zur "Famil ienzu-
sammenführung in der Heimat" 
oder zu sonstigen repressiven 
Maßnahmen z.B. unter dein 
Stichwort der "Generalpräven-
tion". 

AZR-Daten für nicht-staatliche 
Stellen 
Die Zulassung der Auskunftser-
teilung an nicht-öffentl iche 
Stellen, die humanitäre oder so-
ziale Aufgaben wahrnehmen (5 
17), ist äußerst zweischneidig. So 
sehr gewisse Grunddaten für hu-
manitäre Arbeit notwendig sein 
können, so wenig bedarf es dafür 
einer Abfrage in einem zentralen 
Register. Weshalb Rotes Kreuz, 
kirchlicher Suchdienst oder das 
"Deutsche Institut für Vormund-
schaftswesen" Personendaten aus 
dem AZR benötigen, wird auch 
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in der Gesetzesbegründung nicht 
ausgeführt. Mit Zustimmung des 
oder der Betroffenen kann jede 
humanitäre oder soziale Organi-
sation für Ausländerinnen aktiv 
werden. § 17 lädt solche Institu-
tionen vielmehr ein, Ausländerin-
nen gegen deren Willen ihre 
Dienste aufzudrängen. Beängsti-
gend ist, daß § 17 keinerlei ma-
teriell-rechtliche Voraussetzungen 
für die Übermittlung formuliert. 
Die Auskunft an sonstige Privat-
rechts-Personen (§ 19) ist relativ 
restriktiv geregelt. Der Einsatz 
des AZR für Privatauskünfte ba-
siert aber auf dem gleichen 
Prinzip aller sonstigen Auskunfts-
regelungen: der umfassenden 
Verwendung eines zentralen 
Melde- oder Personenregisters, 
gegen welches, angewendet auf 
Deutsche von Deutschen, 
schwerwiegende verfassungs-
rechtliche Bedenken vorgebracht 
würden. 

AZR-Daten an ausländische 
Stellen 
Die in § 18 ermöglichte Aus-
kunftserteilung an Behörden an-
derer Staaten sowie zwischen-
und überstaatliche Organisationen 
ist ebenso wenig an materiell-
rechtliche Anforderungen ge-
knüpft. Die Abwägung der 
"schutzwürdigen Belange des Be-
troffenen" mit den "berechtigten 
Interessen" des ausländischen 
Empfängers läßt jedes beliebige 
Ergebnis zu. Derart unbestimmte 
Rechtsbegriffe können keine 
schwerwiegenden Grundrechtsein-
griffe rechtfertigen, schon gar 
nicht, wenn hierbei Diktaturen 
oder autoritäre Staaten beteiligt 
sein können. § 18 ist zudem das 
Einfallstor für eine Europäisie-
rung des AZR nach einer Euro-
päisierung des Ausländer- und 
Asylrechts. Insbesondere Absatz 

2 ist darauf angelegt, die Daten 
des AZR nicht-deutschen oder 
europäischen Institutionen zu-
gänglich zu machen. 

Kein unbeschränktes Auskunfts-
recht der Betroffenen 
Die Rechtlosstellung der Betrof-
fenen, bekannt aus den sonstigen 
sog. Sicherheitsgesetzen, wird in 
§ 20 des Entwurfes über die 
Auskunft an den Betroffenen 
fortgeführt: Alle und jeder erhal-
ten Auskunft, nur die betroffe-
nen Menschen selbst nicht. Die 
Auskunftserteilung kann verwei-
gert werden wegen Gefährdung 
der Aufgabenerfüllung der Be-
hörde, wegen Gefährdung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ord-
nung und wegen möglicher Aus-
forschung eines Geheimdienstes. 
Die Ablehnung der Auskunft aus 
den beiden letztgenannten Grün-
den soll grundsätzlich ohne Be-
gründung erfolgen und wird da-
durch justitieller Überprüfung de 
facto entzogen. 
Vom informationellen Selbstbe-
stimmungsrecht der Ausländerin-
nen bleibt maximal ein staatli-
cher Gnadenakt in Form einer 
begrenzten Auskunftserteilung 
übrig. An der Regelung des 20 
wird die Objektrolle, die den 
Ausländerinnen im gesamten Ge-
setzeswerk durchgängig zugeteilt 
wird, am deutl ichsten. 
Beredt ist der Gesetzentwurf in 
dem, was er nicht regelt: Entge-
gen den Anforderungen des Bun-
desverfassungsgerichts an eine 
bereichsspezifische Regelung gibt 
es keine Normierung der Grund-
sätze des Berichtigens und Lö-
schens von Daten. Ebenso fehlt 
jegliche organisatorische oder 
verfahrensrechtliche Regelung, 
die Kontrolle, Richtigkeit und 
Aktualität des Bestandes sowie 
die Beteiligung der betroffenen 
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Ausländerinnen regelt. Hier wird 
lapidar euf das allgemeine Da-
tenschutzrecht verwiesen (§ 21). 
Auf die besonderen Gefahren ei-
ner gesamte Persönlichkeitspro-
file beinhaltenden Datei von ei-
ner gesellschaftlichen Minderheit 
und sozialen Randgruppe, die aus 
der deutschen Geschichte mehr 
als bekannt sein müßten, wird 
nicht eingegangen. Demokratische 
oder sonstige Sicherungen sind 
nicht vorgesehen. Es scheint 
vielmehr ein erwünschter Effekt 
zu sein, die Ausländerinnen über 
das AZR informationell voll im 
Griff zu haben, um gegen sie 
kollektiv oder individuell, je nach 
exekutivem Gusto, eingreifen zu 
können. Daran ändert sich auch 
nichts dadurch, daß die Begrün-
dung des Gesetzentwurfs, anders 
als die vor kurzem bekannt ge-
wordenen geplanten neuen Aus-
ländergesetze, nicht in offen 
rechtsradikales Vokabular verfällt 
(vgl. aber Begr. 3. oder zu 5 3 
Abs. 2 Nr. 1). Der Entwurf geht 
sogar so weit, die Datenverarbei-
tung im AZR als im "Interesse" 
der Ausländerinnen zu deklarie-
ren, da mit Hilfe des Registers 
Sichtvermerksanträge oder Perso-
nenüberprüfungen beschleunigt 
würden (Begr. 4.2). 
Die Diktion des Entwurfs ist 
technokratisch, kaum ideologie-
gefärbt. Die Inhalte der Auslän-
dergesetzes-Vorhaben und des 
AZR-Gesetz-Entwurfes ergänzen 
sich dennoch problemlos. Die 
Rolle, die in - beiden Projekten 
den Ausländerinnen zugewiesen 
wird, ist identisch: die eines 
Objektes exekutiver Willkür. Ein 
zentrales, über ein Aktennach-
weissystem hinausgehendes Sy-
stem einer Meldedatei über eine 
soziale Minderheit kann keine 
menschengerechte Funktion er-
füllen. Angriffspunkt darf deshalb 

nicht nur das geplante AZR-Ge-
setz, sondern muß das AZR 
selbst sein. 
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DOKUMENTATION 
Entwurf eines Gesetzes über das Bundeskriminalamt und die Zusam-
menarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angele-
genheiten (Bundeskrim I nal am tgesetz - BKAG -) 
Stand: 1. August 1988 

1. Abschnitt: 
Zentrale Einrichtungen zur Zusammenarbeit in kriminalpolizeilichen An-
gelegenheiten, Aufgaben des Bundeskriminalamtes (55 1-5) 

2. Abschnitt: 
Befugnisse des Bundeskriminalamtes (55 6-9) 

3. Abschnitt: 
Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern (55 10-14) 

4. Abschnitt: 
Gemeinsame Bestimmungen (55 15-20) 

1. Abschnitt: 
1 

Zentrale Einrichtungen zur Zusammenarbeit in kriminalpolizeilichen An-
gelegenheiten 

(1) Der Bund unterhält ein Bundeskriminalamt zur Zusammenarbeit des 
Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten zur Be-
kämpfung der länderübergreifenden und internationalen Kriminalität. 
(2) 1) Die Länder unterhalten für ihren Bereich zentrale Dienststellen 
der Kriminalpolizei (Landeskriminalämter) zur Sicherung der Zusam-
menarbeit des Bundes und der Länder. 

2) Mehrere Länder können ein gemeinsames Landeskriminalamt im 
Sinne des Satzes 1 unterhalten. 

5 2 
Zentralstelle 

(1) Das Bundeskriminalamt hat die Aufgaben einer Zentralstelle für das 
polizeiliche Auskunfts- und Nachrichtenwesen und für die Kriminalpoli-
zei sowie die Aufgabe, die Pol izeien des Bundes und der Länder bei 
der polizeilichen Verbrechensbekämpfung (vorbeugende Bekämpfung und 
Verfolgung von Straftaten) zu unterstützen. 
(2) Das Bundeskriminalamt hat zur Wahrnehmung dieser Aufgaben 

1. alle hierfür erforderlichen Informationen, insbesondere sach- und 
personenbezogene Auskünfte, Nachrichten und Unterlagen, zu sammeln 
und auszuwerten, 

2. die Strafverfolgungsbehörden des Bundes und der Länder unverzüg-
lich über die sie betreffenden Informationen und die in Erfahrung ge-
brachten Zusammenhänge von Straftaten zu unterrichten, 

3. zentrale erkennungsdienstliche Einrichtungen und Sammlungen zu 
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unterhalten sowie die zu deren Betrieb und Unterhaltung erforderliche 
Zusammenarbeit in der Polizei zu koordinieren, 

4. die erforderlichen Einrichtungen für alle Bereiche kriminaltechni-
scher Untersuchungen und für kriminaltechnische Forschung und Ent-
wicklung zu unterhalten sowie die Zusammenarbeit in der Polizei auf 
diesen Gebieten zu koordinieren, 

5. die Entwicklung der Kriminalität zu beobachten und daraus krimi-
nalpol izeiliche Analysen und Statistiken zu erstellen, 

6. pol izeiliche Methoden und Arbeitsweisen der Verbrechensbekämp-
fung zu erforschen und zu entwickeln, 

7. Fortbildungsveranstaltungen auf kriminalpolizei l ichen Spezialgebie-
ten durchzuführen. 
(3) Das Bundeskriminalamt erstattet erkennungsdienstl iche und krrninal-
technische Gutachten für Strafverfahren und Anforderung von Polizei-
dienststellen, Staatsanwaltschaften und Gerichten. 

6 3 
Internationale Zusammenarbeit 

(1) Das Bundeskriminalamt ist Nationales Zentralbüro der Internationa-
len Kriminalpolizeilichen Organisation (IKPO-INTERPOL) für die Bun-
desrepublik Deutschland. 
(2) 1) Der zur Durchführung der pol izeilichen Verbrechensbekämpfung 
notwendige Dienstverkehr mit Polizei- und Justizbehörden sowie sonsti-
gen insoweit zuständigen öffentlichen Stellen anderer Staaten ist dem 
Bundeskriminalamt vorbehalten. 

2) Für die Grenzgebiete können aufgrund von Vereinbarungen des 
Bundesministers des Innern mit den obersten Landesbehörden Ausnah-
men zugelassen werden. 

§ 4 
Strafverfolgung 

(1) Die polizeiliche Verbrechensbekämpfung ist Sache der Länder, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
(2) Das Bundeskriminalamt nimmt die polizeilichen Aufgaben auf dem 
Gebiet der Strafverfolgung selbst wahr 

1. in Fällen der international organisierten ungesetzl ichen Handels 
mit Waffen, Munition, Sprengstoffen oder Betäubungsmitteln und der 
international organisierten Herstel lung oder Verbreitung von Falschgeld, 
die eine Sachaufklärung im Ausland erfordern, sowie damit im Zusam-
menhang begangener Straftaten; in Fällen minderer Bedeutung kann die 
Staatsanwaltschaft im Benehmen mit dem Bundeskriminalamt die Er-
mittlungen einer anderen sonst zuständigen Polizeibehörde übertragen; 

2. in Fällen von Straftaten, die sich gegen das Leben (55 211, 212 
des Strafgesetzbuches) oder die Freiheit (55 234, 234a, 239, 239b des 
Strafgesetzbuches) des Bundespräsidenten, von Mitgliedern der Bundes-
regierung, des Bundestages und des Bundesverfassungsgerichts oder der 
Gäste der Verfassungsorgane des Bundes aus anderen Staaten oder der 
Leiter und Mitglieder der bei der Bundesrepublik Deutschland beglau-
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bigten diplomatischen Vertretungen und der Ständigen Vertretung der 
DDR richten, wenn anzunehmen ist, daß der Täter aus politischen Mo-
tiven gehandelt hat und die Tat bundes- oder außenpolitische Belange 
berührt. 
Die Wahrnehmung der Aufgaben nach Satz 1 Nr. 2 bedarf der Zustim-
mung des Bundesministers des Innern; bei Gefahr im Verzuge kann das 
Bundeskriminalamt vor Erteilung der Zustimmung tätig werden. 
(3) Das Bundeskriminalamt nimmt darüber hinaus die polizeilichen Auf-
gaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung selbst wahr, wenn 

1. eine zuständige Landesbehörde darum ersucht oder 
2. der Bundesminister des Innern es aus schwerwiegenden Gründen 

anordnet oder 
3. der Generalbundesanwalt darum ersucht oder einen Auftrag erteilt. 

(4) Die für die Strafrechtspflege und die Polizei zuständigen obersten 
Landesbehörden sind unverzüglich zu benachrichtigen, wenn das Bun-
deskriminalamt polizeiliche Aufgaben auf dem Gebiet der Verbrechens-
bekämpfung wahrnimmt; außerdem sind unverzüglich zu benachrichtigen 
der Generalbundesanwalt in den Fällen, in denen er für die Führung 
der Ermittlungen zuständig ist, und in den übrigen Fällen die General-
staatsanwälte, in deren Bezirken ein Gerichtsstand begründet ist. Die 
Verpflichtung anderer Polizeibehörden zum ersten Zugriff und zur 
Durchführung der notwendigen unaufschiebbaren Maßnahmen sowie die 
Befugnisse der Staatsanwaltschaft nach § 161 der Strafprozeßordnung 
bleiben unberührt. 
(5) In den Fällen der Absätze 2 und 3 kann das Bundeskriminalamt den 
zuständigen Landeskriminalämtern (5 1 Abs.2) Weisungen für die Zu-
sammenarbeit geben. Die oberste Landesbehörde ist unverzüglich zu 
benachrichtigen. 

§ 5 
Schutz von Mitgliedern der Verfassungsorgane 

(1) Unbeschadet der Rechte des Präsidenten des Deutschen Bundestages 
und der Zuständigkeit des Bundesgrenzschutzes und der Polizei der 
Länder obliegt dem Bundeskriminalamt 

1. der erforderliche Personenschutz für die Mitglieder der Verfas-
sungsorgane des Bundes sowie in besonderen Fällen der Gäste dieser 
Verfassungsorgane aus anderen Staaten; 

2. der innere Schutz der Dienst- und der Wohnsitze sowie der jewei-
ligen Aufenthaltsräume des Bundespräsidenten, der Mitglieder der Bun-
desregierung und in besonderen Fällen ihrer Gäste aus anderen Staaten. 
(2) Sollen Beamte des Bundeskriminalamtes und andere Polizeikräfte in 
den Fällen des Absatzes 1 zugleich eingesetzt werden, so entscheiden 
darüber der Bundesminister des Innern und die oberste Landesbehörde 
im gegenseitigen Einvernehmen. 
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2. Abschnitt: 
6 

Führung kriminalpolizellicher personenbezogener Sammlungen in Akten 
und Dateien der Zentralstelle 

(1) 1) Das Bundeskriminalamt darf personenbezogene Informationen in 
Akten aufbewahren und in Dateien speichern sowie verändern und nut-
zen, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben als Zentralstelle erfor-
derlich ist. 

2) Bei in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten sind unter 
Berücksichtigung des Grundes der Speicherung, der Art und Schwere 
des Sachverhalts sowie des Alters des Betroffenen angemessene Fristen 
festzulegen, nach deren Ablauf zu prüfen ist, ob die weitere Speiche-
rung erforderlich ist. 
(2) Bei in Dateien gespeicherten personenbezogenen Daten von 

1. gefährdeten Personen und Geschädigten, 
2. Zeugen, Anzeigeerstattern, Hinweisgebern und anderen Auskunfts-

personen sowie 
3. Personen, die ledigl ich aufgrund ihrer mögl ichen Verbindung mit 

Beschuldigten oder Tatverdächtigen gespeichert sind, 
ist jewei ls nach einem Jahr, gerechnet vorn Zeitpunkt, an dem das 
letzte Ereignis eingetreten ist, das die Speicherung begründet hat, zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen für die Speicherung noch vorliegen. 
(3) Personenbezogene Daten von Zeugen, soweit sie nicht zur Aufent-
haltsermittlung ausgeschrieben werden, Anzeigeerstattern, Hinweisge-
bern oder anderen Auskunftspersonen dürfen in Dateien der Zentral-
stelle nur gespeichert werden, soweit dies zu Zwecken der Dokumenta-
tion und Bearbeitung des Spuren- und Hinweisaufkommens im Rahmen 
umfangreicher Strafermittlungsverfahren erforderlich ist. 
(4) Werden Bewertungen in Dateien der Zentralstelle gespeichert, muß 
feststellbar sein, bei welcher Stelle die Unterlagen geführt werden, die 
der Bewertung zugrunde l iegen. 

§ 7 
Informationsübermittlung im innerstaatlichen Bereich 

(1) Das Bundeskriminalamt darf an andere Pol izeien des Bundes und an 
Polizeien der Länder personenbezogene Informationen übermitteln, so-
weit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben oder der des Empfängers er-
forderlich ist. 
(2) Das Bundeskriminalamt darf an andere als die in Absatz 1 genann-
ten Behörden und sonstige öffentliche Stellen personenbezogene Infor-
mationen übermitteln, soweit dies in anderen Rechtsvorschriften vorge-
sehen oder erforderlich ist 

1. zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2, 
2. zur Verhütung oder Beseitigung erheblicher Nachtei le für das Ge-

meinwohl oder sonst zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit, 

3. Für Zwecke der Rechtspflege in Strafverfolgungs-, Strafvollstrec-
kungs- und Strafvollzugsangelegenheiten oder 
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4. zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des Rechts 
einzelner. 
(3) 1) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nrn. 2 oder 4 kann 
das Bundeskriminalamt personenbezogene Informationen auch an 
nichtöffentliche Stel len oder Personen übermitteln. 

2) Es hat die Übermittlung sowie ihren Anlaß aufzuzeichnen. 
(4) Das Bundeskriminalamt hat bei Übermittlungsersuchen nach Absatz 
2 Nrn. 2 und 4 und nach Absatz 3 zu prüfen, ob ein Hinweis auf das 
Bundeszentralregister oder andere Quellen ausreichend ist. 
(5) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Informa-
tionen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur zu dem 
Zweck verarbeiten und nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden 
sind. 
(6) Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens für andere 
als den zur Teilnahme am polizeilichen Informationssystem berechtigten 
Behörden bedarf der Zustimmung des Bundesminister des Innern und der 
Innenminister/-senatoren der Länder. 

§ 8 
Befugnisse bei der Zusammenarbeit im internationalen Bereich 

(1) Das Bundeskriminalamt darf an ausländische Polizei- und Justizbe-
hörden sowie an sonstige für die polizeiliche Verbrechensbekämpfung 
zuständige öffentliche Stellen anderer Staaten personenbezogene Infor-
mationen übermitteln, soweit dies erforderlich ist 

1. zur Unterstützung bei der Verfolgung von Straftaten und der 
Strafvollstreckung nach Maßgabe der Vorschriften über die internatio-
nale Rechtshilfe in strafrechtl ichen Angelegenheiten, 

2. zur vorbeugenden Verbrechensbekämpfung bei Straftaten von er-
heblicher Bedeutung, 

3. zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Gefahr durch den 
Empfänger, 

4. zur Suche nach Vermißten oder zur Feststellung der Identität von 
Personen oder unbekannten Toten. 
(2) Mit Zustimmung des Bundesministers des Innern und der Innenmini-
ster/-senatoren der Länder darf das Bundeskriminalamt an zentrale Po-
lizeibehörden anderer Staaten sowie an internationale Datenbestände 
personenbezogene Fahndungsdaten im automatisierten Verfahren über-
mitteln. 
(3) Das Bundeskriminalamt darf als Nationales Zentralbüro der Interna-
tionalen Kriminalpolizeilichen Organisation (IKPO-INTERPOL) das Gene-
ralsekretariat der Organisation beim Informationsaustausch mit anderen 
Staaten beteiligen, soweit dies aus Gründen der Informationssteuerung 
geboten oder zu Zwecken der Informationssammlung und Auswertung 
durch das Generalsekretariat erforderlich ist. 
(4) 1) Das Bundeskriminalamt hat die Übermittlung und ihren Anlaß 
aufzuzeichnen. 

2) Der Empfänger personenbezogener Informationen ist darauf hinzu-
weisen, daß sie nur zu dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dem sie 
übermittelt worden sind. 
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3) Ferner ist ihm die beim Bundeskriminalamt vorgesehene 
Löschungsfrist mitzuteilen. 

4) Die Übermittlung personenbezogener Informationen unterbleibt, 
soweit Grund zu der Annahme besteht, daß dadurch gegen den Zweck 
eines deutschen Gesetzes verstoßen würde oder der Betroffene ein 
schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluß der Übermittlung hat oder 
nicht erwartet werden kann, daß vergleichbaren Übermittlungsersuchen 
des Bundeskriminalamtes entsprochen würde. 
(5) 1) Das Bundeskriminalamt darf personenbezogene Informationen an 
Dienststellen der Stationierungsstreitkräfte im Rahmen des Artikel 3 
des Zusatzabkommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien des 
Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich 
der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten ausländischen 
Streitkräfte vom 3. August 1959 (BGBI. 1961 II S. 1183) übermitteln, 
wenn dies zur rechtmäßigen Erfüllung der in deren Zuständigkeit lie-
genden Aufgaben erforderlich ist. 
2 Absatz 4 Satz 1 bis 3 gilt entsprechend. 
(6) 1) Das Bundeskriminalamt darf auf Ersuchen der in Absatz 1 ge-
nannten Behörden 

1. gesuchte Personen zur Festnahme oder Aufenthaltsermittlung aus-
schreiben oder sonstige Fahndungsmaßnahmen einschließlich der Polizei-
lichen Beobachtung veranlassen und 

2. Verfahren zur Feststellung der Identität einer Person durchführen. 
2) Die Vorschriften über die internationale Rechtshilfe in strafrecht-

lichen Angelegenheiten bleiben im übrigen unberührt. 
(7) 1) Das Bundeskriminalamt darf bei Warnmeldungen von Sicherheits-
behörden anderer Staaten Personen zur Ingewahrsamnehme ausschreiben, 
wenn die Ingewahrsamnahme unerläßlich ist, um die unmittelbar bevor-
stehende Begehung einer Straftat zu verhindern und die Zuständigkeit 
eines Landes nicht festgestellt werden kann. 

2) Die Innenminister/- senatoren der Länder sind unverzüglich zu un-
terrichten. 

§9 
Befugnisse beim Schutz von Mitgliedern der Verfassungsorgane 

(1) 1) Dem Bundeskriminalamt stehen zur Erfüllung seiner Aufgaben 
nach § 5 die Befugnisse entsprechend den 55 10 bis 32 des Bundes-
grenzschutzgesetzes zu, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
daß Straftaten begangen werden sol len, durch die die zu schützenden 
Personen oder Räumlichkeiten unmittelbar gefährdet sind. 

2) Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Abs.2 
Satz 1 GG), der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs.2 Satz 2 GG), der 
Freizügigkeit (Artikel 11 Abs.1 GG) und der Unverletzlichkeit der Woh-
nung (Artikel 13 GG) werden nach Maßgabe dieser Vorschriften einge-
schränkt. 

3) Erleidet jemand bei der Erfüllung der Aufgaben des Bundeskrimi-
nalamtes nach § 5 einen Schaden, so gelten die 55 34 bis 41 des Bun-
desgrenzschutzgesetzes entsprechend. 
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(2) 1) Das Bundeskriminalamt kann personenbezogene Informationen 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur Erfüllung der in § 5 
genannten Aufgaben erforderlich ist; die §§ ... des Bundesgrenzschutz-
gesetzes finden entsprechende Anwendung. 

2) Die Erhebung personenbezogener Informationen durch längerfristige 
Observation, durch verdeckten Einsatz technischer Mittel oder durch 
Einsatz von Polizeivollzugsbeamten unter einer Legende oder sonstiger 
Personen, deren Zusammenarbeit mit dem Bundeskriminalamt Dritten 
nicht bekannt ist, ist nur zulässig, soweit Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß eine Straftat gegen Leib, Leben oder Freiheit einer 
der zu schützenden Personen oder eine gemeingefährliche Straftat ge-
gen eine der im § 5 genannten Räumlichkeiten verübt werden soll. 
(3) 1) Informationserhebungen in oder aus Wohnungen durch den ver-
deckten Einsatz technischer Mittel sind nur zulässig, wenn dies zur 
Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer 
zu schützenden Person unerläßlich ist. 

2) Sie dürfen außer bei Gefahr im Verzug nur durch den Richter an-
geordnet werden. 
(4) Nach Abschluß der in Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 genannten 
Maßnahmen ist der Betroffene zu unterrichten, sobald dies ohne Ge-
fährdung des Zwecks der Maßnahme geschehen kann. Die Unterrichtung 
ist denn nicht geboten, wenn keine Aufzeichnungen mit personenbezo-
genen Informationen erstellt oder sie unverzüglich nach Beendigung der 
Maßnahme vernichtet worden sind. Eine Unterrichtung unterbleibt, wenn 
sich an den auslösenden Sachverhalt ein strafrechtliches Ermittlungsver-
fahren gegen den Betroffenen anschließt. 
(5) Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen dürfen von sich 
aus an das Bundeskriminalamt personenbezogene Informationen übermit-
teln, wenn tatsächl iche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Über-
mittlung für die Erfüllung der Aufgaben des Bundeskriminalamtes nach 
§ 5 erforderlich ist. 

3. Abschnitt: 
10 

Polizeiliches Informationssystem 

(1) 1) Zur Wahrnehmung der in § 2 genannten Aufgaben des Aus-
kunfts- und Nachrichtenwesens unterhält das Bundeskriminalamt arbeits-
teilig mit den Landeskriminalämtern ein polizeil iches Informationssy-
stem 

2) Das Bundeskriminalamt ist insoweit Zentralstelle für den elektro-
nischen Datenverbund zwischen Bund und Ländern. 

3) Der Bundesminister des Innern bestimmt im Einvernehmen mit den 
Innenministern/-senatoren der Länder die in das polizeiliche Informati-
onssystem einzubeziehenden Sachbereiche. 
(2) 1) Zur Teilnahme am polizeilichen Informationssystem mit dem 
Recht, Daten unmittelbar einzugeben und abzurufen, sind außer dem 
Bundeskriminalamt und den Landeskriminalämtern sonstige Polizeibehör-
den der Länder und die mit der Wahrnehmung grenzpolizeilicher Aufga-
ben betrauten Behörden des Bundes sowie das Zollkriminalinstitut be-
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rechtigt, soweit dies zur jeweil igen Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 
2) Das Bundeskriminalamt legt im Benehmen mit den Landeskrimi-

nalämtern Einzelheiten der Datenübermittlung fest. 
(3) Den für die unmittelbare Eingabe der Daten in das pol izeiliche In-
formationssystem berechtigten Stellen obliegt die Verantwortung für die 
Rechtmäßigkeit der Erhebung, die Zulässigkeit der Übermittlung sowie 
die Richtigkeit und Aktualität der Daten. 
(4) Das Bundeskriminalamt hat als Zentralstelle die Einhaltung der Re-
gelungen zur Übermittlung der Daten und zur Führung des polizeilichen 
Informationssystems zu überwachen. 

§ 11 
Unterrichtung der Zentralstelle 

(1) 1) Die Landeskriminalämter haben dem Bundeskriminalamt die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben als Zentralstelle erforderl ichen Informationen 
zu übermitteln. 

2) Die Verpflichtung der Landeskriminalämter nach Satz 1 kann im 
Benehmen mit dem Bundeskriminalamt auch von anderen Pol izeibehör-
den des Landes erfüllt werden. 

3) Die Justiz- und Verwaltungsbehörden der Länder teilen dem je-
weils zuständigen Landeskriminalamt unverzüglich den Beginn, die Un-
terbrechung und die Beendigung von richterlich angeordneten Freiheits-
entziehungen mit, soweit diese nicht aufgrund der Unterbringungsge-
setze der Länder erfolgt sind. 
(2) Das Bundeskriminalamt legt im Benehmen mit den Landeskrimi-
nalämtern Einzelheiten der Informationsübermittlung fest. 
(3) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für die Pol izeien des Bundes, 
soweit die Informationen Vorgänge betreffen, die sie in eigener Zustän-
digkeit bearbeiten. 
(4) Für die im Rahmen seiner Aufgaben nach den 55 3 bis 5 gewon-
nenen Informationen gelten für das Bundeskriminalamt die Unterrich-
tungspflichten nach Absatz 1 entsprechend. 
(5) Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen dürfen von sich 
aus an das Bundeskriminalamt personenbezogene Informationen übermit-
teln, wenn tatsächl iche Anhaltspunkte dafür bestehen, daß die Über-
mittlung für die Erfüllung der Aufgaben des Bundeskriminalamtes nach 
§ 2 erforderlich ist. 

§ 12 
Unterstützung der Polizeibehörden der Länder bei der Strafverfolgung 

(1) Zur Unterstützung von polizeilichen Strafverfolgungsmaßnahmen 
kann das Bundeskriminalamt Bedienstete zu den Polizeibehörden in den 
Ländern entsenden, wenn die zuständige Landesbehörde darum ersucht 
oder wenn dies den Ermittlungen dienlich sein kann. Die Zuständigkeit 
der Polizeibehörden in den Ländern bleibt unberührt. 
(2) Die oberste Landesbehörde ist unverzüglich zu benachrichtigen. 
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13 
Koordinierung bei der Strafverfolgung 

(1) Berührt eine Straftat den Bereich mehrerer Länder oder besteht ein 
Zusammenhang mit einer anderen Straftat in einem anderen Land und 
ist angezeigt, daß die polizeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung einheitlich wahrgenommen werden, so unterrichtet das 
Bundeskriminalamt die obersten Landesbehörden und die Generalstaats-
anwälte, in deren Bezirken ein Gerichtsstand begründet ist. Das Bun-
deskriminalamt weist im Einvernehmen mit einem Generalstaatsanwalt 
und einer obersten Landesbehörde eines Landes diesem Land die poli-
zeilichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung mit der Maß-
gabe zu, diese Aufgaben insgesamt wahrzunehmen. 
(2) Zuständig für die Durchführung der einem Land nach Absatz 1 
übertragenen Aufgaben ist das Landeskriminalamt; die oberste Landes-
behörde kann an Stelle des Landeskriminalamtes eine andere Polizeibe-
hörde im Land als zuständig erklären. 

14 
Amtshandlungen, Unterstützungspflichten der Länder 

(1) Vollzugsbeamte des Bundes und der Länder können in den Fäl len 
des § 4 Abs.2 und 3 und des § 13 Abs.1 im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes Amtshandlungen vornehmen; sie sind insoweit Hilfsbeamte der 
zuständigen Staatsanwaltschaft. Sie unterrichten die örtlichen Polizei-
dienststellen rechtzeitig über Ermittlungen in deren Zuständigkeitsbe-
reich, sofern nicht schwerwiegende Gründe entgegenstehen. Zu den Er-
mittlungshandlungen sollen tunlichst Beamte der örtlich zuständigen 
Polizeidienststel len hinzugezogen werden. 
(2) Die polizeilichen Dienststellen des Bundes und der Länder geben 
dem Bundeskriminalamt in Fällen seiner Zuständigkeit sowie den von 
ihm gemäß § 4 Abs.2 und 3 sowie § 12 Abs.1 entsandten Beamten 
Auskunft und gewähren Akteneinsicht. Das gleiche gilt für die nach § 
13 Abs.1 tätig werdenden Polizeibeamten der Länder. 
(3) Die örtlich zuständigen Polizeidienststellen gewähren Beamten des 
Bundeskriminalamtes oder, im Falle einer Zuweisung nach § 13 Abs.1, 
eines anderen Landes, die Ermittlungen durchführen, personelle und 
sachliche Unterstützung. 

4. Abschnitt: 
6 15 

Berichtigung, Löschung und Sperrung von Daten 

(1) Das Bundeskriminalamt hat personenbezogene Daten, die in bei ihm 
geführten Dateien gespeichert sind, zu berichtigen, wenn sich ergibt, 
daß sie unrichtig sind. 
(2) Das Bundeskriminalamt hat personenbezogene Daten zu löschen und 
die dazu gehörigen Unterlagen zu vernichten oder entsprechend zu 
kennzeichnen, wenn sich ergibt, daß 

1. die Speicherung der Daten unzulässig ist oder 
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2. ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllen nicht mehr erforderlich ist. 
(3) 1) Löschung und Vernichtung unterbleiben, wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, daß schutzwürdige Interessen des 
Betroffenen beinträchtigt würden oder 

2. ci;e Nutzung der Daten zu wissenschaftl ichen Zwecken erforderlich 
ist. 

2) In diesen Fällen sind die Daten zu sperren. 
3) Ohne Einwilligung des Betroffenen dürfen sie nur zu wissenschaft-

lichen Zwecken oder zur Behebung einer bestehenden Beweisnot über-
mittelt und genutzt werden. 
(4) Stellt das Bundeskriminalamt fest, daß unrichtige oder nach Absatz 
2 Nr.1 zu löschende oder nach Absatz 3 zu sperrende personenbezogene 
Daten übermittelt worden sind, und ist der Empfänger bekannt, ist ihm 
die Berichtigung oder Löschung oder Sperrung mitzuteilen, es sei denn, 
daß die Mitteilung für die Beurteilung der Person oder des Sachverhalts 
nicht oder nicht mehr wesentlich ist. 
(5) Soweit zur Teilnahme am polizeilichen Informationssystem berech-
tigte Stellen personenbezogene Däten unmittelbar in Dateien beim Bun-
deskriminalamt eingegeben haben, obliegen diesen die in Absatz 1 bis 4 
und in § 6 Abs.2 genannten Verpflichtungen. 

§ 16 
Errichtungsanordnung 

(1) Das Bundeskriminalamt hat für jede bei ihm geführte automatisierte 
Datei mit personenbezogenen Daten, sofern sie länger als zwei Monate 
geführt wird, in einer Errichtungsanordnung festzulegen: 

1. Bezeichnung der Datei, 
2. Rechtsgrundlage und Zweck der Datei, 
3. Personenkreis, 
4. Arten der zu speichernden personenbezogenen Daten, 
5. Arten der personenbezogenen Daten, die der Erschließung der Da-

tei dienen, 
6. Anlieferung oder Eingabe der zu speichernden personenbezogenen 

Daten, 
7. Voraussetzungen, unter denen in der Datei gespeicherte personen-

bezogene Daten an welche Empfänger und in welchem Verfahren über-
mittelt werden, 

8. Auskunftserteilung an den Betroffenen, 
9. Prüffristen gem. § 6 Abs.1 und Speicherungsdauer. 

(2) In angemessenen Abständen ist die Notwendigkeit der Weiterführung 
oder Änderung der beim Bundeskriminalamt geführten Daten zu über-
prüfen. 

§ 17 
Geltung des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des Bundesdatenschutz-

gesetzes 

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach den §§ 2, 3 und 5 durch das Bun-
deskriminalamt finden die §§ 3a und 3c des Verwaltungsverfahrensge-
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setzes und die §§ 12 bis 15 und 18 des Bundesdatenschutzgesetzes so-
wie für automatisierte Dateien außerdem § 16 Abs.2 des Bundesdaten-
schutzgesetzes keine Anwendung. 

18 
Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften werden durch die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates erlassen. 

••• 

••• 

A. Allgemeines 

19 
Berlin-Klausel 

20 
Inkrafttreten 

BEGRÜNDUNG 

1. Zweck der Neufassung des Bundeskriminalamtgesetzes 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, das Gesetz über die Einrichtung 
eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes) vom 8. März 
1951 (BGBl. I S.165) in der Fassung vom 29. Juni 1973 (BGBl. I S.704), 
zuletzt geändert durch das erste Gesetz zur Reform des Strafrechts 
vom 9. Dezember 1974 (BGBl. I S.3393), fortzuentwickeln. 
Der Gesetzentwurf trägt insbesondere dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 15. Dezember 1983 zum Volkszählungsgesetz 1983 
(BVerfGE 65, S.1 ff.) Rechnung. Nach dieser Entscheidung folgt aus 
dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht des Artikel 2 Abs.1 i.V.m. Artikel 
1 GG das Recht des einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe 
und Verwendung der auf seine Person bezogenen Daten zu bestimmen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat aber auch deutlich gemacht, daß die-
ses Recht auf "informationelle Selbstbestimmung" nicht schrankenlos 
gewährleistet ist. Vielmehr hat der Einzelne Einschränkungen im über-
wiegenden Allgemeininteresse hinzunehmen. Die Gewährleistung einer 
funktionsfähigen Strafrechtspflege, die Sicherheit des Staates als ver-
faßte Friedens- und Ordnungsmacht und die von ihm zu gewährleistende 
Sicherheit seiner Bevölkerung hat das Bundesverfassungsgericht in stän-
diger Rechtsprechung als Werte von Verfassungsrang anerkannt (vgl. 
BVerfGE 49, 24, 56 f.; 46, 214, 222). Um das Grundrecht des Einzelnen 
auf den Schutz seiner persönlichen Daten und das Grundrecht aller 
Bürger auf ein Leben in Freiheit und Sicherheit in Einklang zu bringen, 
ist die Schaffung klarer, bereichsspezifischer Rechtsgrundlagen für die 
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polizeiliche Informationsverarbeitung - ungeachtet verfassungsrechtlicher 
Folgerungen aus dem Volkszählungsurteil - rechtspolitisch wünschens-
wert. 

2. Grundkonzeption und wesentlicher Inhalt der Neufassung 

2.1. Wegen der Vielzahl der Änderungen ist eine Neufassung des Geset-
zes erforderlich. Zudem wird durch die in Abschnitten zusarnrnenge-
faßten Regelungen der Aufgaben des Bundeskriminalamtes, der Befug-
nisse des Bundeskriminalamtes und der Zusammenarbeit in kriminalpoli-
zeilichen Angelegenheiten mehr Transparenz und Normenklarheit er-
reicht als durch eine bloße Einfügung der erforderlichen Befugnisnor-
men in das geltende Gesetz. Die Unterscheidung zwischen Aufgabenbe-
schreibung und Befugnisnormen entspricht überdies der Konzeption 
neuerer Polizeigesetze und des Musterentwurfs eines einheitlichen Poli-
zeigesetzes des Bundes und der Länder. 
2.2. Die inhaltlichen Änderungen des Gesetzentwurfs beschränken sich 
im wesentl ichen auf den datensChutzrechtl ichen Bereich. Dabei ist zu 
beachten, daß dem Bundeskriminalamt Aufgaben unterschiedl icher Art 
obliegen. Es ist Zentralstelle für das polizeiliche Auskunfts- und Nach-
richtenwesen und für die Kriminalpolizei. Ihm ist die Durchführung des 
Dienstverkehrs mit den für die polizeiliche Verbrechsbekärnpfung zu-
ständigen Behörden anderer Staaten vorbehalten. Es nimmt in bestnflin-
ten Bereichen Aufgaben der Strafverfolgung wahr. Ihm obl iegt der Per-
sonenschutz für Mitglieder der Verfassungsorgane. Diese unterschiedli-
chen Aufgaben erfordern es, die Bestimmungen über die Erhebung, 
Speicherung, Übermittlung und Nutzung personenbezogener Informatio-
nen auf die einzelnen Bereiche auszurichten. 
Im Interesse eines möglichst einheitlichen Polizeirechts in Bund und 
Ländern lehnen sich die datenschutzrechtlichen Bestimmungen zum Tei l 
an den Vorentwurf zur Änderung des Musterentwurfs eines einheitl ichen 
Polizeigesetzes des Bundes und der Länder in der von der Inneninini-
sterkonferenz im April 1986 gebilligten Fassung (künftig: Musterent-
wurf) an. Abweichungen vom Musterentwurf beruhen neben der diffe-
renzierten Aufgabenstellung des Bundeskriminalamtes vor allem darauf, 
daß der Musterentwurf die besondere Stellung des Bundeskriminalarntes 
als Zentralstelle für das polizeiliche Informationswesen und für die 
Kriminalpolizei nicht berücksichtigen kann. Der Musterentwurf ist auf 
die Abwehr von Gefahren ausgerichtet und sieht insbesondere Regelun-
gen für die Informationserhebung und Informationsverarbeitung der Po-
lizeibehörden vor Ort vor. Demgegenüber bezweckt die Informations-
verarbeitung bei der Zentralstelle die Zentralisierung aller einschlägigen 
Erkenntnisse und ihre rasche Verfügbarkeit für die Polizeien des Bundes 
und der Länder. 

3. Verhältnis zu anderen Datenschutzregelungen 

Das Bundesdatenschutzgesetz und das Verwaltungsverfahrensgesetz ent-
halten Querschnittregelungen für weite Verwaltungsbereiche. Sie können 
die Besonderheiten der Informationsverarbeitung beim Bundeskrimi-
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nalamt nicht berücksichtigen. Es ist deshalb zweckmäßig, die Verarbei-
tung personenbezogener Informationen durch das Bundeskriminalamt be-
reichsspezifisch durch ein Gesetz zu regeln. Eine Vollregelung soll in-
dessen nicht getroffen werden. Die Querschnittsregelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes und des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben sub-
sidiär anwendbar. So richtet sich insbesondere der Anspruch des Betrof-
fenen auf Auskunft über seine beim Bundeskriminalamt gespeicherten 
personenbezogenen Daten nach dem Bundesdatenschutzgesetz. 
Die bereichsspezifischen Vorschriften des Gesetzentwurfs betreffen das 
Bundeskriminalamt vor allem in seiner Eigenschaft als Zentralstelle, als 
die für den polizeilichen Dienstverkehr mit ausländischen Stellen zu-
ständige Behörde und als Gefahrenabwehrbehörde für den Schutz von 
Mitgliedern der Verfassungsorgane und deren ausländischen Gäste. So-
weit das Bundeskriminalamt originäre Aufgaben der Strafverfolgung 
wahrnimmt, gelten für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung perso-
nenbezogener Informationen die Vorschriften der Strafprozeßordnung 
unmittelbar. 

4. 'Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 73 
Nr.10 GG in Verbindung mit Artikel 87 Abs.1 Satz 2 GG. 
Soweit im Entwurf der Schutz von Mitgliedern der Verfassungsorgane 
und Gästen dieser Verfassungsorgane geregelt wird (55 5 und 9), folgt 
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus den Gesichtspunkten des 
Sachzusammenhangs und der Natur der Sache. Wer die Aufgaben von 
Verfassungsorganen regelt, hat auch zu regeln, wie sie für ihre Aufga-
ben funktionsfähig bleiben. Dies schließt die Regelung des Schutzes der 
Mitglieder dieser Organe mit ein. Zudem gehört es zu den wesentlichen 
Aufgaben eines jeden Staates, für den Schutz auswärtiger Staatsbesu-
cher und der eigenen höchsten Organwalter selbst zu sorgen (vgl. Be-
gründung der Bundesregierung zum Bundeskriminalamtgesetz 1973, BT-
Drs.7/178, S.7). 
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Stellungnahme zum "Entwurf eines Bundeskriminalamt-Gesetzes" 
Stand: 1.August 1988 

Anfang der siebziger Jahre gab es starke Bestrebungen von Sicherheits-
politikern und Kriminalbeamten, das BKA zu einer mit umfassenden 
Kompetenzen ausgestattenen Bundespolizeibehörde auszubauen. Ausdruck 
dessen war zum ersten das BKA-Gesetz von 1973, mit dem der Bereich 
eigenständiger ("orginärer") Ermittlungsbefugnisse kraftvoll ausgedehnt 
wurde. Zum zweiten erfolgte ein enormer technischer und personeller 
Ausbau des BKAs (800 Beschäftigte im Jahre 1968, 3.600 im Jahre 
1988). Im nun vorliegenden Gesetzentwurf ist von dem Ziel, das BKA 
gegenüber den Länderpolizeien durch erweiterte originäre Ermittlungs-
zuständigkeiten als Bundespolizei zu stärken, nichts zu erkennen. 
Gleichwohl geht es um handfeste Kompetenzerweiterungen, die mit 
dem Entwurf intendiert sind. 

Einleitung 

Daß in diesem Entwurf darauf 
verzichtet wird, originäre Ermitt-
lungszuständigkeiten des BKAs ein 
weiteres Mal zu erweitern, erklärt 
sich kaum aus politischen Wider-
ständen oder aber verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Es ist viel-
mehr die Konkurrenz zu den Län-
derpolizeien, die solche Pläne zu 
Fall brachte. Die Landeskrimi-
nalämter wurden in den 70er Jah-
ren innerhalb kurzer Zeit zu Be-
hörden ausgebaut, die technisch 
und kriminalistisch dem BKA 
ebenbürtig wurden. Die Fahndung-
spannen während der Schleyer-Ent-
führung 1977, die im "Höcherl-Be-
richt" festgehalten wurden, be-
stärkten nur die Tendenz, die Er-
mittlungstätigkeit soweit wie 
möglich bei den Ländern zu belas-
sen und in den 1973 vom BKA 
hinzugewonnenen Bereichen wie 
der Terrorismusbekämpfung sogar 
wieder zurückzuverlagern. 
Daher bleiben im vorliegenden 
Entwurf die orginären Ermittlungs-
befugnisse des BKAs gegenüber 
der Novelle von 1973 unverändert. 
Auch beim Personenschutz - der 
besser als ein umfassender Staats-
schutz des Bundes zu umschreiben 

ist - ändert sich am Zuständig-
keitsbereich nichts. Die Befugnisse 
des BKAs in diesem Aufgabenbe-
reich sollen allerdings deutl ich um 
jene Kompetenzen erweitert wer-
den, die auch für die Länderpoli-
zeien mit dem Musterentwurf Po-
lizeigesetz (folgend ME) angestrebt 
werden (vgl. CILIP 24, S.61 ff. 
und 30, S.30 ff.). 
Durch den vorliegenden Ge-
setzentwurf gewinnt das BKA also 
keine neuen Zuständigkeiten und 
Aufgaben. Er fixiert insoweit nur 
die seit der Gründung vorn BKA 
wahrgenommenen vier Aufgabenbe-
reiche, für die dem Amt jeweils 
unterschiedliche Befugnisse zuge-
standen werden: 
1) Das BKA als Zentralstelle für 
das polizeiliche Auskunfts- und 
Nachrichtenwesen in der Bundesre-
publik. 
2) Das BKA als nationales Nach-
richtenbüro für die Zusammenar-
beit mit anderen Ländern. 
3) Das BKA als Bundeskriminalpo-
lizei mit originären Strafverfol-
gungsaufgaben in ausgewählten 
Del iktbereichen. 
4) Das BKA als Staatsschutzbe-
hörde des Bundes 
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Um die Bedeutung und die Tücken 
des vorliegenden Entwurfs zu er-
fassen, sind diese Aufgabenberei-
che getrennt in ihrer jeweils un-
terschiedlichen Regelungslogik zu 
analysieren. Es wird dann sichtbar, 
daß der vorliegende Entwurf eben 
mehr enthält als eine bloße Fest-
schreibung alter Aufgaben. Mit 
dem Entwurf wird auch keineswegs 
nur versucht - wie in der al lge-
meinen Begründung mit understa-
ternent behauptet wird - daten-
schutzrechtlichen Anforderungen 
gerecht zu werden. 
Der Entwurf ist vielmehr. Ausdruck 
des Bemühens, 
- die tiefgreifenden Veränderungen 
der Organisation, der Arbeitsweise 
und der Kriminaltaktik, 
- das in den siebziger Jahren auf-
gebaute polizeiliche Informations-
system, 
- den Ausbau der vermeintlich 
"vorbeugenden Verbrechensbekämp-
fung" 
- und schließlich den Zuwachs 
darauf bezogener Kontrollbefug-
nisse des BKAs 
rechtlich einzufangen. 
Im Resultat sind dann aber die 
bereits im BKA-Gesetz von 1951 
formulierten Aufgaben dieses Am-
tes nicht mehr dieselben. Der 
Entwurf umreißt eine neue Quali-
tät des BKAs als einer Zentral-
stelle für die Verarbeitung aller 
Informationen, die für zukünftige 
polizeiliche Problemstellungen in 
der Bundesrepublik und im westeu-
ropäischen Raum relevant erschei-
nen ("vorbeugende Verbrechensbe-
kämpfung"). 

1. Das BKA als Zentralstelle: 
Aufgabenbestimmung als Vergan-
genheitsbewältigung besonderer Art 
(ä 1 und § 2) 

An eines war nach 1945 nicht 
mehr zu denken: an eine "Bun-
deskriminalpolizei" mit umfassen-
den Zentralkarteien und weitrei-
chenden Befugnissen, wie sie von 
weiten Teilen der Kriminalpolizei 
in der Weimarer Republik gefor-
dert und von Daluege, Göring und 
Himmler gewährt und im Reichs-
sicherheitshauptamt verankert 
worden war. Was nun aber in den 
Auseinandersetzungen, Debatten 
und Intrigen zwischen Beamten, 
die möglichst viel von der alten 
Reichskriminalpolizei in die "neue 
Zeit" hinüberretten wollten, föde-
ralistischen Politikern (wie die 
damaligen CSUIer im Parlamenta-
rischen Rat), Zentralisten (wie die 
Mehrheit der SPD) und den Besat-
zungsmächten als Verfassungser-
gebnis des Parlamentarischen 
Rates herauskam, war keineswegs 
eine bewußte und ernsthafte Ver-
gangensheitsbewältigung. Verab-
schiedet wurden nach einer letzten 
Intervention der Besatzungsmächte 
- dem Polizeibrief vom April 49 
(dokumentiert in CILIP 23, S.144) 
- zwei eilig entworfene, inkonsi-
stente und für die meisten Mit-
gl ieder des Parlamentarischen 
Rates undurchschaubare Verfas-
sungsartikel (73 und 87 GG). 
Knapp zwei Jahre später folgte 
ein mit vielen Formelkompromis-
sen durchsetztes BKA-Gesetz. 
Diese zeigten sich vor allem an 
zwei zentralen Begriffen - dem 
der "Zentralstelle" und der Formel 
von der "Bekämpfung des gemei-
nen Verbrechers" bzw. der "krimi-
nalpolizeilichen Verbrechensbe-
kämpfung". 

1. Einen Kompromiß stellte das 
BKA-Gesetz in soweit dar, als das 
BKA - in Abhebung von KRIPO 
und GESTAPO im Reichssicher-
heitshauptamt - nur in Notzustän-
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digkeit originäre Ermittlungsbefug-
nisse besitzen sollte (5 4 Abs.2 
d.F.von 1951) und zwar nur dann, 
wenn der Bundesinnenminister es 
aus schwerwiegenden Gründen an-
ordnet - ansonsten sollte es nur 
auf Ersuchen ermitteln. Im Kern 
sol lte das BKA mithin darauf be-
schränkt bleiben, die für die 
Strafverfolgung der Länderpoli-
zeien notwendige Sammlung und 
Auswertung jener Nachrichten zen-
tral vorzunehmen, die nicht ledig-
lich für den Bereich eines Landes 
Bedeutung haben (5 2 Abs.1 
d.F.von 1951). Das BKA sollte also 
kein Bundespolizeiamt mit Wei-
sungsbefugnissen gegenüber den 
Länderpol izeien werden, sondern 
nur eine "Zentralstelle für das po-
lizeiliche Auskunfts- und Nachrich-
tenwesen" (Art.87 Abs.1 GG). Die 
rechtlichen Konsequenzen, die mit 
dieser neuen Schöpfung insbeson-
dere im Verhältnis zu den Ländern 
verbunden waren, blieben damals 
offen und sind bis heute strittig 
(siehe zur Debatte E.-H. Ahlf). 

2. Keineswegs unklar war in die-
sen Jahren jedoch die kriminalisti-
sche Bedeutung des Begriffs der 
Zentralstelle. Für eine solche hat-
ten die Kriminalisten schon seit 
Anfang der zwanziger Jahre ge-
fochten: als Sammelstelle für 
Nachrichten und Unterlagen zur 
Bekämpfung der "reisenden Ver-
brecher", der "Berufsverbrecher", 
des "internationalen Verbrecher-
tums", des Mädchenhandels usw., 
insgesamt als Ansatz für eine 
durchgreifende "vorbeugende Ver-
brechensbekämpfung." 
Einer solchen Kriminalpolitik zum 
Durchbruch verholfen hat erst der 
Nationalsozialismus: Es wurden im 
Reichssicherheitshauptamt nicht 
nur gut ein Dutzend "Reichszen-
tralen zur Bekämpfung von..." ein-

gerichtet, sondern die "vorbeu-
gende Verbrechensbekämpfung" 
selbst wurde zum eigentlichen In-
strument der Kripo gemacht. Die-
ser Aufgabe waren zwei große Re-
ferate - Kriminalpolitik und Vor-
beugung - des Reichssicherheits-
hauptamtes gewidmet. Vorbeugung 
bedeutete damals nun aber nicht 
nur die Erfassung von Personen 
und Personengruppen ("Asoziale, 
Zigeuner, Prostituierte") in Zen-
tralkarteien, die' der Störung der 
völkischen Ordnung verdächtigt 
wurden, sondern vor allem auch 
die Aussonderung durch polizeili-
che Vorbeugungshaft gegen "Be-
rufs- und Gewohnheitsverbrecher", 
die planmäßige polizeiliche Über-
wachung, die Sicherheitsverwah-
rung usw. Für viele - insbesondere 
Roma und Sinti, Homosexuelle 
usw. - endete diese "vorbeugende 
Verbrechensbekämpfung" als Mord 
im Konzentrationslager. 
Vor diesem Hintergrund wollte die 
Mehrheit des Parlamentarischen 
Rates und des ersten Deutschen 
Bundestages den Sam mel- und 
Auswertungsauftrag der neu zu 
schaffenden Stel le deutlich be-
schränken und Anklänge an das 
Reichssicherheitshauptamt vermei-
den. Es war erschreckend genug, 
daß der Begriff der "vorbeugenden 
Verbrechensbekämpfung" überhaupt 
auftauchte (5 4 Abs.1, F.v. 1951). 
Doch es war klar, daß diese Auf-
gabe alleine Sache der Länder sein 
sollte. Zudem sollte die Aufgabe 
des BKAs ausschließlich auf die 
Bekämpfung des "gemeinen Ver-
brechers" beschränkt bleiben (5 1 
d.F.von 1951), womit rechtlich 
eine Zuständigkeit des BKAs für 
den polizeilichen Staatsschutz aus-
geschlossen wurde. Denn mit dem 
Begriff des "gemeinen Verbre-
chers" wurden in den zwanziger 
Jahren bei der Gründung der In-
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ternationalen Kriminalpolizeilichen 
Kommission gerade die "politischen 
Delikte" von der Zusammenarbeit 
ausgeschlossen. 
Indes wollten 1949/51 nicht etwa 
nur die im Hintergrund wirkenden 
Bürokraten und Kriminalisten, son-
dern auch Regierung und Politiker 
der Opposition das BKA von An-
fang an zu mehr als einer Ausga-
bestelle des Bundesfahndungsbuchs 
und einer kriminaltechnischen 
Hilfsstelle machen. Zumindest die 
bei der Strafverfolgung anfallenden 
Nachrichten und Unterlagen sollten 
im BKA auch für die polizeiliche 
Bekämpfung zukünftiger Straftaten 
verwendet werden können. Man 
verzichtete zwar auf den Begriff 
der "vorbeugenden Verbrechensbe-
kämpfung", konzidierte im § 2 
Abs.1 jedoch, daß nicht nur Nach-
richten für die Verfolgung strafba-
rer Handlungen (z.B. Ausschreibung 
zur Fahnung etc.), sondern dane-
ben auch für "die kriminalpolizei-
liche Verbrechensbekämpfung" ge-
sammelt werden durften. Was dar-
unter konkret zu verstehen ist, 
blieb im Gesetz unklar und war 
der weiteren Auslegung durch die 
Polizei offen. 
Der Inhalt der Norm wurde durch 
deren faktische Entwicklung be-
stimmt. So wurde etwa schon 1951 
die "Sicherungsgruppe Bonn" ins 
Leben gerufen, über die dem BKA 
sukzessive polizeiliche Staats-
schutzaufgaben zuwuchsen. Zu Be-
ginn der 70er Jahre wurde mit 
neuen Formen der Datenverarbei-
tung und präventivpolizeilicher Da-
tensammlungen begonnen, ohne daß 
dies gesetzlich gedeckt gewesen 
wäre. 
Mit der Novelle zum BKA-Gesetz 
von 1973 versuchte man, die gröb-
sten gesetzlichen Mängel zu behe-
ben. 
Der vorliegende Gesetzentwurf 

schließt diese Entwicklung ab, in-
dem er die 1951 noch unklar um-
rissene präventive Funktion des 
BKAs als Zentralstelle mit dem 
damals bewußt vermiedenen, weil 
zu sehr mit dem Nationalsozia-
lismus verbundenen Begriff defi-
niert: Durch den Klammerzusatz 
"vorbeugende Verbrechensbekämp-
fung" wird klargestellt - so die 
Begründung zu § 2 Abs.1 - "daß 
der Oberbegriff polizeiliche Ver-
brechensbekämpfung die vorbeu-
gende Bekämpfung und die Verfol-
gung von Straftaten umfaßt". Die 
Bedeutung dieser "K larstel lung" 
wird nur dem verständlich, der 
den Gesetzestext von 1951 und 
seine Geschichte kennt - Klarheit 
durch Geschichtsverdrängung. 
Um Mißverständnissen vorzubeu-
gen: 
Hiermit soll nicht behauptet wer-
den, daß der heutige Begriff der 
"vorbeugenden Verbrechensbekämp-
fung" mit dem in den Jahren von 
1933 bis 1945 identisch wäre. Ge-
meinsam ist ihnen gleichwohl, daß 
sie beide auf die Erfassung poli-
zeilicher Risikogruppen jenseits ei-
nes bestehenden konkreten 
Straftatverdachts abheben. Zen-
tralkarteien waren deshalb auch in 
allen Bereichen des damaligen 
Reichssicherheitshauptamtes anzu-
treffen. "Vorbeugung" als Konzept 
hatte damals jedoch, wie bereits 
gesagt, unvergleichbar schlimmere 
und radikalere Konsequenzen als 
heute, wo sich dieser Begriff vor 
allem auf die Nutzung vorhandener 
Informationen für die Aufklärung 
zukünftig möglicher Straftaten be-
zieht. 
Vergleicht man den vorliegenden 
Entwurf mit dem Gesetz von 
1951, dann wird die systematische 
Entgrenzung der Aufgaben des 
BKAs als Zentralstelle deutlich: 
Das Amt wird bei der Sammlung 
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und Auswertung von polizeirele-
vanten Informationen sachlich wie 
räumlich allzuständig. Denn § 2 
Abs.2 dient nur noch zur Konkre-
tisierung der Aufgaben der neu 
definierten "pol izeilichen Verbre-
chensbekämpfung", die nun die 
vorbeugende Bekämpfung und die 
Verfolgung von Straftaten umfas-
sen soll. Jede neue Informations-
und Auswertungstätigkeit (etwa 
Genom-Analyse) kann angegliedert 
werden. Und zugleich wurde jeder 
Versuch, das BKA alleine auf län-
derübergeifende Aufgaben zu be-
grenzen - wie es zuletzt noch in 
den KPS-Richtlinien versucht 
wurde -, als "zu eng" fallen gelas-
sen (Begr. zu § 2 Abs.2). 

Die verfassungsrechtliche Kern-
frage: 
Mit dieser Allzuständigkeit des 
BKAs als Zentralstelle rückt eine 
verfassungsrechtlich komplizierte 
Frage in den Vordergrund: Welche 
Rechte hat eine Zentralstelle, die 
selbst keine Befugnisse zur Erhe-
bung präventivpol i zei I icher Daten 
hat (nun allerdings mit § 9 für 
bestimmte Staatsschutzbereiche 
erhalten soll, vgl. unten), gegen-
über den Länderpolizeien? Rele-
vant wird diese Frage insbesondere 
in Bezug auf die Zentralstellen-
funktion des BKA für INPOL, die 
bereits seit Beginn der 70er Jahre 
Realität ist und nun in § 10 des 
Entwurfs erneut festgeschrieben 
wird. Das BKA betreibt Dateien 
im Verbund mit den Ländern oder 
als Zentraldateien, für die die 
LKAs ihre Daten über Terminals 
direkt anliefern. Datenbesitzer und 
damit verantwortlich sind die je-
weils anliefernden LKAs. Das BKA 
hat hier nur eine Kontrollfunktion 
für die Übermittlung der Daten an 
andere und für die Verwaltung des 
Systems. 

Die Ausgestaltung des Systems, 
die Festlegung der Sachbereiche, 
soll im Einvernehmen mit den 
Ländern betrieben werden. Dieses 
Einvernehmen setzt die Zustim-
mung der Länder - in der Regel 
über die IMK und ihre Unterar-
beitsgruppen - voraus. 
Dieses "Einvernehmen" war aber 
nicht immer problemlos. Unter-
schiedliche Aufassungen gab es 
u.a. im Falle des 1981 beschlosse-
nen Meldedienstes "Landfriedens-
bruch und verwandte Straftaten", 
der heute als "Arbeitsdatei PIOS 
Landfriedensbruch (APLF)" betrie-
ben wird. Hier waren es die sozi-
aldemokratischen Länder, die we-
gen ihrer anderen Auffassung in 
Fragen des Demonstrationsrechts 
nach Ende der sozialliberalen Ko-
alition eine Einstellung anstrebten, 
die aber weder dem BKA noch 
den CDU-regierten Ländern zu-
sagte. Der Kompromiß bestand 
darin, daß die SPD-Länder den 
Meldedienst nicht mehr beschick-
ten, das System als ganzes aber 
weiter betrieben wird. 
Beim ersten Blick auf den Entwurf 
scheint es so, als könne das BKA 
bzw. dessen Dienstherr, der BMI, 
nur koordinieren, unterrichten, im 
Einvernehmen mit den Ländern 
Dateien einrichten (§ 10) und mit 
Zustimmung derselben automati-
sierte Abrufverfahren von INPOL-
Daten für Dritte installieren (§ 7 
Abs.6). Dies bleibt jedoch vor dem 
Hintergrund des harmlos scheinen-
den § 18 reine Kosmetik, wie in 
der Begründung zu § 10 Abs.1 
auch konzediert wird. Denn dort, 
wo Zustimmung und Einvernehmen 
nicht mehr herzustellen sind, wo 
eines Tages vielleicht die große 
Koalition in Sachen Innerer Si-
cherheit platzen könnte, bleibt 
dem Bund die Möglichkeit, mit 
Zustimmung der Mehrheit der 
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Länder im Bundesrat entspre-
chende Verwaltungsanordnungen zu 
erlassen. In der Begr. zu § 10 
Abs.1 wird deshalb angemerkt, daß 
jenseits der einvernehmlichen Lö-
sung über die IMK auch eine 
Durchsetzung in Form von Verwal-
tungsvorschriften mit der Zustim-
mung des Bundesrats, d.h. seiner 
Mehrheit, möglich ist (9 18). 
Solange das BKA wie in den fünf-
ziger Jahren eine halb klandestine, 
halb bürokratische Schattenpolizei 
minderen Umfangs bildete, war die 
Frage nach der Entscheidungsge-
walt im Konfliktfalle eine rein 
theoretische (wobei die Gefahren 
für die Länderhoheit von den "Fö-
deralisten" schon klar gesehen 
wurden). Heute jedoch, wo das 
BKA sich vor allem im Zuge des 
Ausbaus von INPOL gewissermaßen 
zum zentralen Nervensystem der 
Länderpolizeien entwickelt hat, 
wird die Möglichkeit, einzelne 
Länder mit der Mehrheit der Bun-
desratsstimmen zu überrumpeln, 
zum Instrument, die Polizeihoheit 
der Länder auszuhebeln. Sollte das 
Gesetz in dieser Form den Bun-
destag passieren, dann sollte die-
ser im Zuge seiner Jubiläumsfeiern 
so ehrlich sein, auch formell die 
notwendige Verfassungsrevision 
auszusprechen und vorzunehmen. 

Datenverarbeitung als Standardbe-
fugnis der Zentralstelle: 
Zu den §§ 6 und 7 
Wie auch in anderen Polizeige-
setzentwürfen, in den Entwürfen 
zur StPO und zu den Geheim-
diensten bedarf nun auch das BKA 
aufgrund des Volkszählungsurteils 
gesetzlicher Grundlagen, die die 
Datenverarbeitung decken. Im 
BKA-Gesetz von 1973 hatte man 
sich damit begnügt, das Amt zur 
Zentralstelle des polizeilichen In-

formationssystems zu ernennen. 
Weitere gesetzliche Einzelregelun-
gen zum System selbst und zu den 
Befugnissen der Datenverarbeitung 
gibt es bisher nicht. Eine wesent-
liche Funktion des Gesetzentwur-
fes liegt also darin, bestehende 
Verfahrensweisen zu retten und 
rechtlich abzusichern. Die Lösung 
entspricht den Entwürfen zu den 
Geheimdienst-Gesetzen und dem 
ME Polizeigesetz sowie den Ent-
würfen zur Novellierung der StPO 
(vgl. Dokumentation und Kritik in 
CILIP 29). 

a) Befugnisse zur Datenerhebung 
Im Unterschied zu allen anderen 
Polizeigesetzentwürfen enthält der 
vorliegende Entwurf, soweit es die 
Zentralstellenfunktion des BKA be-
trifft, keine Aussagen zur Erhe-
bung von Daten. Als Zentralstelle 
- so die Begründung - erhebe das 
BKA keine Daten, sondern erhalte 
sie von den Landeskriminalämtern 
nur angeliefert, bei denen die Er-
mittlungsbefugnisse liegen. Für den 
Bereich der originären Ermitt-
lungsbefugnisse des BKA (9 4) er-
hebt das Amt Daten im Rahmen 
der Strafverfolgung, bezieht also 
seine Befugnisse aus der StPO. 
Die neuen Entwürfe zur StPO (vgl. 
CILIP 29, S.68 ff.) enthalten nicht 
nur die entsprechenden Erhebungs-
befugnisse, sondern auch die Mög-
lichkeit, Daten aus Ermittlungsver-
fahren zu solchen der vorbeu-
genden Verbrechensbekämpfung 
umzuwidmen und weiterspeichern 
zu können. 
Erhebungsbefugnisse - auch mit 
Hilfe nachrichtendienstlicher Mit-
tel (siehe § 9 Entw.) - hat das 
BKA nur zur Erfüllung seiner Auf-
gabe, Mitglieder der Verfassungs-
organe zu schützen. Da mit dieser 
Aufgabe und den entsprechenden 
Befugnissen weite Bereiche des 
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Staatsschutzes gerechtfertigt wer-
den können, steht das Amt also 
keineswegs "ohne" da. Hinzu 
kommt eine Kompetenz zur 
"Nacherhebung" - die Befugnis 
nämlich, "zu übermittelten Infor-
mationen ergänzende Auskünfte 
und Unterlagen einzuholen" (Begr. 
zu § 6 Abs.1). Diese geht über 
das "passive Sammeln" eindeutig 
hinaus. 

b) Speicherung: 
Zu § 6 Abs. 1 und 2 
Wie in § 10a des ME knüpft auch 
der § 6 Abs.1 des Entwurfs die 
Berechtigung zur Speicherung von 
Daten nur an die Erforderlichkeit 
zur "polizeilichen Verbrechensbe-
käm fung" und damit an die 
Zweckmäßigkeitskalküle des BKAs 
bzw. der anliefernden LKAs. 
Zugleich wird gefordert, daß in 
einer Errichtungsanordnung die 
Fristen zur Überprüfung der Spei-
cherungsdauer festzulegen seien. 
Auf eine genaue Festlegung von 
Regelfristen, wie das beispiels-
weise in den Dateienrichtlinien 
von 1981 der Fall war, wird aus-
drücklich verzichtet. 

c) Speicherung von Unverdächti-
gen; Rechtsgrundlagen für PIOS 
und SPUDOK: 
Zu § 6 Abs.2 und 3 
Feste Überprüfungsfristen soll es 
nur für die Daten von 
* Gefährdeten und Geschädigten, 
* Zeugen, Hinweisgebern und an-
deren Auskunftspersonen sowie 
* möglichen Kontaktpersonen von 
Beschuldigten und Tatverdächtigen 
geben. 
Im ME wurde die Speicherung die-
ser drei ausdrücklich unverdächti-
gen Personengruppen noch an 
einen Straftatenkatalog geknüpft, 
der allerdings derart uferlos ist, 
daß man ihn getrost, wie auch in 

diesem Entwurf geschehen, lassen 
kann (vgl. § 10a Abs.4 ME, Fass. 
1986). 
Diese Personengruppen werden im 
wesentlichen nur in zwei Dateien-
typen gespeichert, den Arbeitsda-
teien vom Typ SPUDOK und PIOS. 
Die SPUDOK-Dateien werden zur 
Bearbeitung von größeren Ermitt-
lungskornplexen angelegt und die-
nen als Hilfsmittel für Sonder-
kommissionen und Ermittlungsgrup-
pen (vgl. ausführlich zu SPUDOK: 
CILIP 26, S.51 ff.). Diese Dateien 
sind zu einem der Steckenpferde 
nicht nur des BKAs sondern auch 
der LKAs geworden. Sie ermögli-
chen umfassende Auswertungen 
aller angefallenen Informationen -
ob wichtig oder unwichtig. Sie 
enthalten deshalb auch eine Viel-
zahl unsicherer Informationen, Be-
wertungen etc. über Personen, die 
ausdrücklich nicht verdächtig sind. 
Derzeit werden 41 SPUDOK-Ver-
fahren beim BKA geführt, davon 
16 als Auftragsdateien für die 
Länderpol izeien. Bei der Auflösung 
der Dateien wird der Inhalt noch 
einmal auf seine Brauchbarkeit 
bzw. Erforderlichkeit untersucht. 
Daten, die weiter wichtig schei-
nen, werden in eine PIOS-Datei 
des entsprechenden Sachgebiets 
überführt. 
Die PIOS-Dateien, bzw. Arbeitsda-
teien PIOS, sind das große Pen-
dant der SPUDOK-Dateien. Sie 
umfassen nicht einzelne Ermitt-
lungskomplexe sondern ganze Er-
mittlungsbereiche. Während SPU-
DOK-Verfahren von den LKAs 
entwickelt und auch vielfach bei 
ihnen geführt werden, werden 
PIOS-Dateien nur zentral beim 
BKA geführt und durch die Länder 
gefüttert. Auch hier sind umfas-
sende Auswertungsmöglichkeiten 
vorhanden. Derzeit führt das BKA 
neun solcher Dateien, von denen 
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die Arbeitsdatei PIOS Innere Si-
cherheit (kurz: APIS), die die Da-
tenbestände aus dem Bereich Ter-
rorismus (bzw. der alten Datei 
PIOS-TE) und aus dem Bereich 
Staatsgefährdung enthält, die be-
kannteste sein dürfte. In ihr wur-
den auch Daten von Volkszäh-
lungsgegnern gespeichert. 
Beide Dateiformen haben in den 
letzten Jahren die Kritik der Da-
tenschutzbeauftragten auf sich ge-
zogen, vor allem, weil in ihnen 
Daten von Unverdächtigen oder 
Personen, gegen die nur ein un-
konkreter Anfangsverdacht vorlag, 
eingegeben wurden. Rechtsgrundla-
gen erhalten diese Dateien außer 
durch den vorliegenden Entwurf 
auch durch die anstehenden Ände-
rungen der StPO (vgl. CILIP 29, S. 
102 ff.). Den Forderungen der Da-
tenschutzbeauftragten kommt der 
Entwurf formal entgegen, indem 
er für die o.g. Personengruppen 
eine Regelfrist von einem Jahr 
zur Überprüfung der weiteren 
Speicherung festlegt. Zeugen, Hin-
weisgeber u.a. Auskunftspersonen 
sollen nur in SPUDOK-Verfahren 
gespeichert werden dürfen, was 
auch der Funktion dieser Dateien 
entspricht. Eine Überführung die-
ser Daten in PIOS ist auch nicht 
nötig, da sie ihre Bedeutung ver-
lieren, nachdem die Verfahren des 
Ermittlungskomplexes, für den die 
SPUDOK-Datei eingerichtet wurde, 
abgeschlossen sind. Es handelt sich 
also nicht um ein großzügiges Zu-
geständnis an die Zeugen, sondern 
um den Nachvollzug der Funkti-
onsweisen der Dateien. 
Konsequenterweise wird deshalb 
auch keine Speicherungshöchst-
dauer festgelegt, denn der Bestand 
auch der "temporären" SPUDOK-
Dateien kann sich durchaus hinzie-
hen. In der Begründung wird dar-
auf verwiesen, daß die Abklärung 

eines Anfangsverdachts im Bereich 
der organisierten Kriminalität und 
des Drogenhandels besonders lang-
fristig sei. Unter den 41 beim 
BKA geführten SPUDOK-Dateien 
sind fünf aus den Jahren 1983 und 
davor. 

d) Datenübermittlung im inner-
staatlichen Bereich: 
Zu den §9 7 und 9 Abs.5 
Von besonderer Bedeutung sind 
hierbei insbesondere die Möglich-
keiten der Übermittlung: 

- "an andere Öffentliche Stellen" 
(5 7 Abs.2), wobei der Entwurf 
den entsprechenden Regelungen im 
ME folgt: In der Begründung wird 
verwiesen auf das VfS-Gesetz und 
das VfS-Mitteilungsgesetz, die für 
den Austausch mit den Nach-
richtendiensten spezielle und spe-
ziell weitgehende Übermittlungs-
pflichten festlegen (vgl. CILIP 29, 
S.12 ff.). In 5 7 Abs.6 erlaubt der 
Entwurf auch die Einrichtung von 
online-Abrufverfahren für andere 
Behörden. Nach dieser Regelung 
wäre auch die Einrichtung von 
solchen Verfahren etwa zum VfS 
nur an die Zustimmung der Innen-
minister des Bundes und der Län-
der geknüpft, m.a.W. an einen 
Handstreich der IM K. 

- die Übermittlung von öffentli-
chen Stellen (5 9, Abs.5): Hier 
folgt die Regelung dem Vorbild 
des VfS-Gesetz-Entwurfs. Die Mit-
teilung wird ausdrücklich erlaubt. 
Eine solche Erlaubnis zur Denun-
ziation ist notwendig, damit die 
entsprechenden öffentlichen Stellen 
das Zweckbindungsgebot für die 
von ihnen gespeicherten Daten 
durchbrechen können. Ansonsten 
würde eine solche Übermittlung 
das Datenschutzgesetz verletzen. 
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- die Übermittlung an Private (5 7 
Abs.3 und 4): Sie soll nur dann 
vorgenommen werden, wenn eine 
Mitteilung aus dem Bundeszentral-
register nicht ausreicht. Unter den 
Bedingungen (schwere Schäden für 
das Gemeinwohl, schwere Beein-
trächtigung der Rechte einzelner) 
l ieße sich sicherlich auch eine 
Mitteilung an Privatfirmen über 
nicht loyale Mitarbeiter decken. 

e) Allgemeine Datenschutzfloskeln: 
Zu den §S 15, 16 und 17 
Die allgemeinen Datenschutzrege-
lungen bleiben angesichts des zu-
vor Gezeigten bloße Floskeln, de-
ren Funktion im wesentlichen 
darin besteht, jene Vorschriften 
aus dem BDSG außer Kraft zu 
setzen, die den polizeilichen Inter-
essen im Wege stehen. 
Die Errichtungsanordnung (5 16) 
bleibt dem BKA selbst vorbehal-
ten. Es kann damit je nach Datei 
und je nach den Kalkülen, die die-
ser Datei zugrundel iegen, spezielle 
Regelungen u.a. für Übermittlung, 
Speicherungsdauer und Überprü-
fungsfristen, sowie Auskunftsbe-
rechtigungen an die Betroffenen 
festlegen. 
Damit diese Festlegungen nach 
Gusto erfolgen können, setzen die 
Verfasser die grundlegendsten Re-
gelungen des Datenschutzes aus 
dem BDSG kurzerhand außer 
Kraft: Speicherung, Nutzung, 
Übermittlung, Speicherungsfristen 
und Berichtigung. Zitiert wird da-
bei übrigens schon nach dem noch 
nicht verabschiedeten BDSG-Ent-
wurf (vgl. CILIP 29, S.107 ff.) und 
nicht nach den geltenden Vor-
schriften. 
In Kraft bleiben sollen, das betont 
die allgemeine Begründung (Nr.3) 
im höchsten datenschützerischen 
Pathos, die Regelungen betreffs 
der Auskunftserteilung an die Bür-

ger. Dieser § 17 des BDSG-Ent-
wurfs legt als Ausnahmeregel fest, 
daß die Polizei (dito Geheim-
dienste) nicht zur Auskunft ge-
zwungen werden kann. Dieser 
"Auskunftsanspruch"-Paragraph des 
BDSG (Entw.) muß also nicht erst 
im BKA-Gesetz widerrufen wer-
den. 

2. Das BKA als Zentralstelle für 
die Internationale Zusammenenar-
beit: Auf dem Wege zur Euro-Po-
lizei OS 3 und 8) 

Im Zuge der Neugliederung der 
Abschnitte ist auch die Frage der 
internationalen Zusam menarbeit 
übersichtlicher gegl iedert worden. 
So enthält § 3 die Aufgabennorrn, 
§ 8 die "Befugnisse hei der Zu-
saminenarbeit im internationalen 
Bereich". 

a) Nationales Zentralbüro der 
IKPO-Interpol: 
Zu 3, Abs.1 
Diese Funktion hatte das BKA 
schon seit der Wiederaufnahme der 
BRD in die Organisation im Jahre 
1952, ausdrückl ich verrechtlicht 
wurde sie im BKA-Gesetz 1973. 

b) "Polizeiliche Verbrechensbe-
kämpfung" im internationalen Be-
reich: 
Zu S 3 Abs.2 
Schon seit der Errichtung des 
BKAs war das Amt für den Ver-
kehr mit ausländischen Polizeibe-
hörden zuständig (5 7 - 1951, § 10 
- 1973). Ausnahmen gibt es nur 
für den sog. "kleinen Grenzver-
kehr" aufgrund spezieller Vereinba-
rungen. An dieser allgemeinen Zu-
ständigkeit wird sich auch in Zu-
kunft nichts ändern (Satz 2); 
wohl aber an der Aufgabenbe-
stimmung (5 3, Abs.1, Satz 1): Be-
trafen die alten Fassungen die 
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"Bekäm fung internationaler gemei-
ner Verbrecher", so soll es in Zu-
kunft um die internationale "poli-
zeiliche Verbrechensbekämpfung" 
gehen. Was beim ersten Lesen als 
reine Änderung einer merkwürdi-
gen antiquierten Formulierung an-
mutet, enpuppt sich im folgenden 
als schwerwiegende Wandlung: 
Zum einen bestimmte der Begriff 
"internationaler gemeiner Verbre-
cher" das Aufgabengebiet von In-
terpol schon bei der ersten Grün-
dung 1923, wonach die IKPK in 
erster Linie sich um die Bekämp-
fung des "gemeinen" im Unter-
schied zum politischen Verbrechen 
kümmern sollte. Die Neugründung 
nach dem Kriege festigte diese 
Aufgabenbestimmung weiter. Aus 
den Statuten von Interpol, aber 
auch aus den europäischen Kon-
ventionen über Rechtshilfe und 
Auslieferung von 1957 und 1959, 
war die Verfolgung rassischer, re-
ligiöser und politischer Straftaten 
ausdrücklich ausgeschlossen. Mit 
dieser Regelung wurden nicht nur 
die Lehren aus der faschistischen 
Politisierung von Interpol in den 
30er und 40er Jahren gezogen, 
sondern sie war auch Vorausset-
zung für die Anerkennung Interpols 
durch die UNO. 
Besonders seit den 70er Jahren 
sind in Europa immer wieder In-
itiativen gestartet worden, diese 
Begrenzung aufzubrechen und die 
politischen Straftaten in den Be-
reich der internationalen Rechts-
hilfe und Auslieferung m iteinzube-
ziehen (vgl. ausführlich CIL I P 30, 
S.38 ff.). Die Form, in der das 
geschah, war die Umdefinition ter-
roristischer Straftaten zu gewöhn-
lichen ("gemeinen") Straftaten, so 
daß die allgemeine Bestimmung 
beibehalten werden konnte, aber 
trotzdem die Verfolgung sicherge-
stellt wurde. Dies zeigt sich z.B. 

an der Terrorismus-Konvention des 
Europarats von 1977 und an zwei 
Resolutionen der Interpol-General-
versam m lung von 1984. Der vor-
liegende Gesetzentwurf verfährt 
direkter. Er will die politischen 
Straftaten ganz offen in die 
Rechtshilfe m iteinbez iehen und 
damit das Tabu brechen. Die Kon-
sequenz dessen wäre u.a. auch die 
Einbeziehung der "Unterstützung 
und Werbung für eine terroristi-
sche Vereinigung", die aus der 
Konvention von 1977 bisher ausge-
grenzt waren. 
Zum anderen bezieht die neue 
Formulierung "polizei liche Verbre-
chensbekämpfung", wie wir oben 
gezeigt haben, auch die "vorbeu-
gende Verbrechensbekämpfung" mit 
ein. Es geht also nicht mehr nur 
um die Zusammenarbeit bei der 
Strafverfolgung, insbesondere bei 
der Fahndung nach Tätern oder 
Verdächtigen und bei der Ermitt-
lung von Straftätern, sondern um 
die Zusammenarbeit an Punkten, 
wo bisher noch kein konkretisier-
ter Verdacht oder keine Gefahr 
vorliegt. 

c) Datenübermittlung im interna-
tionalen Bereich: 
Zu § 8 
Im Rahmen der Diskussion um die 
Ausgleichsmaßnahmen für die Öff-
nung der Grenzen in Europa sind 
eine ganze Reihe von Forderungen 
wiederaufgetaucht, die die Zu-
sam m menarbeit der Polizei inner-
halb Europas oder gar die Errich-
tung eines europäischen Krimi-
nalamts in Anlehnung an die Be-
fugnisse des BKAs gegenüber den 
Länderpolizeien betreffen. Wieder 
aufgetaucht - denn seit Beginn der 
70er Jahre werden diese Fragen 
regelmäßig diskutiert. Die Institu-
tionen, in denen hierüber verhan-
delt wird, sind die Gremien der 
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Schengen-Gruppe (BRD, NL, Bel-
gien, Luxemburg, Frankreich, dem-
nächst auch Italien) und die der 
TREVI-Gruppe, in der alle Staaten 
der EG vertreten sind, und die 
diese auch mit Staaten außerhalb 
der EG (Österreich, Schweiz, USA, 
Marokko ...) koordiniert. 
Schon 1987 haben der BMI und die 
IMK ihre diesbezüglichen Wünsche 
vorgetragen. Diese lassen sich in 
zwei Aspekten zusammenfassen: 
* in Bezug auf den Dateninhalt: 
ausgetauscht werden sollen nicht 
mehr nur Daten der Strafverfol-
gung, sondern auch Daten des prä-
ventiven Bereichs, insbesondere 
der vorbeugenden VerbrechenSbe-
kämpfung, und 
* im institutionellen Bereich: an-
gestrebt wird eine europäische 
Fahndungsunion, d.h. eine online-
Verbindung der Fahndungsdateien 
der betreffenden Länder. 
Auch wenn diese Fragen zwischen 
den einzelnen Staaten noch nicht 
geklärt sind, so will das BMI doch 
erst einmal BRD-intern die 
Schleusen öffnen. Das Ergebnis 
dessen ist folgendes: 
* An ausländische Polizei- bzw. 
Justizbehörden sollen nicht mehr 
nur Daten aus dem Bereich der 
Strafverfolgung (§ 8 Abs.1, Nr.1) 
übermittelt werden dürfen. Dies 
war bisher schon nach dem "Ge-
setz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen (IRG)" 
von 1984 möglich. Einbezogen 
werden nun auch Daten der unmit-
telbaren Gefahrenabwehr (Nr.3) 
und zur "vorbeugenden Bekämpfung 
erheblicher Straftaten" (Nr.2). Das 
bedeutet, daß auch Daten aus ope-
rativen Maßnahmen und Daten, die 
ausdrücklich nicht verdächtige 
Personen betreffen, an ausländi-
sche Stellen weitegehen können. 
* Die Wendung zum präventiven 
und operativen Bereich gibt es 

aber auch in umgekehrter Rich-
tung: Auf Ersuchen ausländischer 
Behörden war bereits bisher die 
Möglichkeit gegeben, im Rahmen 
der Strafverfolgung Personen fest-
zunehmen, ihre Identität festzu-
stellen bzw. gegen sie zu ermit-
teln. Damit verbunden war die 
Ausschreibung zur Fahndung bzw. 
zur Aufenthaltsermittlung in IN-
POL (siehe IRG und Richtl inien 
über die internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen,, RiVASt, von 1984, 
hier § 8 Abs.6 Satz 1 Nr.1). Nach 
diesem Entwurf soll zusätzlich die 
Ausschreibung zur "beobachtenden 
Fahndung" möglich sein - eine 
Maßnahme, die nur dort einen Sinn 
hat, wo ein Tatverdacht gegen die 
betreffende Person (noch) nicht 
existiert oder noch zu unkonkret 
ist und die darüber hinaus nicht 
verdächtige Personen, wie z.B. Mi-
treisende, einem polizeilichen Ein-
griff unterwirft. Während der ME 
eines einheitlichen Polizeigesetzes 
diese Maßnahme an eine richterli-
che Anordnung knüpft (§ 8 d. 
Fass. v.1986), ist sie im Falle des 
Ersuchens einer ausländischen Po-
lizeibehörde nur mehr an die Ent-
scheidung des BKAs geknüpft. 
Festnahmen und Fahndungsaus-
schreibungen aufgrund von Warn-
meldungen ausländischer Polizeien 
sollen möglich sein "zur Verhinde-
rung von unmittelbar bevorstehen-
den Straftaten" (§ 8 Abs.7). Diese 
Vorschrift gießt in Gesetzesform, 
was im Zusammenhang von TREVI 
bereits Wirklichkeit geworden ist. 
In einer Reihe von Bereichen, u.a. 
auch bei Fußballkrawallen, sind 
sog. Meldedienste eingerichtet 
worden. Wie gut sie funktionieren, 
hat sich z.B. an den vorbeugenden 
Festnahmen und Abweisungen an 
den Grenzen im Zusammenhang 
der Fußball-Europameisterschaft 
gezeigt, wobei allerdings auch hier 
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festzuhalten ist, daß diese Fest-
nahmen die Auseinandersetzungen 
nicht verhindern konnten (vgl. In-
nenpolitik, IV 1988, S.5). 
* Bisher wird ein automatisierter 
Austausch von Daten mit ausländi-
schen Polizeien nur im Bereich 
der Sachfahndung betrieben. Eine 
Reihe europäischer Länder können 
die Sachfahndungsdaten über on-
I ine-Datenverbindungen er fragen, 
andere bedienen sich per Telex. 
Die von vielen prominenten Poli-
zeiführern und Innenpolitikern 
schon seit Jahren geforderte euro-
päische Fandungsunion soll auch 
die Personenfahndungsdaten 
miteinbeziehen, und damit auch 
z.B. die Daten der "beobachtenden 
Fahndung". Der Entwurf gibt an 
diesem Punkt eindeutig eine Zu-
kunftsoption, denn seine Autoren 
können und wollen sich auf die 
technische Form, in der ein sol-
cher onl ine-Austausch betrieben 
werden soll, nicht festlegen: ob 
als gemeinsamer Datenbestand al-
ler beteiligten europäischen Länder 
oder als Direktabfragernöglichkeit 
bei den einzelnen nationalen Fahn-
dungsdateien - dies wir offenge-
halten (§ 8 Abs. 2). 
Die in § 8 Abs.4 genannten allge-
meinen Datenschutzbestimmungen 
können die Ausweitung der Aufga-
ben und Befugnisse im internatio-
nalen Bereich nicht ansatzweise 
eindämmen. Hat die Weitergabe 
von Daten innerhalb der Bundesre-
publik schon den Effekt, daß der 
Gespeicherte die Kontrolle über 
die Daten vollends verliert, so gilt 
das erst recht im internationalen 
Bereich, auf den hiesige Daten-
schutzbeauftragte überhaupt keinen 
Zugriff mehr haben. Die Kontrolle 
der Rechtmäßigkeit der Übermitt-
lungen durch Stichproben anhand 
der aufgezeichneten Übermitt-
lungsvorgänge und ihres Anlasses 

ist, jedenfal ls bei Direktabrufen 
insbesondere größerer Datenmen-
gen, nicht effektiv und al lenfalls 
auf Zufallstreffer angewiesen. 
Ähnl iches gilt für die Zweckbin-
dung und für lie Löschungsfristen: 
zum einen kann das BKA keine 
Garantie für das - technische -
Verfahren ausländischer Polizeibe-
hörden geben; zum zweiten hat es 
auch selbst die entsprechenden 
Regelungen aus den Dateien- und 
KpS-Richtlinien immer wieder, 
z.B. durch die Überführung in sog. 
Vorgangsdateien und die rechtswid-
rige Benutzung der darin enthalte-
nen Daten, verletzt und zum drit-
ten sind die Zwecke der Daten-
übermittlung und -speicherung der-
art uferlos, daß von einer Bindung 
an spezifische Zwecke sowieso 
nicht die Rede sein kann. 
Wesentlicher ist deshalb die Be-
grenzung, die in Satz 4 scheinbar 
nur nebensächlich auftaucht: der 
Grundsatz der Gegenseitigkeit 
nämlich, der die Datenübermitt-
lung und die Kooperationswilligkeit 
hiesiger Stellen an die gleiche 
Großzügigkeit der ausländischen 
Behörden knüpft. Dies dürfte ins-
besondere im politischen Bereich 
von größerer Bedeutung sein. So 
scheiterte 1978 die Auslieferung 
Rolf Clemens Wagners, Sieglinde 
Hofmanns, Peter Jürgen Boocks 
und Brigitte Mohnhaupts durch Ju-
goslawien an der Weigerung der 
Bundesregierung, im Gegenzug den 
Exilkroaten Bilandzic an Jugosla-
wien zu übergeben. Ähnliche Hän-
del dürften nicht nur in Sachen 
Auslieferung, sondern auch in Be-
zug auf die Weitergabe von Infor-
mationen denkbar sein. 

In § 8 Abs.5 soll das BKA er-
mächtigt werden, den Behörden 
der Stationierungsstreitkräfte Da-
ten über Bürger weitergeben zu 
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können. Auch wenn diese Regelung 
schon alt. ist - sich aus dem Zu-
satzabkommen zum NATO-Vertrag 
von 1959 ergibt und auch schon in 
den KpS-Richtlinien von 1981 
festgehalten war -, soll hier noch 
einmal an die Konsequenzen einer 
solchen Weitergabe erinnert wer-
den. Die Datenübermittlung be-
zieht sich nämlich nicht nur auf 
Fälle, in die Soldaten der Statio-
nierungsstreitkräfte verwickelt 
sind, sondern auch auf Sicherheits-
überprüfungen deutscher Beschäf-
tigter und auf Angelegenheiten, 
die den Schutz der militärischen 
Anlagen betreffen. Für die Pro-
blematik der Sicherheitsüberprü-
fung hatte die baden-württember-
gische Datenschutzbeauftragte in 
ihrem Bericht für 1984 zwei Fäl le 
mitgeteilt, in denen die Pol izei 
Auskünfte sogar mündlich und 
ohne weitere Vermerke oder gar 
Mitteilung an die betroffenen Bür-
ger gegeben hatte. Immerhin ist 
die Protokol l ierungspflicht für die 
Weitergabe in diesem Entwurf 
enthalten, eine Prüfung der Rele-
vanz der mitgeteilten Daten und 
ihre Abwägung mit entsprechenden 
Folgen für die Betroffenen aber 
nicht. Noch gravierender dürfte 
die Mitteilung von im Regelfall 
völ lig unsicheren Daten aus SPU-
DOK-Dateien sein, wie sie z.B. 
das Land Hessen seit 1981 zu An-
schlägen auf US-Militäranlagen 
führt oder wie sie im Zusam-
menahang mit dem RAF-Anschlag 
auf die US-Air-Base 1985 beim 
BKA geführt werden. 

3. Originäre Strafverfolgungskom-
petenzen: 
Zu § 4 
Diese Fassung entspricht weitge-
hend dem 5 5 des BKA-Gesetzes 
von 1973. Symptomatisch festzu-
halten ist al lerdings, daß auch hier 

in Abs.1 der neue Begriff "poli-
zei l iche Verbrechensbekämpfung" 
eingeführt wird und § 2 Abs.1 
dem BKA die Aufgabe zuschreibt, 
die Länderpolizeien dabei "zu un-
terstützen", also auch in der "vor-
beugenden Verbrechensbekärnp-
fung". 
Die entscheidende "klarstellende 
Erweiterung" - so 1973 Genscher 
als Bundesinnenmister - gegenüber 
der BKA-Gesetzfassung von 1951 
erfolgte in der Frage originärer 
Strafverfolgungsbefugnisse zu Zei-
ten der sozial-liberalen Koalition, 
dito die Befugnis des Generalbun-
desanwalts, dem BKA eine ent-
sprechende Anweisung zu erteilen. 
Erwähnenswert ist abschl ießend, 
daß der Entwurf nun auch die 
"Ständige Vertretung der DDR" 
der BKA-Obhut unterwirft (Abs.2 
Nr.2). 

4. Originäre Gefahrenabwehrbefug-
nisse des BKAs: 
Das BKA als Staatsschutzbehörde 
(§ 5 u. 9) 
Das BKA-Gesetz von 1951 gab 
dem BKA keinerlei Staatsschutz-
aufgaben im präventiven wie i rn 
strafverfolgenden Bereich - offen-
sichtl ich gesetzgeberische Kosme-
tik, denn die sog. Sicherungsgruppe 
Bonn übernahm von Beginn an sol-
che Aufgaben. 
Im BKA-Gesetz von 1973 wurden 
mit dem § 9 (Schutz von Mitglie-
dern der Verfassungsorgane) ent-
sprechende Befugnisse für das 
BKA nachgeschoben. 
Entsprechend der neueren gesetz-
geberischen Regelungstechnik 
(Trennung von Aufgaben- und Be-
fugnisnormen) löst der Entwurf 
den alten § 9 von 1972 in zwei 
Paragraphen auf (5 5 als Aufga-
bennorm, 5 9 als Befugnisnorrn). 
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Die Aufgabennorm: 
Zu 55: 
Eine kleine, aber feine und weit-
tragende Änderung der BKA-Auf-
gaben beim Schutz von Mitglie-
dern der Verfassungsorgane steckt 
in § 5, Abs.1 Nr.1. Es hieß 1973, 
daß der "erforderliche unmittel-
bare persönliche Schutz" zu den 
BKA-Aufgaben zähle. Im Entwurf 
ist das Wort "unmittelbar" ersatz-
los gestrichen. Hierzu die Begrün-
dung: 
Der Begriff unittelbar sei gestri-
chen, "weil der Personenschutz in 
Form des hergebrachten "body 
guard"-Systems ergänzt worden ist 
durch die Beobachtung des Umfel-
des" zur Verhinderung der Ausspä-
hung als Vorbereitung auf Atten-
tate. 
Ergebnis: War seit 1972 die ori-
ginäre präventive Aufgabe be-
schränkt auf unmittelbare Maß-
nahmen der Personenbegleitung 
durch Body guards, soll sie nun 
ergänzt werden durch "informatio-
nelle" Vorfeldaufklärung. Welche 
Befugnisse und Instrumente hierzu 
als notwendig erachtet werden, 
dies macht der neue § 9 klar. 

Die Befugnisnorm: 
Zu 5 9 
Sie übernimmt zum einen die al-
ten Regelungen des § 9 Abs.3 von 
1973 mit den Verweisen auf das 
BGS-Gesetz, ergänzt diese aber 
gleichzeitig um die Diktion - hin-
ter der mehr als semantische Er-
gänzungen stehen - des ME Pol-
G. von 1986 (vgl. CILIP 21, S.21 
ff. und Nr. 24, S.61 ff.). 
Bedeutsam sind vor allem die in § 
9, Abs.2 dem ME entsprechend 
eingefügten Informationserhebungs-
befugnisse, also die im ME als 
"besondere Methoden der Datener-
hebung" in orwel lscher Neusprache 
qualifizierten nachrichtendienstli-

chen Mittel einschließlich der be-
reits aus dem ME (Fassung 1986) 
bekannten "lex Mauss-Ergänzung" 
(Abs. 2) und des "verdeckten Ein-
satzes technischer Mittel" zur Er-
hebung von Informationen in oder 
aus Wohnungen. Auch in den fol-
genden Absätzen folgt § 9 der 
Camouflage des ME: "Unterrich-
tungspflicht" (Abs. 4); und die Er-
mächtigung sonstiger Behörden und 
öffentlicher Stellen, das daten-
schutz rechtl iche Zweckbindungsge-
bot zur unterlaufen, soweit es um 
die Leidenschaft zur Spontan-
denunziation ("dürfen von sich aus 
übermitteln") geht. 
BKA und Bundesamt für VfS sollen 
hier im selben Staatsschutzbereich 
identische Befugnisse erhalten -• 
bis in die Details der gesetzgebe-
rischen Regelungstechnik (vgl. VfS-
Gesetz-Entwurf in CILIP 29, S.27 
ff.). 
Die Trennung beider Behörden, 
1949/1951 noch mitbestimmt durch 
verfassungsrechtliche Überlegungen 
zur Gewaltenbegrenzung, wird nun 
zum bloßen Instrument von Ar-
beitsteilung - ein organisationsso-
ziologisches Instrument der Effek-
tivitätssteigerung bei funktionaler 
Aufgaben- und Befugnisidentität. 

Ausgewählte Literatur: 

Ernst-Heinrich Ahlf, Das BKA als 
Zentralstelle - Sonderband der 
BKA-Forschungsreihe, Wiesbanden 
1985 
ders., Polizeiliche Kriminalakten 
(KPS) - Sonderband der BKA-For-
schungsreihe, Wiesbaden 1988 
Reinhard Riegel, Grundfragen zu 
den Zentralstellenaufgaben des 
BKAs, in: NJW 1983, S.656 ff. 

Weitere Literaturhinweise zum 
BKA siehe unsere Rubrik "Litera-
tur" 
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Schußwaffeneinsatz 1987 

Im letzten Jahr kamen 7 Menschen als Folge polizeilichen Schußwaf-
feneinsatzes ums Leben, 6 Polizisten wurden von Rechtsbrechern töd-
lich verletzt, weitere 14 Polizisten verunglückten im Dienst tödlich. 

Eine Presseerklärung der IMK 
nennt für 1987 57 Ereignisse, in 
denen Polizisten gezielt auf Men-
schen und 43 Ereignisse, in denen 
gezielt auf Sachen (sprich: PKWs) 
geschossen wurde. Damit setzt 
sich ein Trend fort, der bereits in 
den letzten Jahren erkennbar war. 
Polizisten sind zurückhaltender 
geworden im Einsatz der Schuß-
waffe gegen Menschen (respektive 
Menschen in PKWs). 
Im Jahre 1986 gab es 12, 1985 
10 Todesfälle als Folge polizeili-
chen Schußwaffeneinsatzes; von 
Rechtsbrechern wurden 1985 und 
1986 je 3 Polizisten getötet. 
Während die Zahl von 6 vorsätz-
lich getöteten Polizisten im Jahre 
1987 außergewöhnlich hoch ist -
nur 1975 gab es mit 9 Fällen 
mehr Todesopfer auf Seiten der 
Polizei - ist die Zahl der durch 
Polizeikugeln getöteten Bürger mit 
7 Ereignissen im Jahre 1987 ver-
gleichsweise niedrig. Nur 1984 (6 
Ereignisse) gab es weniger To-
desopfer. 
Unverständlich bleibt, daß die IMK 
noch immer ein kleines Geheimnis 
aus dieser Statistik macht. Sie 
wird nur in Form einer die Daten 
interpretierenden Presseerklärung 
veröffentlicht. Der Versuch, von 
der IMK-Pressestelle für 1987 die 
Zahl der als Folge polizeilichen 
Schußwaffeneinsatzes Verletzten 
zu erfahren, blieb erfolglos. 
Das Bemühen der CDU/CSU-Län-
derinnenminister, die SPD-regier-
ten Bundesländer politisch zu 
zwingen, den vorsätzlichen Todes-
schuß in die Polizeigesetze der 

Länder aufzunehmen, ist gewiß 
kein Schritt, mit dem der insge-
samt positive Trend beim Rück-
gang polizeilichen Schußwaffenein-
satzes bestärkt wird. 
Wir werden in einer der nächsten 
Ausgaben ausführlicher auf die 
Themen polizeiliches Berufsrisiko 
und polizeilicher Schußwaffenein-
satz zurückkommen. 
Unsere Dokumentation von Todes-
fällen umfaßt nur 3 von insgesamt 
7 Ereignissen des Jahres 1987. 
Wir bitten die Leserinnen, uns 
entsprechende Meldungen, gerade 
auch aus der Lokalpresse, zuzu-
schicken. 
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Polizeiliche Todesschüsse 1987 (dokumentiert 3 Fälle, IMK nennt 7 Fälle) 

1 2 3 

Name/ 
Alter 

Mustafa M. 
25 Jahre 44iähriger Mann

Datum 4.2.1987 4.2.1987 17.6.87 

Ort/ 
Land 

München 
Bayern 

Kempen/Niederrhein 
Nordrhein-Westfal. 

Nahe 
Schleswig-Holstein 

Szenari um 
Ein Autodieb wird 
v.einer Zivil- 
streife auf fri _ 
scher Tat gestelltsuch,in 
Der Täter ver- 
sucht,einen Beam- 
ten m.einem Mes- 
ser anzugreifen, 
d.daraufhin zwei 
Schüsse abgibt. 

Zwei Männer werden 
v.einer Polizei- 
streife bei d.Ver- 

eine Knei- 
pe einzubrechen, 
gestellt.Ein Mann 
kann flüchten ,d. 
greift einen Beam- 
ten b.Festnahmever-suchen 
such an,d.gibt da- 
raufhin einen 
Schuß ab. 

Ein 27jg.Student 
wirft eine Stoff-
tasche v.d.Flug-
hafengebäude in HH 
u .rast m.einem PKW 
ohne KZ davon.Der 
Flüchtende kann 
erst n.mehreren Ver-

in Nahe ge-
stoppt werden.; er-
neute Flucht wird 
d.Schüsse vereitelt_ 

Opfer mit 
Schußwaffe? nein/Messer nein nein 

Schuß-
wechsel ? nein nein nein 

Sonderein- 
Satzbeamte? nein/Zivilstreife nein 

nein,ein privater 
Sicherheitsdienst 

Verletzte/ 
getötete 
Beamte? 

nein nein 1 Beamter wurde 
angefahren 

Vorbereitete 
Polizeiaktion? 

nein nein nein 

Staatsanwalt-
schaftl. Er- 
mittlüngsverf. 

ja 2a ja (eingestellt) 

Gerichts-
verfahren ? nein
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Polizeiliche Entwicklungshilfe-

Ein Beitrag der BRD zur "Befriedigung staatlicher Grundbedürfnisse" in 
Ländern der Dritten Welt 

von Heiner Busch 

Nur gelegentlich finden sich in der Presse einzelne Meldungen über 
bundesdeutsche "Entwicklungshilfe" für die Polizeien und "Sicherheits-
kräfte" in Ländern der Dritten Welt. Polizeihilfe aber, so erklärt das 
Auswärtige Amt, sei "ein gewichtiger Teil unserer weltweiten Friedens-
politik". In welchem Umfang von der BRD Polizeihilfe geleistet wird 
und welche politischen Interessen damit verfolgt werden, diskutiert und 
dokumentiert der folgende Beitrag. 

1. Die Programme 

Gemessen an dem Einfluß, den die 
ehemaligen westlichen Kolonial-
mächte England und Frankreich 
und die Semi-Kolonialmacht USA 
mit dem Instrumentarium der sog. 
Militär- und Polizeihilfe auf Län-
der der Dritten Welt nehmen, wir-
ken vergleichbare Maßnahmen der 
BRD relativ bescheiden. Waffen 
und Munition werden auf Kosten 
bundesdeutscher Steuerzahler nur 
im Rahmen der "Verteidigungs-
hilfe" an die NATO-Länder Grie-
chenland, Türkei und Portugal ge-
liefert. 
Ansonsten beschränkt sich die 
Bundesrepublik darauf, mit Ausbil-
dungs- und Ausstattungshilfen 
sowohl für Polizeien als auch für 
Armeen von Dritte-Welt-Ländern 
(unter Ausschluß von Waffen und 
Munition) "staatliche Grundbedürf-
nisse bei der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung zu befriedigen" (so die 
Vorlage des Auswärtigen Amts 
(AA) an die damit befaßten Aus-
schüsse des Bundestags). 
Daß sich unter den Empfängern 
dieser Art von "Hilfe" Staaten be-
finden, deren Polizei und Militär 
mit Folter, Mord und dem Ver-
schwindenlassen oppositioneller 
Kräfte jenes "staatliche Grundbe-
dürfnis" befriedigen, hat die je-

weiligen Bundesregierungen bisher 
wenig beeindruckt. 
Welcher Art ist aber die Ausstat-
tungs- und Ausbildungshilfe, wie 
wird sie abgewickelt und welches 
finanzielle Volumen hat sie in den 
letzten Jahren erreicht? Unsere 
tabellarische Übersicht am Ende 
dieses Beitrags gibt eine Detail-
übersicht über bereits abgewic-
kelte und laufende Maßnahmen, 
soweit sie von uns in Erfahrung 
gebracht werden konnten, jeweils 
aufgeschlüsselt nach den Empfän-
gerländern. Zuvor aber einige er-
läuternde Hinweise und zusammen-
fassende Anmerkungen. 

a. Ländergebundene Ausstattungs-
hilfe 

Klammert man die "Verteidigungs-
hilfe" aus, dann ist die sog. "län-
dergebundene Ausstattungshilfe" 
(im folgenden: LAH) das größte 
Unterstützungsprogramm für aus-
ländische Militär- und Poli-
zeiorganisationen. Finanziert wird 
die LAH aus dem Haushalt des 
Auswärtigen Amtes (Einzelplan 05, 
Titel 686 23). In seiner Vorlage an 
die Bundestagsausschüsse schildert 
das AA das Bewilligungsverfahren 
folgendermaßen: Die interessierten 
Länder richten Anträge (z.T. Bot-
schaft bzw. über die Botschaften 
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der BRD) an das AA, das die An-
träge den zuständigen Ministerien 
zur Prüfung übergibt. Das AA faßt 
die Vorhaben in Drei-Jahres-Pro-
gramme zusammen, die jeweils 
dem auswärtigen und dem Haus-
haltsausschuß zur Zustimmung vor-
gelegt werden. 
Das Plenum des Bundestags bewil-
ligt im Haushaltsgesetz die Mittel 
nur pauschal. Die einzelnen Vorha-
ben werden vom BMI bzw. Bun-
desverteidigungsministerium (BMVg) 
in Ressortverträgen mit den ent-
sprechenden Ministerien der Emp-
fängerländer abgestimmt, wobei 
sich die Hilfe aus dem BMI . an 
Polizeiorganisationen und die aus 
dem BMVg im wesentlichen an die 
Armeen richtet. Zum Teil unter-
stützt das BMVg aber auch Poli-
zeien, wie etwa im Falle von So-
malia. Ressortverträge sind im 
allgemeinen geheim, so daß auch 
die Ausschüsse nur grob erfahren, 
was in die jeweiligen Länder ge-
liefert wird. 
Der finanzielle Umfang der Drei-
Jahres-Programme ist seit Anfang 
der 80er Jahre kontinuierlich an-
gestiegen: 
1979-81: 147,1 Mio DM 
1982-84: 146 Mio DM 
1985-87 165 Mio DM 
1988-90: 176 Mio DM 
Jeweils ein Sechstel bis ein Fünf-
tel der Gesamtsumme wird vom 
BMI verteilt: 
1982-84: 26,55 Mio DM 
1985-87: 28.Mio DM 
1988-90: 31,9 Mio DM 
Der Rest wird, bis auf derzeit 7,5 
Mio DM, die für kleinere Ad-hoc-
Projekte vorgesehen sind, vom 
BMVg verteilt und richtet sich 
damit im wesentlichen an die Ar-
meen. 
Von 1988-90 erhalten insgesamt 30 
Länder Ausstattungshilfe, davon 21 
nur vom BMVg und 5 nur vom 
BMI, vier Länder beziehen sowohl 

Militär- als auch Polizeihilfe. 
Insgesamt liegt der Schwerpunkt 
der Empfängerländer nach wie vor 
im arabischen und afrikanischen 
Raum. Auch einzelne asiatische 
Länder haben Lieferungen erhal-
ten. Einer der Hauptbezieher im 
neuen Programm ist Jordanien -
und zwar "aus außenpolitischen 
Gründen und im Interesse der 
weltweiten Bekämpfung des inter-
nationalen Terrorismus und 
Rauschgiftschmuggels" (Vorlage des 
AA, S. 3). Jordanien erhält insge-
samt 12 Mio DM Polizeihilfe. 
Große Summen gehen auch an So-
malia, dessen Polizei seit Jahren 
durch das BMVg betreut wird und 
in diesem Zusammenhang auch 
Transportflugzeuge erhalten hat. 
Die Zusammenarbeit mit Somalia 
bekam 1977 einen besonderen 
Schub durch die Bereitschaft der 
somalischen Regierung, ein ent-
führtes Lufthansa-Flugzeug auf 
dem Flughafen von Mogadischu 
durch die GSG 9 erstürmen zu 
lassen. 
In Lateinamerika erhalten im 
Rahmen der LAH nur Costa Rica 
und Guatemala Unterstützungen 
für ihre Polizeien - allerdings 
fließen die Gelder für Guatemala 
nicht aus dem Haushalt des AA, 
sondern aus dem Einzelplan 23, 
dem Haushalt des BMZ. Mögli-
cherweise wird Kolumbien in näch-
ster Zeit auch LAH erhalten. 
Gefördert werden insbesondere 
folgende Bereiche: 
- Transportwesen: 
Lieferung von KFZ, Ersatzteilen, 
Werkstätten, Beteiligung am Auf-
bau von Straßenbau- und Pio-
niereinheiten, z.T. auch Lieferung 
von Flugzeugen und Hubschrau-
bern, 
- Kommunikationswesen: 
Fernmeldeeinrichtungen, Funkaus-
rüstungen, 
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- Sanitätswesen und militärischer 
Ausbildungssektor, 
- Polizei: 
polizeitechnisches Gerät, insbeson-
dere für die Kriminalpolizeien; 
auch hier Schwerpunkt auf Kom-
munikationstechnik, aber auch Ma-
terialien zur Spurensicherung, 
Foto- und Videogeräte, Laborein-
richtungen, besonders in den Län-
dern, die von der BRD bei der 
Rauschgiftbekämpfung unterstützt 
werden. 
Parallel dazu wird auch aus Mit-
teln der LAH Ausbildungshilfe ver-
geben, wobei die Schulung an den 
gelieferten Geräten im Vorder-
grund steht. Zur Abwicklung der 
Ausbildungshilfe und zur Einwei-
sung an Maschinen und Instrumen-
ten werden Beratergruppen ent-
sandt und zwar sowohl von der 
Bundeswehr als auch von den 
bundesdeutschen Polizeien. 

b. Ausbildungshilfe 

Ausbildungshilfe gewähren sowohl 
die Bundeswehr als auch die bun-
desdeutschen Polizeien. Geschieht 
diese Ausbildungshilfe (im fol-
genden AbH) im Rahmen der be-
schriebenen LAH, so werden die 
Projekte aus dem Etat des AA 
(Einzelplan 05) bezahlt. Darüber 
hinaus gibt es auch weitere mili-
tärische und pol izeiliche Ausbil-
dungshilfen. Sofern sie das Militär 
betreffen, werden sie aus dem 
Etat des BMVg (Einzelplan 14) fi-
nanziert. Im September 1987 hiel-
ten sich 250-300 ausländische 
Soldaten zur Ausbildung in der 
BRD auf. 
Bis 1986 kam die polizeiliche 
AbH, sofern sie nicht an Ausstat-
tungshilfe gekoppelt war, aus dem 
Haushalt des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammenar-
beit (BMZ, Einzelplan 23, Kapitel 
2302, Titel 685 01). 

An die Stelle der Finanzierung aus 
dem BMZ soll nun eine Finanzie-
rung aus Mitteln der LAH bzw. 
der die AbH betreibenden Insti-
tutionen, das sind BKA, BGS, 
Länderpolizeien und BMI, treten. 
Von den nicht festgelegten 7,5 
Mio im Haushalt der Drei- Jahres-
Programme werden 1988-90 1,5 
Mio für Projekte der polizeilichen 
AbH bereitgestellt, die nicht mehr 
aus dem EPI 23 bestritten werden. 
Koordinator der polizeilichen Aus-
bildungshilfemaßnahmen ist und 
bleibt aber das BMI, das die ent-
sprechenden Verträge abschließt, 
Stipendien vergibt etc. 
Unter dem Gesichtspunkt der 
Formen der AbH lassen sich drei 
Schwerpunkte unterscheiden: 
* Die Ausbildungshilfe in den je-
weiligen Ländern selbst, die in der 
Regel verknüpft ist mit Program-
men der Ausrüstungshilfe. Für die 
Schulung an geliefertem Material 
und für die Ausrichtung von Spe-
zial lehrgängen werden vor allem 
sog. Kurzzeitexperten für ca. 3 
Monate entsandt. Langzeitberater 
für 2-3 Jahre sollen "die politi-
schen Entscheidungsträger und 
zentralen Planungsgremien" der 
Länder unterstützen. Laut Gatzke 
(KR 10/87, S. 545 ff) werden sie 
in der Regel aus Mitteln der Ge-
sellschaft für technische Zusam-
menarbeit (GTZ), einer der deut-
schen Entwicklungshilfeinstitutio-
nen, finanziert. Das Geld kam hier 
also noch 1987 aus den Mitteln 
des BMZ. (Ob dies weiterhin der 
Fal l sein wird, nachdem die AbH 
aus dem Etat des BMZ ausgeglie-
dert worden ist, kann aus diesem 
Aufsatz und aus den vom BMI 
präsentierten Ausschußmaterialien 
nicht festgestellt werden). 
* Die Ausbildung in der BRD, die 
in den verschiedensten Institu-
tionen abgewickelt wird: Da der 
Schwerpunkt der bundesdeutschen 



Bürgerrechte & Polizei 31 61 

Polizeihilfe auf der Förderung von 
Kriminalpolizeien in der Dritten 
Welt liegt, ist das BKA die wich-
tigste Institution der deutschen 
polizei l ichen AbH. 
Im kriminalistischen Institut (KI) 
des BKA gibt es mittlerweile 
einen eigenen Fachbereich Auslän-
derausbildung, "der die Ausbil-
dungs- und Fortbildungsvorhaben 
für ausländische Pol izeiangehörige 
zentral projektiert mit vorwiegend 
eigenen Kräften selbst durchführt 
oder intern bzw. extern koordi-
niert, wenn andere Fachabtei-
lungen des BKA oder andere Kri-
minaldienststellen in den Bundes-
ländern zur Unterstützung in 
Anspruch genommen werden müs-
sen" (Gatzke in: KR 10/87, S. 
546). Jährlich werden durch-
schnittlich etwa 70 ausländische 
Polizisten im BKA ausgebildet. 
Zielgruppe des BKA ist das 
"mittlere Management der Krimi-
nalpolizei (= gehobener Dienst)" 
sowie Kriminaltechniker und -
wissenschaftler, die im kri-
minaltechnischen Institut (KTI) 
ausgebi ldet werden. 
Für diesen Kreis werden verschie-
dene Angebote bereitgehalten: 
- Seminare von 4-6 Monaten 
Dauer, denen eine ebensolange 
praktische Phase in einer Fach-
dienststelle folgt. Ziel ist die 
Ausbildung von "Dienststellenlei-
tern der Kriminalpolizei, Leitern 
von kriminalpolizeilichen Spezial-
dienststellen (speziell im Rausch-
giftbereich), kriminalpolizeilichen 
Ermittlungsführern für bestimmte 
Spezialbereiche (z.B. Todesermitt-
lungen) sowie Fachlehrern (Multi-
pilkatoren)" (ebd. S. 546). 
- Speziallehrgänge von 2-4 Wochen 
Dauer "im Vorgriff auf die Re-
alisierung zeitaufwendiger krimi-
naltechnischer/ -wissenschaftlicher 
und . daktyloskopischer Fachsemi-
nare". 

- Individualprogramme vorwiegend 
für Kriminaltechniker, die am KTI 
eine "Ausbildung 'on the jobm er-
halten, z.B. als Toxikologen o.a. 
Ausgebildet werden ausländische 
Polizeibeamte aber auch in der 
PFA, beim BGS und bei den Län-
derpolizeien. Ziel ist dabei nicht 
nur die Ausbildung von Kriminal-
polizisten und Kriminaltechnikern, 
sondern auch die Spezialisierung in 
Sachen Gewalt. So waren 1987 Po-
lizeibeamte aus Lesotho in einem 
niedersächsischen Sondereinsatz-
kommando zur Ausbi ldung. Wenn 
schon nicht der gesamten Öffent-
lichkeit, so gesteht das BMI in 
seinen Vorlagen wenigstens den 
Bundestagsausschüssen ein, daß in-
dische und thailändische Pol izeibe-
amte bei der GSG 9 hospitieren. 
Daß dort auch Pol izeibeamte aus 
der Türkei zu Gast waren, hat das 
BMI kategorisch abgestritten, auch 
als Berichte aus türkischen Zei-
tungen sich damit brüsteten, daß 
eine insbesondere im türkischen 
Teil von Kurdistan wütende Spe-
zialeinheit bei der GSG 9 geschult 
wurde. 
Nicht näher ausgeführt werden in 
der Vorlage des BMI, wo die AbH 
für die Spezialeinheiten der Verei-
nigten Arabischen Emirate und 
Saudi Arabiens angesiedelt sind. 
Aus der Tatsache, daß der Kom-
mandeur der GSG 9, Wegener, für 
den Aufbau einer Spezialeinheit in 
Saudi Arabien beurlaubt wurde, 
darf wohl geschlossen werden, daß 
auch hier diese Anti-Terror-Einheit 
des BGS beteil igt ist. 
* Eine dritte Form der polizeili-
chen Ausbildungshilfe sind Infor-
mationsbesuche ausländischer Poli-
zeispitzen und Innenpolitiker bei 
polizeilichen Institutionen in der 
BRD. Als für die vergangenen drei 
Jahre "besonders hervorzuheben" 
nennt die BMI-Vorlage die Besuche 
aus der VR China, Marokko, Tan-
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sania, Tunesien, Benin, Guatemala, 
Algerien, Jordanien, der Türkei 
und Somal ia - mit Ausnahme der 
VR China al les Länder, die bereits 
Ausbildungs- oder Ausrüstungshilfe 
aus der BRD beziehen. Ziel dieser 
Besuche ist offenbar die Evalua-
tion vergangener und die Abspra-
che neuer Hilfsmaßnahmen. 

c. Ausrüstungs- und Ausbildungs-
hilfe des BKA für die Bekämpfung 
der Rauschgiftkriminalität 

Seit 1982 werden aus den Mitteln 
des BKA (EP 06 BMI, 0610 BKA, 
Titel 686 02) Ausbildungs- und 
Ausrüstungshilfemaßnahmen im 
Ausland finanziert. Dieses Pro-
gramm umfaßte zunächst 2 jetzt 3 
Mio DM jährlich, ist also in seiner 
gesamten Größenordnung; als auch 
in den Summen, die an einzelne 
Länder gehen, nicht mit der LAH 
vergleichbar. Da es aber erheblich 
spezifischer ist als die Maßnahmen 
der LAH, die Maßnahmen auch in 
verschiedenen Ländern einen ge-
meinsamen Zweck verfolgen und 
da die Kontakte der Polizeien un-
tereinander durch die Verbindungs-
beamten erheblich enger sind, 
dürfte dieses Programm sehr wirk-
sam sein. Die Maßnahmen umfas-
sen drei Komplexe: 
* Lieferung von Ausrüstungsgütern: 
Geliefert werden u.a. Fahrzeuge, 
Kommunikationstechnologie (vor 
allem Funkausrüstungen, in einige 
Länder ganze Interpol-Funkanla-
gen), optisches Gerät (Video- und 
Fotoausrüstungen, Nachtsichtge-
räte), Laborausrüstungen und Test-
koffer für die Identifikation von 
Substanzen, Rauschgiftspürhunde. 
Unter den Materialien befinden 
sich aber auch mobile Telefonab-
höranlagen. 
* Ausbildungshilfe: 
Neben Einzelmaßnahmen wie der 
Ausbildung von Hundeführern oder 
kriminaltechnischen Lehrgängen im 

KTI werden Programme für Sti-
pendiaten angeboten, die insgesamt 
13 Monate dauern: 4 Monate 
Sprachausbildung im Goethe-Insti-
tut Frankfurt, 4 Monate im BKA 
(1 Monat in den Rauschgift-Fach-
abteilungen, dabei u.a. Einführung 
in Datenverarbeitungs- und opera-
tive Einsatztechniken, 2 Monate 
kombinierter Lehrgang im krimi-
nalistischen Institut - Fotographie, 
Observationsfotographie und -tech-
nik, Observation -, wieder 1 Mo-
nat in den Fachreferaten), 4 Mo-
nate Ausbildung in einer Fach-
dienststelle eines Bundeslandes, 1 
Monat Urlaub). 
* Entsendung von Verbindungsbe-
amten: 
Mittlerweile befinden sich 14 
Rauschgiftverbindungsbeamte im 
Ausland, 2 davon in der 
Rauschgiftabteilung des Interpol-
Generalsekretariats in St. Cloud in 
der Nähe von Paris. Mit Ausnahme 
der beiden letztgenannten sind die 
Beamten an den deutschen Bot-
schaften angesiedelt und haben 
Diplomatenstatus. Die Verbin-
dungsbeamten sollen ein Brücken-
kopf für die bundesdeutschen 
Kriminalpolizeien, insbesondere des 
BKA, sein und bei Ermittlungen 
und Operationen helfen, an denen 
die hiesigen Behörden ein Interesse 
haben. Die Unterstützung der Poli-
zeien des Gastlandes skizziert der 
Kriminaldirektor im BKA, Rainer 
Bucher (KR 8-9/87, S.412), folgen-
dermaßen: 
"Er (der Verbindungsbeamte) wirkt 
bei Fahndungsangelegenheiten mit, 
ist bei Vernehmungen von Tatver-
dächtigen und Zeugen, Durchsu-
chungen und anderen Ermittlungs-
handlungen anwesend und wertet 
aufgefundene und ihm überlassene 
Unterlagen aus", d.h. er greift ak-
tiv in Ermittlungsverfahren des 
jeweiligen Landes ein. 
Die Länder, die von diesem Pro-
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gramm bedacht werden, sind 
Rauschgftproduktions- oder Tran-
sitländer. Zunächst betraf das die 
Länder des sog. "Goldenen Drei-
eicks" (Südasien) und des Goldenen 
Halbmonds (Vorderasien, Orient), 
mittlerweile in verstärktem Aus-
maß auch Lateinamerika und sogar 
afrikanische Länder. 

2. Politische Ziele 

a. Kurzer Exkurs zur Materiallage 

Vor dem Versuch, die hinter der 
Polizei- und Militärhilfe liegenden 
Interessen auszuleuchten und mög-
liche Wirkungen abzuschätzen, 
bleibt hier ein wesentl iches Kenn-
zeichen der deutschen Pol izei- und 
Militärhilfe festzuhalten: die Tat-
sache, daß sie sich überwiegend 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
vollzieht. 
Halbwegs brauchbare Übersichten 
werden nur den Ausschüssen des 
Bundestages vorgelegt, und auch 
diese Vorlagen, die vom AA und 
vom BMI präsentiert werden, sind 
zu allgemein, verkürzend oder ein-
deutig unvollständig. 
Das Plenum des Bundestages und 
damit die breitere Öffentl ichkeit 
sind von der Information und der 
Entscheidung ausgeschlossen. Auch 
durch parlamentarische Anfragen 
kommen in der Regel nur globale 
Auskünfte zum Vorschein. Über 
die Programme der LAH und pro-
blematische Vorhaben der Ausbil-
dungshilfe - etwa im Bereich des 
Anti-Terrorismus - schweigt sich 
die Regierung aus. Ressortverträge 
seien nicht öffentlich, mit den 
Empfängerländern sei Vertraulich-
keit vereinbart. Verwiesen wird 
auf die Ausschüsse und damit auf 
die Schweigepflicht bei nicht-öf-
fentlichen Sitzungen. In einigen 
Fällen wurden gar zufällig bekannt 
gewordene Hilfen - an El Salva-

dor, an die Türkei (s.o.) - abge-
stritten. 
Diese Vorgehensweise war bereits 
unter den Regierungen der sozial-
l iberalen Koalition üblich und wird 
auch nach wie vor von allen Frak-
tionen der etablierten Parteien re-
spektiert. Nur einige Abgeordnete 
der SPD und die Grünen versu-
chen, diese Hermetik aufzubre-
chen. 
Die Drei-Jahres-Programme der 
LAH dringen trotzdem an die 
öffentlichkeit. Es ist die Rü-
stungsindustrie, es sind die Ge-
schäftemacher mit dem Staat, die 
für eine Veröffentl ichung sorgen. 
Die von dem Bonner Lobbyisten 
Griephan herausgegebenen Blätter 
"Wehrdienst" und "Informationen 
aus Politik und Wirtschaft" enthal-
ten seit Jahren die entsprechenden 
Informationen, die ansonsten nur 
in den vertraulichen Ausschußvor-
lagen der Ministerien enthalten 
sind. Sie weisen darüber hinaus 
genau auf die Modalitäten und die 
zuständigen Bearbeiter in den 
Fachabteilungen von BMI und 
BMVg hin, damit geschäftliche 
Kontakte auch mit den richtigen 
Leuten geknüpft werden. Aber 
auch diese Blätter roden nicht den 
ganzen Dschungel der Geheimhal-
tung. 
So hat auch unsere Übersicht mit 
Sicherheit erhebliche Lücken. Sie 
stützt sich 
- auf veröffentlichtes Material: 
Zeitungsberichte, die genannten 
Griephan-Briefe, parlamentarische 
Anfragen und Zeitungsberichte so-
wie 
- auf die den Bundestagsausschüs-
sen vorliegenden Verschlußsachen. 

b. Ein Bündel von Interessen 

* Beitrag zur innenpolitischen Li-
beral isierung? 
Von den dort geäußerten Motiven 
kann eines jedenfalls von vornher-
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ein als Zynismus abgetan werden: 
daß die bundesdeutsche Polizeihilfe 
ein Beitrag zur innenpolitischen 
Liberalisierung der belieferten 
Länder sei. 
Die meisten der bedachten Staaten 
sind in den Berichten inter-
nationaler Menschenrechtsorganisa-
tionen, insbesondere von Amnesty 
International, als Folterländer aus-
gewiesen - und das bereits seit 
Jahren. Geradezu grotesk lesen 
sich deshalb diejenigen Einzeldar-
stellungen, in denen sich das AA 
ausdrücklich auf Prozesse angeb-
licher innenpolitischer Liberalisie-
rung und der Stabilisierung demo-
kratischer Verhältnisse in den be-
troffenen Ländern bezieht. In der 
Vorlage für das Programm der 
LAH 1988-90 geschieht das aus-
drücklich am Beispiel von zwei 
Ländern: 
- Burundi: "Nach dem Machtwech-
sel am 3.9.87 haben sich positive 
Anzeichen für eine liberalere in-
nenpolitische Entwicklung in Bu-
rundi ergeben als unter dem ge-
stürzten Regime Bagaza". Die 
BRD habe gute Beziehungen zur 
neuen politischen Führung. "Durch 
unsere von Burundi hochgeschätzte 
Entwicklungszusammenarbeit und 
Ausstattungshilfe tragen wir zur 
weiteren innenpolitischen Stabili-
sierung des Landes bei". 
- Türkei: "Seit der Rückkehr zu 
einer demokratisch gewählten Re-
gierung hat die Türkei ständige 
Fortschritte auf dem Weg zur 
Demokratisierung gemacht. Am 
29.11.1987 haben zum ersten Mal 
Wahlen unter der Teilnahme der 
bis zum September 1987 noch mit 
einem politischen Betätigungsver-
bot belegten Politiker stattgefun-
den. Unsere Ausstattungshilfe un-
terstützt diese Reformpolitik." 
Sowohl die Türkei als auch Bu-
rundi beziehen seit langem 

"Ausstattungshilfe". Unterstützte 
also die Militär- und Polizeihilfe 
zuvor die militärische Repression? 

* Instrument der Außenpolitik 

Wesentlich glaubwürdiger ist die 
Angabe, Ausstattungshilfe sei ein 
Instrument der deutschen Außen-
politik, wobei auch hier das At-
tribut dieser Außenpolitik - "auf 
Frieden und Ausgleich gerichtet" -
eine Legitimationslüge ist. 
Es geht um Einflußnahme auf die 
außen- und innenpolitische Haltung 
der betreffenden Länder. Die BRD 
unterstützt z.B. 
* die Polizeien der antisandinisti-
schen Pufferstaaten Costa Rica 
und Guatemala, 
* die konservativen und pro-west-
l ichen Regime in der arabischen 
Welt - z.B. Saudi Arabien, Jorda-
nien -, z.T. sogar durch die 
Ausbildung von Anti-Terror-Einhei-
ten, 
* die Mitglieder des ASEAN-Pak-
tes in Südasien sowie insbesondere 
* pro-westlich orientierte Länder 
Afrikas, darunter den wesentl ichen 
Stützpfeiler US-amerikanischer 
Außen- und Militärpolitik auf die-
sem Kontinent: Zaire. 
Die afrikanischen Länder sind nach 
wie vor Schwerpunkt sowohl all-
gemeiner bundesdeutscher Ent-
wicklungshilfe, als auch der Poli-
zei- und Militärhilfe der BRD. 
Grund für diese Schwerpunktbil-
dung ist jene informelle entwick-
lungspolitische Arbeitsteilung unter 
den westlichen Ländern, die seit 
den 60er Jahren besteht. Den 
europäischen Ländern fiel hierbei 
der weniger rentable afrikanische 
Kontinent zu, während die USA 
aus ihrer traditionellen 
lateinamerikanischen Domäne auch 
massive ökonomische Vorteile zog. 
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An den Einzelbegründungen des 
LAH-Programms für 1988-90 las-
sen sich die entsprechenden Inter-
essen deutlich ablesen: Hilfen 
beziehen zum einen pro-westliche 
oder außenpolitisch unproblemati-
sche Länder, zu denen die BRD 
traditionell gute Beziehungen hat -
darunter frühere deutsche Kolonien 
wie Togo und Kamerun. 
Eine bedeutende Rolle in diesen 
Begründungen spielten ferner: 
* das Gewicht der betreffenden 
Staaten im Zusammenhang der 
Blockfreien und der OAU (Organi-
sation of African Unity): 
- Simbabwe: "Das Land nimmt 
aufgrund seines politischen und 
wirtschaftlichen Gewichts eine 
Schlüsselrol le für die Stabilität im 
südlichen Afrika ein. Die Wahl PM 
Mugabes zum Vorsitzenden der 
Blockfreien-Bewegung unterstreicht 
die zunehmende Bedeutung 
Simbabwes in der Völkergemein-
schaft." 
- Sambia, bei dem auch die Ab-
kehr von den ökonomischen Rezep-
ten des IWF geschluckt wird: 
"Präsident Kaundas Einfluß hat 
durch seine Wahl zum OAU-Vor-
sitzenden im Juli 1987 wieder zu-
genommen. Als Vorsitzender der 
Frontlinien-Staaten setzt er sich 
für friedliche Konfliktlösungen im 
südlichen Afrika ein. Die Abkehr 
Sambias von der Zusammenarbeit 
mit IWF und Weltbank und seine 
Hinwendung zu planwirtschaftli-
chen Strukturen hat die Rahmen-
bedingungen für unsere E(nt-
wicklungs)-Z(usammenarbeit) ver-
ändert und zu einem 'Verharren' 
auf diesem Gebiet geführt. Im 
Interesse der Pflege unserer 
bilateralen Beziehungen ist daher 
eine Fortsetzung der AH umso 
wichtiger." 

* das Bestreben auch bei Ländern, 
die der Sowjetunion nahestehen, 
einen Fuß in der Tür zu behalten: 
- Kongo: "Angesichts der zur Zeit 
starken pol itischen und militä-
rischen Bindung der VR Kongo an 
die Staaten des Warschauer Pakts 
und Kuba bedeutet unser ver-
gleichsweise kleines Ausstattungs-
hilfprogramm einen Beitrag zur 
Unterstützung einer grundsätzli-
chen Politik der Unabhängigkeit 
und Blockfreiheit dieses Landes." 
- Mali: "Mali hat sich nach seiner 
außenpol itischen Umorientierung 
für einen blockfreien Kurs ent-
schieden. Nach wie vor bestehen 
jedoch bei den Streitkräften starke 
Abhängigkeiten von der SU. Mit 
der Fortsetzung unserer AH wollen 
wir Mali in seinem Bemühen un-
terstützen, diese Abhängigkeiten 
nicht erneut zu einem bestimmen-
den Faktor seiner Außenpolitik 
werden zu lassen." 
* und schließlich massive geo-
strategische und außenwirtschaftl i-
che Argumente, z.B. 
- Dschibuti: "Das Land hat ande-
rerseits aufgrund seiner bedeutsa-
men geostrategischen Lage eine 
gewichtige logistische Funktion für 
die französischen Übersee-Streit-
kräfte in der gesamten Indik-Re-
gion einschließlich Rotes Meer und 
Persisch/Arabischer Golf." 
- Somalia: "Somalia kommt ande-
rerseits in seiner geostrategisch 
wichtigen Lage in der Nähe von 
Rotem Meer und Persisch/Arabi-
schem Golf und in der Nachbar-
schaft zweier mit der Sowjetunion 
verbündeter Staaten (Äthiopien, 
Süd-Jemen) im strategischen Kon-
zept der USA für die Region 
Nord-Indik/Mittlerer Osten eine 
bedeutsame Rolle zu." 
- Kap Verde: "Wegen der geostra-
tegischen Lage des Landes haben 
wir ein Interesse, die Blockfreiheit 
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von Kap Verde auf Dauer nachhal-
tig zu fördern." 
- Zaire: "Unter den afrikanischen 
Ländern hat Zaire wegen seiner 
Größe (flächenmäßig größtes Land 
Schwarzafrikas), seiner zentralen 
Lage (neun Nachbarstaaten) und 
des Einflusses seines Präsidenten 
Mobutu besonderes Gewicht... 
Zaire verfügt über für die Indus-
trieländer wichtige mineralische 
Rohstoffe und verfolgt unter 
Mobutu außenpolitisch einen klar 
pro-westlichen Kurs." 
Eine zusammenfassende Begrün-
dung lieferte die Bundesregierung 
im Jahre 1979: 
"Durch Stabilisierung der jungen 
Staaten Afrikas will die Bundes-
regierung helfen, neue politische, 
wirtschaftliche und ideologische 
Abhängigkeiten zu vermeiden. Sie 
vertritt vitale Interessen der Bun-
desrepublik Deutschland, wenn sie 
durch Stärkung der Unabhängigkeit 
der Staaten Afrikas nach besten 
Kräften zu verhindern sucht, daß 
außerafrikanische Mächte (d.h. die 
Sowjetunion, d.Verf.) in Afrika ge-
gen den Westen gerichtete Macht-
und Einflußsphären aufbauen und 
so in die Lage kommen, europäi-
sche Handelsrouten im Südatlantik 
und im indischen Ozean zu bedro-
hen." 
(Antwort auf eine Anfrage der 
CDU/CSU im Bundestag, 4.12. 
1979) 

* Türöffner für deutsche Techno-
logie und Wirtschaftsinteressen 

Das Interesse eines Fachblättchens 
der Rüstungsindustrie an der Poli-
zei- und Militärhilfe ist mit Si-
cherheit nicht zufällig. Die BRD 
liefert im wesentlichen neue Ware 
an die Länder der Dritten Welt, 
die Polizei und Bundeswehr bei 

den Herstellern hierzulande kaufen 
müssen. 
Aber es geht nicht nur um die 
Lieferungen, die den Empfänger-
ländern "geschenkt" werden. Diese 
Beträge wären immer noch ein 
verhältnismäßig geringer Posten. 
Ausrüstungshilfe ist Türöffner für 
deutsche Technologie in den 
Empfängerländern. Eine Lieferung 
etwa von Daimler-Benz-LKWs 
durch die BRD legt die ent-
sprechenden Länder fest, auch 
Werkstätten und Ersatzteile für 
diese Wagen zu beschaffen und 
zumindest mittelfristig bei ent-
sprechenden Wagentypen zu blei-
ben. Das bedeutet Anschlußge-
schäfte; ein Vorgang, der auch aus 
anderen Bereichen der Entwick-
lungshilfe bekannt ist. 
Im Drei-Jahres-Programm von 
1988-90 vermerkt die Vorlage des 
AA zwei dieser Fälle ganz expl i-
zit: 
- Thailand, dem im Laufe der 
Jahre die Anfänge eines abhörsi-
cheren Richtfunksystems geliefert 
wurden und das nun aus eigenen 
Mitteln dieses weiter ausbaut. Da-
von profitiert die AEG Tochter-
gesellschaft ANT Nachrichten-
technik aus Backnang bei Stuttgart 
- Indonesien, das bundesdeutsche 
Hilfe bei der Planung für die Ha-
fen- und Versorgungsanlage der 
Marine sowie für ein landesweites 
Fernmeldeführungssystem in An-
spruch nimmt. "Durch diese Zu-
sammenarbeit könnte auch deut-
sche Technologie in Indonesien 
eingeführt und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit gefördert wer-
den." 
Ähnlich klar gelagerte Fälle finden 
sich auch in den Begründungen 
früherer Programme. 
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* Polizeilich professionelle Interes-
sen 

Im Vergleich zur Militärhilfe hat 
die Polizeihilfe in ihren diversen 
Formen einen erheblich größeren 
Nutzen für die bundesdeutsche 
Seite selbst. Polizeihilfe, so der 
BKA-Mann Gatzke (S.546), soll den 
Empfängerländern nicht nur bei 
der Bekämpfung der "überall an-
steigenden und besonders aufstre-
bende Staaten stark belastenden 
Inlandskriminalität helfen", sondern 
soll auch "Partner für die 
Bekämpfung der ebenfalls hohe 
Zuwachsraten verzeichnenden 
internationalen Schwerkriminalität 
gewinnen, die mit annähernd glei-
chem Engagement sowie kriminali-
stischem Know How und techni-
schen Mitteln auf diesem Gebiet 
operieren." 
Die bundesdeutsche Seite und ins-
besondere das BKA interessiert 
dabei vor ai lem die Kooperation 
bei der Bekämpfung des Rausch-
giftschmuggels. Dafür wurde, wie 
oben gezeigt, ein eigener Etat 
bereitgestellt, dazu dienen aber 
auch wichtige Teile der vom BMI 
ausgerichteten LAH-Programme 
(z.B. Marokko, Jordanien, Indone-
sien, demnächst wahrscheinl ich 
auch Kolumbien) und der all-
gemeinen Polizeiausbildungshilfe. 
Die Entsendung von Verbindungs-
beamten und deren Anbindung an 
eine spezielle BKA-Abteilung 
Rauschgift erweitert die oft sehr 
langsamen Wege der internationa-
len Rechtshilfe und der Koopera-
tion im Rahmen von Interpol 
durch schnelle und informelle Kon-
takte direkt mit den jeweiligen 
Polizeibehörden und durch die un-
mittelbare Teilnahme an Ermitt-
lungen (und sogar Vernehmungen 
und Durchsuchungen) am Ort. 

Die Erfolge bestehen zwar nicht 
darin, daß das Drogenproblem hier 
oder in den betreffenden Ländern 
erledigt würde, wohl aber in einer 
deutlichen Zunahme von Festnah-
men und sichergestellten Drogen-
lieferungen - aus der Türkei, aus 
südamerikanischen Ländern und 
neuerdings auch aus Afrika. 
Die Ausbi ldung von Polizeibeamten 
in der BRD, die Entsendung von 
Experten und vor al lem der 
Rauschgiftverbihdungsbeam ten 
schaffen die Grundlagen für eine 
Kooperation zwischen den Poli-
zeien auch da, wo es bisher keine 
bundesdeutschen Mi l itär- oder Po-
lizeihilfen gab (etwa in Latein-
amerika). Die scheinbar unpoliti-
sche Zusammenarbeit bei der Kri-
minalitätsbekämpfung ist offen-
sichtlich sogar mit Ländern rnög-
lich, mit denen eine al lgemeine 
pol itische Kooperation aus ideolo-
gischen Gründen unmöglich ist 
(etwa in Ostblockländern oder, im 
arabischen Raum, z.B. mit Syrien). 
Die Zusammenarbeit bei der Ter-
rorismusbekämpfung stellt sich 
ähnl ich "unpolitisch" dar. Während 
im (außen)politischen Bereich die 
Verantwortlichkeit für den (inlän-
dischen) Terrorismus in der Nach-
folge US-amerikanischer Analysen 
oft genug gar den Ländern des re-
alen Sozialismus zugeschoben wur-
de (und wird), sind polizeiliche 
Institutionen seit langem in der 
Lage, undogmatischer zu verfah-
ren: bereits in den 70er Jahren 
waren große Festnahmeerfolge bei 
der Fahndung nach RAF- oder "2. 
Juni"-Mitgliedern der Koopera-
tionsbereitschaft Jugoslawiens und 
Bulgariens zu verdanken. 1979/80 
wurden sogar Verbindungen mit 
der PLO und Libyen aufgenommen, 
wenn auch die Hilfe beim Aufbau 
von Anti-Terror-Einheiten und die 
direkte Kooperation in Sachen 
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Anti-Terrorismus im Nahen Osten 
sich nach wie vor auf die konser-
vativen Regime bezieht (Jordanien, 
Marokko, Vereinigte Arab. Emira-
te, Saudi Arabien). 

* Wirkung in den Empfängerlän-
dern 

Vergl ichen mit den Hilfen der 
USA für ausländische Pol izeien 
oder Armeen, besonders in Latein-
amerika, nimmt sich die bundes-
deutsche Hilfe eher symbolisch 
aus. Die USA liefern Waffen in 
großem Umfang auch an nicht der 
NATO angehörende Länder. Sie 
üben systematischen politischen 
und militärischen Druck auf die 
von ihr abhängigen Staaten aus. 
Sie umgehen alle möglichen Re-
gelungen des Völkerrechts, um 
(wie letztens im Falle des Hondu-
raners Juan Ramön Matta Balle-
steros) von ihr gesuchte Drogen-
händler in die USA zu entführen, 
etc. 
Die BRD betreibt diese Form der 
Einflußnahme nicht; sie wäre dazu 
auch nicht in der Lage. Trotzdem 
sind auch hinter der hiesigen Un-
terstützung für ausländische Mili-
tärs und Polizeien deutl ich spür-
bare Interessen festzustellen. 
Statt Waffen zu liefern, unter-
stützt die BRD vor allem anderen 
die militärische und polizeiliche 
Infrastruktur der betreffenden 
Länder. Der Aufbau eines funktio-
nierenden Transportsektors und 
Kommunikationswesens hat aber 
für Staaten mit einem nicht voll 
durchgesetzten Gewaltmonopol 
eine herausragende Bedeutung. 
Diese ermöglichen erst, daß die 
Staatsgewalt auch in entlegenen 
Zonen präsent sein kann, haben 
also nicht nur zivile, sondern auch 
militärische Funktionen. 

Zu recht betonen die Verantwort-
lichen der Polizei- und Militärhilfe 
ferner, daß die Rolle der Streit-
kräfte in vielen Ländern der Drit-
ten Welt sich nicht auf reine mili-
tärische oder polizeiliche Ziele be-
schränke, sondern oft auch andere 
Aufgaben etwa im Bereich der 
Gesundheits- und Sozialpolitik um-
fasse. "Ausstattungshilfe für die 
Ordnungskräfte in der Dritten 
Welt bedeutet einen Beitrag zur 
Verbesserung der staatlichen Infra-
struktur." (AA-Vorlage, S.1) Aller-
dings übersieht das AA dabei ge-
flissentl ich, daß die Beteiligung 
von bewaffneten Staatsapparaten 
an derlei zivilen Programmen 
nicht nur einfach dem gesell-
schaftlichen Fortschritt und der 
Entwicklung des betreffenden Lan-
des dient, sondern umgekehrt zi-
vile Verwaltungsaufgaben in die 
Macht des Militärs verlegt, Kon-
zepten der militärischen Herr-
schaftssicherung unterordnet und 
die Balance von zivilen und mili-
tärischen Staatsorganen zugunsten 
des Militärs verlagert. In vielen 
lateinamerikanischen Ländern etwa 
gehören sog. zivil-militärische 
Operationen der militärischen 
Staatsgewalt zum festen Reper-
toire von Aufstandsbekämpf ungs-
konzepten. Sie sollen dem Militär 
eine größere Legitimationsbasis 
verschaffen sowie Kontakt zu und 
Kontrol le über die entsprechenden 
Bevölkerungsteile ermöglichen. 
Pol izeiliche Entwicklungshilfe hat 
nicht nur dort politische Kon-
sequenzen, wo die unterstützten 
oder aufgebauten Apparate eindeu-
tig der pol itischen Kontrolle oder 
gar der Niederschlagung von Re-
volten oder Aufständen dienen. 
Nicht erst die Zusammenarbeit in 
Sachen "Terrorismusbekämpfung" 
ist problematisch. 
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In vielen Ländern sind Armeen und 
militaristische Konzepte für die 
innere Ordnungserhaltung bestim-
mend. Die Hoffnung, durch die 
Stärkung der Polizei, insbesondere 
der Kriminalpolizei, l ieße sich die 
Staatsgewalt dieser Länder "zivi l i-
sieren", ist trügerisch. Viel wahr-
scheinlicher ist, daß die Lieferung 
von technischem Gerät und "kri-
minalistischem Know how" politi-
sche und soziale Unterdrückung 
stabilisiert und "intelligenter" 
macht. 
Die Unterstützung der Pol izeien 
im Kampf gegen den Drogenhandel 
abstrahiert 
- von den sozialen und politischen 
Gegebenheiten, in denen dieser 
etwa in Lateinmerika oder in asia-
tischen Ländern entstanden ist, 
u.a. davon, daß für viele Produ-
zenten der Anbau entsprechender 
Pflanzen die einzige Existenzmög-
lichkeit ist, sowie 
- von der Tasache, daß der Dro-
genhandel wie jedes kapitalistische 
Geschäft nicht Staatsgesetzen, 
sondern in erster Linie 
Gesetzmäßigkeiten des Marktes 
folgt und daß in den industriali-
sierten Ländern ein Markt für 
Drogen existiert. 
Sie kratzt weder in den Ländern 
der Dritten Welt, noch in der 
BRD an den eigentlichen Ursachen 
der Drogen"kriminalität". 

Literatur: 

Die Programme der LAH werden 
jeweils in den Griephan-Briefen 
"Wehrdienst" (Nr. 682, 848, 976, 
1.119) und "lnformationen aus Po-
litik und Wirtschaft" (559, 704) 
vorgestellt. 

Für das Programm 1988 - 90 ist 
auch die Ausschußdrucksache Nr. 
102 vom 25.2.1988 des Auswärti-
gen Amtes für den Auswärtigen 
Ausschuß des Bundestages ausge-
wertet worden. 
Weitere Quel len sind: 
* Für die Polizeihilfe die Aus-
schußvorlagen des BMI für den In-
nenausschuß vom 2.11.1987 und 
vom 2.3.1988. 
* Die deutsche pol izeiliche Aus-
landshilfe, in: BGS 6/1987, S. 14 
ff. 
* Herzog, Robert, Die deutsche 
Ausstattungshilfe mit Schwerpunkt 
Afrika, in: Wehrtechnik, 9/87, S. 
45 ff. 
* Gottwald/Meisen/Tolmein, ... und 
morgen die ganze Welt, in: Kon-
kret 5/88, S. 10 ff. 
* Zur pol izei l iche Ausbildungshilfe 
in früheren Jahren vgl. die Ant-
worten auf diverse Bundestags-An-
fragen (Drs. 10/1012 vom 15.2. 
1984, Drs. 10/1410 vom 7.5.1984). 
Zu den gegenwärtigen Maßnahmen 
siehe die obengenannten Vorlagen 
des BMI. 
* Gatzke, Manfred, Die Lernwi l l i-
gen kommen aus al ler Welt, in: 
Kriminalistik 10/1987, S. 545. 
* Zum Drogenprogramm des BKA 
ist neben den genannten Bundes-
tagsanfragen zur Ausbildungshilfe 
die Vorlage des BMI (Referat IS I) 
zum Haushaltsentwurf 1988 an den 
Haushaltsausschuß vom 22.9.1987 
aussagekräftig. 

Neben diversen kleinen Notizen in 
den Polizeifachzeitschriften, gibt 
folgender Aufsatz weitere Hin-
weise auf die Tätigkeit der 
Rauschgiftverbindungsbeamten: 
Buchert, Rainer, Die Kriminalisten 
mit dem Diplomatenpaß, in: Kri-
minalistik 8-9/87, S. 442 ff. 
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TABELLARISCHER ÜBERBLICK 

Abkürzungen: 
LAH-Pol: Ländergebundene Ausstattungshilfe im Rahmen der Dreijah-
resprogramme vom BMI für die Polizeien der Empfängerländer 
LAH-Mil: dito vom Bundesverteidigungsministerium für die Armeen 
PoI-AbH: Polizeiliche Ausbildungshilfe 
RG-Progr.: Ausbildungs- und Ausrüstungshilfe aus den Mitteln des BKA 
zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 
VB: Verbindungsbeamte 
RG-VB: Rauschgiftverbindungsbeamte 
PP: Polizeipräsidium 

I. SUBSAHARA - AFRIKA 

ÄTHIOPIEN 
LAH 
1976-78: Pol: Kraftfahrzeuge, Funkgeräte, Generatoren, Werkstattein-
richtungen, medizinisches und kriminaltechnisches Gerät für Polizei und 
Sicherheitskräfte (Summe 5,6 Mio DM); 1977 während der Kämpfe in 
der Ogaden-Region abgebrochen 

VR BENIN 
LAH 
1979-81: Pol: Fahrzeuge, Funkgeräte, polizeispezifische Ausrüstung für 
insges. 1 Mio DM 
1982-84: Pol: 1 Mio DM 
1985-87: Pol: KFZs, Fernmeldeeinrichtungen, Kriminallaborzubehör für 1 
Mio DM 
PoI-AbH 
1979-80: 2 Beamte 

BOTSUANA 
LAH 
1979-81: Mil: 0,9 Mio DM 
1982-84: Mil: Mobiles Funknetz zur Grenzüberwachung, 1,5 Mio DM 
1985-87: Mil: im Transport und Fernmeldebereich, 2,5 Mio DM 
1988-90. Mil: auf dem Transportsektor und Lieferung von Werkstattge-
rät, 2,5 Mio DM 

BURKINA FASO 
LAH 
1976-78: Mil: Pionier- und Straßenbaumaschinen, Werkstatteinrichtungen, 
4 Mio DM 
1979-81: Mil: (wie oben), 5 Mio DM 
1982-84: Mil: Pioniereinheiten, 5 Mio DM 
1986-88: Mil: Transportwesen u.a., 6 Mio DM 
1988-90: Mil: Ausrüstung und Ausbildung einer Pioniereinheit, Unter-
stützung beim Bau von Ausbildungseinrichtungen durch eine Berater-
gruppe der Bundeswehr, 6 Mio DM 
PoIAbH 
1977-79: 3 Beamte 
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BURUNDI 
LAH 
1982-84: Pol: 2,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Fahrzeuge, Aufbau einer Ersatztei lversorgung, Instandset-
zungs- und Schulungseinrichtungen, 4 Mio DM 
1988-90: Mil: Ergänzungslieferung von Laboreinrichtungen und Wartung 
für ein Militärhospital; Standardisierung der LKW-Flotte des Militärs 
auf LKW 1113 von Daimler Benz, sowie Wartungs- und Instandhal-
tungsmaßnahmen, 4 Mio DM 

DSCHIBUTI 
LAH 
1979-81: Mil: Uniformen, Mannschaftswagen, Geländefahrzeuge etc., 3 
Mio DM 
1982-84: Mil: Funknetz, Fahrzeuge, Baumaschinen, 2,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Fortsetzung der Projekte im Transport- und Fernmeldebe-
reich, 5,5 Mio DM 
1988-90: Mil: Fernmeldewesen und Werkstätten der dem Mil itär unter-
stehenden Force Nationale de Skurit&, 4 Mio DM 

ELFENBEINKÜSTE 
RG-Progr. 
1988: 53.000 DM veranschlagt 

GUINEA 
LAH 
1985-87: Mil: Straßenbaumaschinen, Beginn des Baus einer Instandset-
zungswerkstatt, 5 Mio DM 
1988-90: Mil: Anschlußhilfe, 5 Mio DM 

KAMERUN 
LAH 
1973-76: wahrscheinlich schon 4 Mio DM 
1976-78: Mi litär und Pol izei: Pionier- und Straßenbaumaschinen, Last-
wagen, Werkstatteinrichtungen, 3 Mio DM 
1979-81: KFZ-Lieferungen, 5 Mio DM 
1982-84: Funkwesen und Straßenbaueinheit, 5 Mio DM 
1985-88: Mil: Einrichtungen im Sanitätswesen, 6,2 Mio DM 
1988-90: Mil: Bau eines Ausbildungszentrums für Elektriker u.a., 6,2 
Mio DM 

KAP VERDE 
LAH: 
1985-87: Mil: Fahrzeuge aus dem LAH-Sonderfond 
1988-90: Mil: Beginn der längerfristigen Zusammenarbeit, Fahrzeuge, 
Werkstätten, Ausbildung von Werkstattpersonal, 2 Mio DM, angestrebt 
ist die Aufstellung und Ausrüstung einer Baueinheit für Infrastruktur-
maßnahmen 
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KENIA 
LAH 
(Umfang der bisherigen Leistungen im Rahmen der LAH, laut "Wehr-
dienst": 31,8 Mio DM; aus unserem Material geht eine Zahl von 16,3 
Mio DM für den Zeitraum von 1976-87 hervor, zusätzliche Lieferungen 
oder vorhergehende Leistungen konnten wir nicht nachweisen) 
1976-78: Mil und Pol: Motorräder, Hubschrauber, Funkgeräte, Maschinen 
für den Sicherheitsdienst, insgesamt 3,1 Mio DM 
1979-81: KFZ-Lieferungen etc., 3 Mio DM 
1982-84: Mil: für das Transport- und Fernmeldewesen, 4 Mio DM; LAH-
Pol: 0,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Transportwesen, Ausbildung von KFZ-Schlossern in der 
BRD, Werkstätten, etc., 5,2 Mio DM; LAH-Pol: Fortsetzung von Pro-
jekten im Fernmeldebereich, 0,5 Mio DM 
1988-90: Mil: zur Verbesserung des Instandsetzungswesens ("80% der 
Fahrzeuge liegen still", Wehrdienst), 5,2 Mio DM; LAH-Pol: 0,7 Mio 
DM 

VR KONGO 
LAH 
1976-78: Mil: medizinisches Gerät, 0,6 Mio DM 
1979-81: Mil: 0,6 Mio DM 
1982-84: Mil: Militärhospital, 0,6 Mio DM 
1985-87: Mil: Militärkrankenhaus Brazzaville und ein weiteres Sanitäts-
zentrum, 1 Mio DM 
1988-90: Fortsetzung der LAH-Mil im medizinischen Bereich, zusätzlich 
Lieferung von LKWs und Aufbau eines Funknetzes 

LESOTHO 
LAH 
1979-81: Pol: 3 Mio DM 
1982-84: Pol: 1,25 Mio DM 
PoI-AbH: 
1985 und 1987 bei der niedersächsischen Polizei je 2 Beamte zur Aus-
bildung beim SEK der Polizeidirektion Hannover, 1988 Chefausbilder 
und 2 weitere Beamte des SEK zur Ausbildung einer Spezialeinheit in 
Lesotho (FR 8.7.88) 

LIBERIA 
LAH 
1976-78: Pol: u.a. Fahrzeuge zur persönlichen Sicherheit von Staats-
oberhäuptern, 4 Mio DM 
1979-81: LAH-Pol: 0,5 Mio DM 

MALAWI 
LAH 
1979-81: Mil: KFZ vor al lem für die Armee, technisches Gerät für 
Flugplatz, 3 Mio DM 
1982-84: Mil: Ausbildungs- und Lehrwerkstätten, ca. 3,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Landfahrzeuge, Aufbau von Wartungs- und Instandhal-
tungseinrichtungen für Flugzeuge, Umrüstung auf Dornier-Flugzeuge DO 
228 und DO 28, Sanitätsbereich, 4,5 Mio DM 
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1988-90: Mil: Ausbau des Landtransport- und Pionierwesens, 4,5 Mio 
DM 

MALI 
LAH 
(nach "Wehrdienst" bisher insgesamt 38,5 Mio DM gesamte LAH, bei 
uns ausgewiesen bis 1987 29,1 Mio DM) 
1976-78: Mil und Pol: Transportwesen und Straßenbau, 5,6 Mio DM 
1979-81: wahrscheinlich Mil: KFZ-Werkstatt und Straßenbau, 8 Mio DM 
1982-84: Mil: milit. Infrastruktur und Straßenbau, 7 Mio DM 
1985-87: Mi l: Unterstützung eines Ausbildungszentrums, 8,5 Mio DM 
1988-90: Mil: Errichtung neuer Werkstätten, Ersatzteillager und Ausbil-
dungseinrichtungen, weitere Baumaschinen und Transportfahrzeuge, 8,5 
Mio DM 
PoI-AbH 
1977-79: 1 Beamter 

NIGER 
LAH 
(nach "Wehrdienst" bis Ende 1987 55,5 Mio DM, aus unseren Materia-
lien nachgewiesen 33,5 Mio DM 
1976-78: Mil: KFZs, Flußboote, 7 Flugzeuge (5 Noratlas, 2 FC 6), Pio-
nier- und Straßenbaumaschinen (keine Wertangabe) 
1979-81: Mil: insbesondere Sky-Servant-Flugzeuge, 11 Mio DM 
1982-84: Mil: vor allem Pionierausrüstung, 11,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Transport- und Fernmeldemittel, 11 Mio DM 
1988-90: Mil: weitere Ausrüstung einer Pioniereinheit (Straßenbau, 
Flugplätze, Hochbau), Lufttransport und Fernmeldewesen, Werkstatt-
und Ausbildungseinrichtungen, Wohnungsbauprogramm, 8,4 Mio DM 

NIGERIA 
RG-Progr. 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA (Länderausbildung nicht bekannt) 
1987: 10 Rauschgift-Testsätze im Wert von ca. 3 000 DM 
1988: 35.000 DM veranschlagt 

RUANDA 
LAH 
1976-78: Mil: KFZs, Fernmeldegerät, Pionier- und Straßenbaumaschinen; 
Pol: polizeitechnisches Gerät, insgesamt 4 Mio DM 
1979-81: Mil: KFZ-Lieferungen 6 Mio DM 
1982-84: Mil: Pionier- und Straßenbaueinheit, 6 Mio DM 
1985-87: Mil: Aufbau einer Straßenbaueinheit, 6,5 Mio DM 
1988-90: Mil: Weiteraufbau einer im Straßenbau tätigen Pioniereinheit, 
6,5 Mio DM 
Pol-AbH 
1974: 6 Beamte 
1985: wahrscheinlich 2 Beamte bei der niedersächsischen Polizei, ver-
mutlich SEK-Hannover 
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SAMBIA 
LAH 
1978: Soforthilfe für Transportmittel, 3 Mio DM 
1979-81: Anschlußhilfe, 3 Mio DM 
1982-84: Mil: Transportwesen und LAH-Pol, 3 Mio DM 
1985-87: Pol: die Ausstattung der Verkehrspolizei und das Fernmelde-
wesen, 3 Mio DM 
1988-90: Mil: Ausstattungsgegenstände für die Streitkräfte, 2,6 Mio 
DM; Pol: 1,3 Mio DM 
Pol-AbH 
1977-81: 6 Beamte 

SIMBABWE 
LAH 
1982-84: Mil: KFZs und Fernmeldegerät, 5 Mio DM 
1985-87: Mil und Pol: Fahrzeuge und Fernmeldegerät, 4,5 Mio DM 
1988-90: Mil: Fahrzeuge und Fernmeldegerät, 4,5 Mio DM 

SENEGAL 
LAH 
bisher: kleinere Hilfen von Fall zu Fall: technisches Gerät für die 
Streitkräfte, Sanitätszentrum in Dakar, KFZ-Ersatzteile 
1988-90: Mil: schweres Straßenbaugerät, 4 Mio DM 
RG-Progr. 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA (Länderausbildung noch nicht bekannt) 
1987: Materiallieferungen, KFZ und Motorräder mit Funkausstattung im 
Wert von ca. 120.000 DM 
1988: 185.000 DM veranschlagt 

SOMALIA 
LAH 
(laut "Wehrdienst" insgesamt 77,3 Mio DM bis 1987, zumindest die Po-
lizeihilfe begann erst 1977, nach der Mogadischu-Affäre) 
1976-78: KFZ und KFZ-Werkstätten, 2 Dornier Sky-Servant-Flugzeuge, 
6,9 Mio DM 
1979-81: Mil: Armeeausrüstung, darunter wieder 2 Sky-Servant-Flug-
zeuge, 15 Mio DM; Pol: 4,5 Mio DM 
1982-84: Mil: Transportwesen, 10,5 Mio DM: Pol: 0,3 Mio DM 
1985-87: Mil: vor allem LKWs, 12 Mio DM; Pol: Instandsetzung, Ersatz-
teile, Aus- und Fortbildungseinrichtungen, 1,5 Mio DM 
1988-90: nur noch Mil: Transportsektor, insbesondere Ersatzteile, 12 
Mio DM 
PoI-AbH 
1974-82: 12 Beamte 

SUDAN 
LAH 
1976-78: Mil: KFZ und Fernmeldegerät, 5,8 Mio DM 
1979-81: Mil: Druckerei und Sanitätsprojekt, 11 Mio DM 
1982-84: Mil: Sanitätswesen und Ausbildungseinrichtungen, 11 Mio DM 
1985-87: Mil: Ausbildungszentrum der Streitkräfte, 12,5 Mio DM 
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1988-90: Mil: Ergänzungs- und Betreuungsmaßnahmen für das Ausbil-
dungszentrum Khartoum, zusätzliche Gelder für die Militärdruckerei, 
10,9 Mio DM 
Pol-AbH 
1974-534: 5 Beamte 
1985: wahrscheinlich 2 Beamte bei der niedersächsischen Pol izei, ver-
mutlich SEK-Hannover 

TANSANIA 
PoI-AbH 
1983: 2 Beamte 

TOGO 
LAH 
seit 1969: insgesamt laut "Wehrdienst" bis 1987 22,8 Mio DM 
1976-78: Mil: Transportgerät, 2 Mio DM 
1979-81: Mil: KFZ, Pioniergerät, 4 Mio 
1982-84: Mil: Straßenbau, 4 Mio DM 
1985-87: Mil: Wartung und Instandsetzuung von Fahrzeugen und Bauma-
schinen, 5,8 Mio DM 
1988-90: Mil: Lieferung von Straßenbaugerät und Aufbau einer Infra-
struktur (Werkstätten, Ersatzteile), 5,8 Mio DM 

TSCHAD 
LAH 
1979-81: Mil: KFZ und Ersatzteile, 2,5 Mio DM 

ZAIRE 
LAH 
1976-78: Mil: 2 Mio DM 
1979-81: Mil: KFZ, Hilfe zum Aufbau eines Grenzsicherungssystems, 3 
Mio DM 
1982-84: Mil: Fortsetzung für Grenzsicherungssystem, 4 Mio DM 
1985-87: Mil: Fernmeldewesen, 5,5 Mio DM; Pol: für Hilfe beim Aufbau 
einer Garde Civile (KFZ, Instandsetzungseinrichtungen, Fernmeldegerät), 
bis zu 8 Mio DM 
1988-90: keine LAH-Pol mehr, nur noch für Militär, "Verstärkung der 
Ausbildungskomponente" (Wehrdienst), Fernemeldeverbindungen, Sanitäts-
dienst, Lehrwerkstätten, 5,5 Mio DM 
1983: Bayerische Hilfe beim Aufbau einer Anti-Terror-Einheit 
RG-Progr. 
1986: Rauschgift-Testkoffer, ca. 500 DM 

ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK 
PoI-AbH 
1974-79: 10 Beamte 

II. MITTELMEERRAUM, ARABISCHE LÄNDER, MAGHREB, VOR-
DERASIEN 

AFGHANISTAN 
LAH 
1958-76: Pol: insgesamt 9,5 Mio DM 
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1976-78: Pol: 2 Mio DM 
1979-81: Pol: polizeiliches und kriminaltechnisches Gerät, 3 Mio DM 
PoI-AbH 
1974-80: 6 Beamte 
VB 1976 (?): bis zum Einmarsch der Truppen der UdssR 

ÄGYPTEN 
PoI-AbH 
1974-80: 6 Beamte 
1987(?): Ausbildung von 4 Sicherheitsoffizieren bei der GSG 9, verein-
bart bei einem Besuch des BMI in Kairo, April 1986 (Berliner Morgen-
post, 11.4.86) 
RG-Progr. 
1985/86: 2 Stipendiaten beim BKA und beim LKA-Stuttgart u. PP 
Frankfurt 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA (Standort der Länderausbildung nicht 
bekannt) 
1985: Lieferung von KFZs 
1987: Übernahme von Reparaturkosten 
1988: 111.000 DM veranschlagt 

ALGERIEN 
LAH 
1979-81: Pol: KFZ, Fernmeldegerät, Polizeitechnik, 3 Mio DM 
1982-84: Pol: Fernmeldegerät, 1 Mio DM 
1985-87: Pol: Erweiterung des Richtfunknetzes der Polizei, 2,3 Mio 
1988-90: Pol: 3 Mio DM 
Pol-AbH 
1988: Ausbildung von Beamten für Toxikologie und Maschinenschriften-
untersuchung 

ARABISCHE LIGA 
Pol-AbH 
1988: Ausbildung in Beweisdokumentation und Spurensicherung 

GRIECHENLAND 
"Verteidigungshilfe" 
seit 1964: 802 Mio DM 
RG-Progr. 
1984/85: Ausbildung von 2 Beamten beim BKA 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA, Technikerschulung beim BKA, Abt. 
Datenverarbeitung 
1987: Reparatur und Ausbau der IP- (= Interpol-?) Funkanlage 
1988: 65.000 DM veranschlagt 

IRAN 
Mil-AbH 
1976-78: 125 graduierte Ingenieure, 25 Betriebswirte, 20 Meister, 10 
Mio DM 
Pol-AbH 
1974-76: 4 Beamte 
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ARABISCHE REPUBLIK JEMEN 
LAH 
1976-78: Pol und Mil: Transportwesen, Fernmeldeanlagen, KFZs etc. für 
Polizei und Militär, 3,1 Mio DM 
1979-81: Pol: Polizeiliche Fernmelde- und kriminaltechnische Ausrü-
stung, 1,5 Mio DM 
1982-84: Mil: Funknetz, Krankenhaus, Ersatzteile, 4 Mio DM; Pol: 1,5 
Mio DM 
1985-87: Mil: Fortsetzung der Projekte, 4 Mio DM; Pol: Fernmeldema-
terial und kriminaltechnische Ausrüstung, 1,5 Mio DM 
1988-90: Mil: Sanitätswesen in der Provinz, 4 Mio DM; Pol: außer 
Nachbetreuung eingestellt 
PoI-AbH 
1988: Ausbildung von Beamten für Urkundenuntersuchung und Tatortfo-
tografie 

JORDANIEN 
LAH 
vor 1976: 3 Mio DM für KFZs, Fernmeldegerät u.a. an die Polizei 
1976-78: Pol: 2,5 Mio DM 
1979-81: Pol: KFZs und polizeitechnisches Gerät, 
1988-90: Pol: 13 Mio DM; ab 1988 ist Jordanien einer der Schwer-
punkte der polizeilichen Auslandsarbeit der BRD. 
PoI-AbH 
1974-77: 8 Beamte 
RG-Progr. 
seit 1983 oder 84 
1985/86: 1 Stipendiat beim BKA und PP Dortmund 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA, Länderausbildung nicht bekannt 
1987: 3 Fahrzeuge, 3 Nachtsichtgeräte, Handscheinwerfer, zus. ca. 
120.000 DM 
1988: 135.000 DM veranschlagt 

JUGOSLAWIEN 
RG-Progr. 
seit 1982 
1986: Fotoausrüstungen für insgesamt 12.544 DM 
1987: Funkausstattung und optisches Gerät für etwa 150.000 DM 
1988: 240.000 DM veranschlagt 

LIBANON 
RG-Progr. 
1987: 3 gebrauchte Fahrzeuge, 35.000 DM 
1988: 95.000 DM veranschlagt 
1987/88: 2 Stipendiaten beim BKA, Länderausbi ldung nicht bekannt 

MALTA 
LAH 
1979-81: Mil: KFZ und Fernmeldegeräte, 3 Mio DM 
RG-Progr. 
1986: Foto- und Funkausrüstungen, Hunde, KFZ, für ca. 250.000 DM 
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1987: Ausbildung von 2 Hundeführern in der BRD, 12.000 DM, 3 Be-
amte der Hess. Polizeischule zu einem Trainingsprogramm für Hunde-
führer in Malta 
1988: 5.000 DM veranschlagt 
1986/87: 1 Stipendiat beim BKA und beim LKA Wiesbaden 

MAROKKO 
LAH 
bis 1987: insgesamt 53 Mio DM 
1976-78: Mil: Tankwagen, medizinische Einrichtungen, Feldbäckerei, 4,5 
Mio DM 
1979-81: Mil und Pol: 9 Mio DM 
1982-84: Mil: Versorgungseinrichtungen der Armee, 8 Mio DM 
1985-87: Mil: Lehrlingswerkstatt, Militärhospital, 8 Mio DM 
1988-90: Mil: Versorgungs- und medizinische Einrichtungen, Ausbau der 
beruflichen Ausbildung, 8 Mio DM 
PoI-AbH 
1977-80: 10 Beamte 
RG-Progr. 
seit 1982 
1982/83: 2 Stipendiaten beim BKA (Länderausbi ldung nicht bekannt) 
1984/85: 2 Stipendiaten beim BKA (Länderausbildung nicht bekannt) 
seit 1984(?): 1 RG-VB 
Abkommen 
1987: Ressortabkornmen über "die gemeinsame Bekämpfung des interna-
tionalen Terrorismus, der Kriminalität und des Drogenhandels": engere 
Zusammenarbeit der Polizei, Informationsaustausch, Expertentreffen; 
genauer Inhalt ist geheim 

MAURETANIEN 
LAH 
1979-81: Mil: KFZ für die Armee, 4 Mio DM 

PORTUGAL 
"Verteidigungshi I fe" 
1978-84: 292 Mio DM 
RG-Progr. 
1985/86: 2 Stipendiaten beim BKA und beim PP München 
1986/87: 2 Stipendiaten beim BKA und beim PP Gelsenkirchen 
1986: Foto- und Videogeräte, Funkausrüstung, KFZ, ca. 280.000 DM 
1987: technisches Gerät, insbesondere Optik und Funkgeräte, bis De-
zember 1987 waren Materialien für 150.000 DM geliefert, zusätzl ich 
waren bereits 1987 Gelder für den Gerätepool des RG-VB veranschlagt, 
50.000 DM 
1988: 185.000 DM veranschlagt; Entsendung eines RG-VB seit 1987 als 
"kurz bevorstehend" angekündigt, bis März 1988 noch nicht erfolgt 

SAUDI-ARABIEN 
PoI-AbH 
seit 1986: Unterstützungsberatung beim Aufbau eines Funküberwa-
chungssystems, Beratung bei der Organisation und Ausbi ldung einer po-
lizeilichen Spezialeinheit, Unterstützung bei der Ausbildung von Ange-
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hörigen einer Spezialeinheit an geschützten Polizeifahrzeugen; GSG 9-
Wegener wurde zur Beratung beim Aufbau der Einheit vom BMI beur-
laubt 

SYRIEN 
RG-Progr. 
1988: 100.000 DM veranschlagt 

TUNESIEN 
LAH 
bis 1975: Mil und Pol: insgesamt 15,5 Mio DM 
1976-78: KFZ, Fernmeldeanlagen, Uniformbestände der Bundeswehr, ins-
gesamt 4,5 Mio DM 
1979-81: Mil: Versorgungs- und med. Einrichtungen, 12 Mio DM; Pol: 
Ausrüstung und Beratung, 4,5 Mio DM 
1982-84: Mil: Sanitätswesen der Armee, 11,5 Mio DM; Pol: 2,5 Mio DM 
1985-87: Mil: Anschlußhilfe für Militärhospital, 12 Mio DM; Pol: Ein-
satzzentrale der Polizei im tunesischen Innenministerium, Verbesserung 
der Fernmeldeverbindungen, 3 Mio DM 
1988-90: Mil: weitere Unterstützung für Sanitätswesen, Funknetz, Fahr-
zeuge, 9,5 Mio DM; Pol: 3,2 Mio DM 
PoI-AbH 
1977-82: 21 Beamte 

TÜRKEI 
"Verteidigungshilfe" 
seit 1964, bis Ende 1984 insgesamt 2,92 Mrd DM, bis 1988 3,701 Mrd 
DM 
Anfang 1983: Beginn der 13. Liefertranche - 130 Mio DM 
Mitte 1984: 14. Liefertranche ("Wehrdienst" 940/84, 7.5.1984) 
1981-84: einmalige Rüstungssonderhilfe, u.a. 77 Kampfpanzer Leopard 
1, 4 Bergepanzer, Panzerabwehrflugkörper, Umrüstsätze für Panzer äl-
terer Bauart (Weißbuch-Bundeswehr, 1985, S. 124) 
1988: erneutes Rüstungssonderhilfeprogramm: 580 Mio DM (Konkret 
5/88, S.13) 
LAH 
bis Ende 1987: 19,5 Mio DM 
1980: Beginn der Polizeihilfe, 1,5 Mio DM (nach "Blätter des IZ3W" Nr. 
141) 
1982-84: Pol: 15 Mio DM 
1985-87: Pol: hauptsächlich Fernmeldegerät und Laborausrüstung zur 
Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität, Empfänger: Gendarrnerie, Gene-
raldirektion für Sicherheit, Zollverwaltung, evtl. auch Lieferung von 
KFZ, 3 Mio DM 
1988-90: Pol: Fortsetzung mit Schwerpunkt Rauschgiftbekämpfung, 3 
Mio DM 
Pol-AbH 
1977-80: 42 Beamte 
1985: nach Besuch der türkischen Polizeispitze in der BRD, insbeson-
dere beim BKA und bei der GSG 9, Beginn der Ausbildungshilfe für 
eine "Anti-Terror"-Sondereinheit ("Schwarze Käfer") bei der GSG 9. Die 
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Bundesregierung bestreitet dies (vgl. Antwort auf die Anfrage von Fi-
scher, Grüne, am 12.6. 1986, BT-Drs. 10/5919); die Berichte beruhen 
aber - auf Artikeln türkischer Zeitungen (z.B. Interview mit Herrn Wey-
gold, GSG 9, in "Tercümen" 1.2.1987). Möglicherweise gehen die Kon-
takte auf den Besuch des BGS-Inspekteurs und weiterer hoher Beamter 
des BGS in der Türkei vom 12.-17.9.1983 zurück. In einer diesbezügli-
chen Anfrage des Abg. Tietjen (SPD, beantwortet am 27.9.83, vgl. In-
nere Sicherheit Nr. 70, 23.12.1983, S. 30) heißt es, der Besuch habe 
der Abwicklung der Drogenhilfe gegolten. "Darüber hinaus wurden auch 
Fragen des internationalen Terrorismus (Flugzeugentführung, Geisel-
nahme) erörtert." 
RG-Progr. 
1982/83: 2 Stipendiaten im BKA 
1984/85: 2 Stipendiaten im BKA 
1987: Gerätepool für den RG-Verbindungsbeamten, 50.000 DM 
1988: vorgesehener Umfang 25.000 DM 
seit 1985: 1 RG-VB 

VEREINIGTE ARABISCHE EMIRATE 
PoI-AbH 
1988: Aufbau einer Spezialeinheit 

ZYPERN 
RG-Progr. 
1982/83: 2 Stipendiaten im BKA (Länderausbi ldung nicht bekannt) 
1984/85: 2 Stipendiaten im BKA (Länderausbildung nicht bekannt) 
1986/87: 1 Stipendiat im BKA und beim LKA Stuttgart 
1987/88: 1 Stipendiat im BKA (Länderausbildung nicht bekannt) 
1986: komplette Funkanlage der Firma Hagenuk 
1987: Gegenstände für den Gerätepool des RG-VB, 1 KFZ, Fotokopie-
rer, etc., ca. 70.000 DM 
1988: 115.000 veranschlagt 
seit 1984(?): 1 RG-VB 

III. ASIEN 

BIRMA 
RG-Progr. 
1986: KFZ und Motorräder, Funkausrüstung, Foto- und Videoausrüstung, 
etc., ca. 270.000 DM 
1988: 75.000 DM veranschlagt 
1985/86: je 2 Stipendiaten beim BKA und beim PP Hamburg 

CHINA, VR 
1984: Besuch des BMI in China: Themen u.a.: Rauschgiftbekämpfung 
und Anti-Terrorismus; Besuche chinesischer Delegationen in der BRD 
1983 (Vizesicherheitsminister bei der GSG 9, vgl. FR 22.5.84) und 1987 
beim BGS und bei der PFA (vgl. BGS, 2/87, S. 28). Die BRD vermit-
telt Käufe von Polizeihunden, elektronischem Material etc. bei deut-
schen Firmen; Zusammenarbeit bei der Ausbildung von chinesischen Po-
lizeikräften erwogen 
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RG-Progr. 
1988: 35.000 veranschlagt 

INDIEN 
Pol-AbH 
1988: Hospitation bei der GSG 9 
RG-Progr. 
1986: Drogentestkits, 1.000 DM 
1987: Gerätepool für den RG-VB 
1988: 17.000 DM veranschlagt 
seit 1987: 1 RG-VB 

INDONESIEN 
LAH 
1979-81: Mil: Ausbi ldung, technische Beratung und Material vor al lem 
für die Marine, 0,8 Mio DM 
1988-90: Mil: Planung einer Hafen- und Versorgungsanlage für die Ma-
rine, landesweites Fernmeldeführungssystem für "zivile und mi l itärische 
Zwecke", 1 Mio DM ("Durch diese Zusammenarbeit könnte auch deut-
sche Technologie in Indonesien eingeführt und die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit gefördert werden."); Pol: Ausbildungseinrichtungen und 
Drogenlabor für Bali, 0,7 Mio DM 

PoI-AbH: 
seit 1979: großes Ausbildungsprojekt, in dessen Rahmen im Fachbe-
reich Ausländerausbildung des Kriminalistischen Instituts des BKA bis 
1987 "fast 100 indonesische Kriminalbeamte zu Führungskräften, vor-
nehmlich aber zu Multiplikatoren (Instrukteure, Fachlehrer) herangebil-
det worden" sind, ein großer Teil davon erhielt eine Sonderausbildung 
zu Rauschgiftfragen 
1987/88: Speziallehrgang zur Rauschgiftbekämpfung für bereits im BKA 
ausgebildete Beamte - 6 Wochen BKA, 6 Wochen RG-Abteilungen der 
Länderpolizeien 
RG-Progr. 
seit 1983 ('?) 
1988: 50.000 DM veranschlagt 

MALAYSIA 
LAH 
1979-81: Mil: Hilfe für Hafenbauprojekt 
RG-Progr. 
1985: 2 Stipendiaten im BKA (Länderausbildung unbekannt) 
1985: wahrscheinlich optische Ausrüstung 
1986: optische Geräte (Video-, Foto- und Nachtsichtgeräte), 30.000 DM 
1987: (Funk-) Relaisstation, 300.000 DM 
1988: 300.000 DM veranschlagt 

NEPAL 
RG-Progr. 
1987: Fahrzeuge und RG-Testsätze, 50.000 DM 
1988: 100.000 veranschlagt 
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PAKISTAN 
RG-Progr. 
1982/83: 2 Stipendiaten beim BKA (Länderausbildung nicht bekannt) 
1985(?): Interpol-Funkstelle Islamabad 
1986: optische Geräte (Video- und Nachtsichtgeräte, Polaroidkameras), 
Rauschgifttestgerätschaften, Ersatztei le für die Funkstel le Islamabad, 
105.000 DM 
1987: Fahrzeuge, Hunde, Testmaterial, Ausbildung von Mechanikern, 
175.000 DM 
1988: 110.000 veranschlagt 
seit 1984( ? ): 2 RG-VB, in Islamabad und in Karachi 

SRI LANKA 
RG-Progr. 
1982(?): Beginn der Unterstützung 
1984 und 85: Hundeführerausbildung an der Landespol izeischule NRW 
1985: 4 Wochen Lehrgang für Funktechniker, 2 Stipendiaten beim BKA 
(Länderausbildung nicht bekannt) 
1985: Interpol-Funkanlage in Colombo, KFZ, Funkgeräte, Kameras 
1986: Reparatur der Funkanlage, 20.000 DM 
1987: Reparatur der Funkanlage, 20.000 DM 
1988: 30.000 veranschlagt 

THAILAND 
LAH 
1982-84: Mil: abhörsicheres mobi les Fernmeldesystem, 3 Mio DM 
1985-87: Mil: Beratung und Ausbildung im Fernmeldesektor, 3,5 Mio 
DM, "Anschlußgeschäfte werden erwartet" (Wehrdienst 976/85, 18,2.85) 
1988-90: Mil: Komplettierung der Richtfunkverbindungen (aus eigenen 
Mitteln kauft Thailand Material für den landesweiten Ausbau des 1982-
84 mit deutscher Hilfe begonnenen abhörsicheren Fernmeldesystem bei 
ANT-Nachrichtentechnik, einer AEG-Tochtergesellschaft) 
RG-Progr. 
1982/83: Ausbildung von 8 Beamten 
1984/85: Ausbildung von 3 Beamten 
1986/87: 1 Stipendiatin zur Ausbildung als Toxikologin beim Kriminal-
technischen Institut des BKA (4 Monate Deutschkurs, 4 Monate 
Fachausbildung) 
1986: Funkgeräte, 2 mobile Telefonüberwachungsanlagen, u.a., ca. 
80.000 DM 
1987: Finanzierung eines Datenerfassungs- und Ausbildungssystems für 
ca. 300.000 DM 
1983: erster RG-VB nach Bangkok, später ein zweiter entsandt 

TONGA/WEST-SAMOA 
LAH 
1979-81: jeweils 0,75 Mio DM für je 1 Seemannsschule 
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IV. LATEINAMERIKA und KARIBIK 

ARGENTINIEN 
1985: Besuch von BMI Zimmermann in Buenos Aires: Thema neben der 
Drogenbekämpfung "außerdem die Zusammenarbeit bei der Bekämpfung 
des Terrorismus und der Gewalt in den Fußballstadien sowie die Si-
cherheit auf den internationalen Flughäfen und die Zusammenarbeit 
über Interpol" (Tagesspiegel 20.10.85) 
RG-Progr. 
1987: Ausrüstungsgegenstände (Funk, optische Geräte), ca. 80.000 DM 
1988: Entsendung des RG-VB bereits für 1987 angekündigt, bis März 
1988 nicht erfolgt 

BOLIVIEN 
RG-Progr. 
1986: 4 KFZ für die Polizei, Foto-, Video-, Nachtsichtgeräte für den 
RG-VB, ca. 170.000 DM 
1987: Gerätepool für den RG-VB, 50.000 DM 
1988: 200.000 DM veranschlagt 
seit 1986: 1 RG-VB 

BRASILIEN 
1984: Besuch einer Parlamentarierdelegation unter Führung des Innenau-
schußvorsitzenden Wernitz in Brasilien; Vorschlag zur Entsendung von 
Verbindungsbeamten des BKA, Unterstützung von Ausstattungshilfe-
Maßnahmen für Brasilien angekündigt 
1985: Besuch des BMI 
RG-Progr. 
1986/87: 1 Stipendiat beim BKA und PP Wiesbaden, 1 Stipendiat zur 
Deutschausbi ldung 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA, Länderausbildung nicht bekannt 
1986: Foto- und Funkausrüstung, Tonbandgeräte, 2 mobi le Telefonüber-
wachungsanlagen, ca. 140.000 DM 
1987: Gerätepool des RG-VB, 50.000 DM 
seit 1987: 1 RG-VB 

COSTA RICA 
LAH 
1984: Pol: Beginn der Hilfsleistungen, Fahrzeuge und Fernmeldeeinrich-
tungen, 2 Mio DM 
1985-87: Pol: Transport- und FernernIdegerät, 2 Mio DM 
1988-90: Pol: Personal- und Ausbildungshilfe für zentrale KFZ-Werk-
statt der Guardia Civil, Materiallieferungen, Entsendung von Kurzzeit-
experten für die Kriminalpolizei, 4 Mio DM; Intensivierung der Hilfe 
wurde bei Besuch des Vizeaußenministers des Landes in Bonn im März 
1987 zugesichert 
Pol-AbH 
1979-81: 4 Beamte 

EL SALVADOR 
1980: Besuch einer achtköpfigen Delegation aus El Salvador unter Füh-
rung des damaligen Inneministers bei der Bundeswehrschule, beim BKA 
und bei der Berliner Pol izei. Einladung und Kontakt gingen über die 
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Konrad-Adenauer-Stiftung. In Berlin hielt der damalige Chef des poli-
zeilichen Staatsschutzes Kittlaus einen Vortrag vor der Delegation, im 
BKA war auch die Terrorismusbekämpfung Thema (vgl. u.a. TAZ, 
24.7.80) 
1984: 5 Fahrzeuge an die Nationalpolizei, die dem Verteidigungsmini-
ster untersteht als "Beitrag zur Demokratisierung des Landes", vermut-
lich außerplanmäßig 
1985: Pol izeibeamte an die deutsche Botschaft, angebl ich für Aufgaben 
des Personenschutzes (vgl. TAZ, 2.8.85) 

GUATEMALA 
Polizeihilfe 
nicht finanziert aus dem Etat des AA, wie der Rest der LAH, sondern 
aus dem Haushalt des BMZ (Einzelplan 23) 
1986-89: Langzeit- und Kurzzeitberater für die Neuorganisation der Na-
tionalpolizei; Beratung bei der Reform des Ausbildungswesens der Na-
tionalpol izei; Ausbildungshilfe für guatemaltekische Polizisten in der 
BRD; zentrale KFZ-Werkstatt für die Nationalpolizei; Lieferung von 
KFZ, Funkgeräten, Lehr- und Lernmitteln; insgesamt 10,6 Mio DM 

HONDURAS 
LAH 
1982-84: für eine "in sich abgeschlossene Maßnahme auf dem Gebiet 
des Fernmeldewesens" zur Sicherung der Grenze zu El Salvador, 2 Mio 
DM 

JAMAICA 
LAH 
1982-84: Pol: 1 Mio DM 
1985-87: Pol: u.a. KFZ-Lieferungen, 0,5 Mio DM: "Die deutschen KFZ 
werden bei der internationalen Rauschgiftbekämpfung eingesetzt'', Inf. 
aus Pol.u.Wirtsch., 559/XIII, 14.2.85; nach 1987 nur noch Nachbetreuung 

KOLUMBIEN 
1984: Besuch einer Parlamentarierkommission 
RG-Progr. 
seit 1984: je 2 Stipendiaten beim BKA und bei Länderpol izeistel len 
(1985/86: PP Wiesbaden, 1986/87: PP Mainz) 
1987: technische Einsatzmittel: Funk- und optische Geräte, ca. 100.000 
DM 
1988: 120.000 DM veranschlagt 
LAH 
1988: Pol: 2 bundesdeutsche Regierungsbeamte in der Sommerpause 
nach Kolumbien entsandt zur Evaluierung einer Aufnahme Kolumbiens 
in die Liste der LAH-Länder (Pressemitteilung von DEUMECH, 
16.5.1988) 

PARAGUAY 
1985: Besuch des BMI in Asuncie?n, Empfang durch Stroessner: Paraguay 
- so Zimmermann - sei "ein kleines befriedetes Land, das einen sehr 
ordentlichen Eindruck mache und in dem es politische Gefangene prak-
tisch nicht mehr gebe. Das diktatorische System sei weniger diktato-
risch als vielfach behauptet werde." (Tagesspiegel, 30.10.85) 
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RG-Progr. 
1986: 15 Telefonapparate, 1.111,50 DM 
1987: Ausrüstungsgegenstände für 100.000 DM 
1988: 120.000 DM veranschlagt 
1987/88: 1 Stipendiat beim BKA, Länderausbi ldung nicht bekannt 

PERU 
Mai 1984: Besuch einer Parlamentarierdelegation unter Führung des In-
nenausschußvorsitzenden Wernitz in Lima: Wernitz spricht sich für Ver-
bindungsbeamte und für Ausrüstungshilfe für die Pol izei aus. 
RG-Progr. 
seit 1984: Stipendiaten bei BKA und Länderpolizei; bis 1985/86 je 2 
Beamte jährlich, danach jeweils 1 Person (Länderausbildung 1985/86 PP 
Frankfurt und LKA Wiesbaden, 1986/87 PP Mainz) 
1986: Funkgeräte, Nachtsichtgeräte, Fotoausrüstungen, 2 mobi le Tele-
fonüberwachungseinrichtungen, ca. 140.000 DM 
1987: für Gerätepool des RG-VB, 50.000 DM veranschlagt 
1988: 20.000 DM veranschlagt
seit 1986 (oder 87): 1 RG-VB 
Oktober 1987: beim Besuch des peruanischen Innenministers in Bonn bot 
Staatssekretär Spranger an, "die Ausrüstungs- und Ausbildungshilfe 
durch das BKA zu intensivieren" (vgl. Innenpolitik, 10/87) 

URUGUAY 
1987: Staatspräsident Sanguinetti fragt bei Besuch in Bonn um Ausrü-
stungshilfe nach: "Dabei handele es sich allein um technische Hilfsmit-
tel für die Polizeilabors, um Kommunikationsausrüstungen und Fahr-
zeuge 'in sehr kleinem Rahmen" (FR, 26.7.87). Nach Darstel lung einer 
urugayischen Zeitschrift befinden sich derzeit deutsche Pol izeibeamte 
in Uruguay. 

VENEZUELA 
RG-Progr. 
1987: Hunde und Hundetransporter, Gerätepool für den noch nicht ent-
sandten RG-VB, insgesamt ca. 155.000 DM 
1988: Entsendung des RG-VB bereits für 1987 angekündigt, bis März 
1988 noch nicht erfolgt 

Die blätter über Kultur 
Mit Beiträgen über: 
Exotismus, Auswärtige Kulturpolitik. 
Kulturimperialismus, Capoeira in 
Brasilien, Erzähltradition in Afrika, 
Buchrezensionen u.a. 

Nr.153. 1988. M18 Seiten 
Einzelheft 5 D + 1.501A1 Porio 

ar 
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IWF-Nachlese 
"Der größte Polizeieinsatz der Berliner Nachkriegsgeschichte" 1) 

Die Weltbanktagung in Berlin ist beendet, zu den befürchteten großen 
Auseinandersetzungen mit der Polizei Ist es nicht gekommen. Insbeson-
dere die vom Innensenator Kewenig lauthals verteidigte Behinderung 
der Arbeit von Journalisten trug den Ruf der Berliner Polizei in alle 
Welt. Dank der Prügel für Journalisten machte sich die Presse wäh-
rend der Weltbanktagung selbst zum Presseereignis. Gleichzeitig ver-
deckte die Berichterstattung über die Journalisten-Prügel aber eine 
Vielzahl anderer Polizeiaktionen, mit denen sich Berlin zur "Bullen-
hauptstadt Europas" 2) während der IWF-Tage aufschwang. Der folgen-
de Beitrag gibt einen Gesamtüberblick Ober polizeiliche Maßnahmen im 
Vorfeld und während der IWF-Tagung. 

I. Im Vorfeld der IWF-Tagung 

Auf diese Tagung hatten sich ver-
schiedene Seiten bereits über Mo-
nate vorbereitet. 
Während seit dem Frühjahr d.J. 
sich die Gegner der IWF- und 
Weltbankpolitik mit Argumenten 
und Ideen für aufklärerische Ak-
tionen rüsteten, bereiteten Politi-
ker und Polizei sich auf ihre 
Weise auf die Weltbanktagung vor. 

1. Die publizistische Dramatisie-
rung im Vorfeld der Tagung 
Schon frühzeitig rückten Politiker 
und Polizisten vor der Presse die 
angekündigten Gegenaktionen in 
den Zusammenhang des Terroris-
mus. Anläßlich des Kongresses 
seien bereits seit 2 Jahren An-
schläge geplant, so wurde verkün-
det. "Die Anschläge sollten den 
Beginn einer neuen antiimperiali-
stischen Bewegung darstellen. 
Konkrete Pläne beträfen Blockaden 
von Parkplätzen und Wagenkolon-
nen sowie Brand- und Sprengstoff-
anschläge gegen Hotels, öffentli-
che Gebäude und Banken" (Tsp. 
3.5.). "Die Palette der von zahl-
reichen Aktionsausschüssen geplan-
ten Protest- und Gegenmaßnahmen 
reiche von Störung, Belästigung 
und Behinderung bis zu einfallsrei-

chen Aktionen", so BKA-Präsident 
Boge in der Süddeutschen Zeitung 
(18.5.) unter dem Titel: "Boge be-
fürchtet Gewaltaktionen von Link-
sextremisten in Berlin". Anfang 
Mai wurde von "konkreten Hinwei-
sen" gesprochen. 
Außer verbalradikalen Parolen -
"verhindern wir den Kongress" -
wurden der Öffentlichkeit jeden-
falls keine Indizien oder gar Be-
lege für das Ausmaß der Gefähr-
dung vorgelegt. 
Mitte September veränderte sich 
der Tenor der öffentlichen "Si-
cherheitsanalysen". "Die Polizei 
erwartet während der bevorstehen-
den IWF-Tagung keine Terroran-
schläge oder Störungen besonderen 
Ausmaßes... Zugleich betonte er 
(Kewenig), daß die Polizei auf al-
les vorbereitet sei" (Mopo, 15.9.). 
Tage später erklärte der Berliner 
Landespolizeidirektor (LPD) Kitt-
laus: "Man sei auf Anschläge von 
Terroristen vorbereitet, auch wenn 
es bisher keine konkreten Hinweise 
dafür gebe" (Mopo, 22.9.). 
Diese verbale Aufrüstung diente 
als Begründung diverser Vorfeld-
maßnahmen der Polizei und spä-
ter als argumentative Grundlage 
für die gewaltsame Auflösung und 
das Verbot von Demonstrationen 
und Aktionen. 
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2. Konkrete polizeiliche Maßnah-
men vor Beginn der Tagung 
Verbal wurde auf allen Seiten ge-
rüstet. Über Rüstmittel im enge-
ren Sinne verfügte allerdings nur 
die staatliche Seite. Als herausra-
gende Maßnahmen der Polizei be-
reits im Vorfeld der Tagung sind 
u.a. folgende zu nennen: 
a) Die massive Polizeipräsenz und 
ein politisches Klima, das in der 
ausländischen Presse u.a. mit dem 
Begriff "Bunker Berlin" charakteri-
siert wurde. 
b) Massive und systematische Vor-
feldkontrollen unter Nutzung aller 
rechtlichen Mögl ichkeiten und Un-
mögl ichkeiten - siehe hierzu den 
folgenden Beitrag von Lena 
Schraut "Die größte Datenaktion 
der Polizei". 
c) Hausdurchsuchungen in Berlin 
und westdeutschen Städten. 
d) Verdeckte Ermittlungen durch 
Beamte der Berliner Sondereinheit 
EbLT. 

Der . "Bunker Berlin" 
In überregionalen Zeitungen der 
Bundesrepublik und in ausländi-
schen Blättern wird die Situation 
Berlins am Vorabend des IWF-Kon-
gresses mit Ausdrücken wie "grüne 
Stadt" (FR, 23.9.), "Bunker Berlin" 
(La Republica) etc. charakterisiert. 
Es ist dabei nicht nur die massive 
Polizeipräsenz, die Anlaß für diese 
Wertungen gibt, sondern die all-
gemeine Situation in der Stadt: 
die Sperrung von Straßen, die 
Schließung großer Teile des Flug-
hafens für den Publikumsverkehr, 
die ausschließliche Reservierung 
von Museen und Theatern für die 
Delegierten des IWF und ihren 
Anhang. Die Lokalzeitungen brin-
gen am Vorabend der Tagung eine 
Reihe von Hinweisen wie "Keine 
Parkplätze für Konzertfreunde" 
(Tsp. 23.9.) oder "Wo es zu Behin-

derungen und Staus kommen kann" 
(Mopo 22.9.). Das gewöhnliche Le-
ben der Stadt ist gestört. 
Der Eindruck des Belagerungszu-
stands ergibt sich allerdings vor 
al lem aus der massiven Polizeiprä-
senz in der gesamten Innenstadt. 
Zu den ca. 15.000 Polizisten, über 
die Berlin (W) verfügt, kommen 
seit .dem 15.9. ca. 2.700 Kollegen 
aus Westdeutschland hinzu: Ihre 
Fahrzeuge werden mit Berl iner 
Kennzeichen versehen, auf ihren 
Uniformen prangt ein notdürftig 
angenähter Berliner Bär. Das Be-
satzungsstatut verlangt eine solche 
formelle Eingliederung der west-
deutschen Gastarbeiter in die Ber-
l iner Polizei. Im Outfit besonders 
auffäl l ig sind 302 Beamte der sog. 
"Unterstützungskommandos" (USK) 
aus Bayern, Mitglieder von Spe-
zialeinheiten für Demonstrations-
einsätze. Erwähnenswert sind 
schließlich noch 84 Beamte von 
Sondereinsatzkommandos (SEK) aus 
anderen Bundesländern. 
Präsenz wird aber nicht nur in der 
Innenstadt, sondern in besonderem 
Ausmaße im Bezirk Kreuzberg ge-
zeigt, durch dessen Straßen nahezu 
permanent die "Wannen" patrouil-
lieren. Ergänzt wird das Panorama 
durch den Lärm permanenter Hub-
schrauberflüge, die bis zum späten 
Abend nicht abreißen, und allent-
halben Kontrollstel len: auf Straßen 
und Plätzen, in U-Bahn-Ausgängen 
und selbstverständl ich an den 
Grenzen Berlins - hier und da be-
setzt von Polizisten in kugelsiche-
ren Westen. Zum Umfang und zur 
Logik dieser Kontrollstellen, zu ih-
ren fragwürdigen Rechtsgrundlagen 
und den vergeblichen Versuchen, 
sie mit Rechtsmitteln außer Kraft 
zu setzen, vgl. den Beitrag von 
Lena Schraut in dieser Ausgabe. 



88 

Durchsuchungen 
Dieses Instrument setzte die Poli-
zei im Zuge ihrer IWF-Kampagne 
nicht nur in Berlin, sondern auch 
in einer Reihe westdeutscher 
Städte ein. In Berlin gab es insge-
samt acht Durchsuchungen, die 
zumindest im zeitlichen Zusam-
menhang der IWF-Tagung standen. 
Sie erfolgten zumeist in Berlin-
Kreuzberg. 
Zur Begründung wurde sowohl in 
Berlin als auch in Westdeutschland 
der § 129a StGB (terroristische 
Vereinigung) herangezogen - meist 
unter Hinweis auf den Verdacht 
der Werbung. Im wesentlichen en-
deten die Durchsuchungen mit der 
Beschlagnahme von Flugblättern 
u.ä. Ergebnisse habhafter Art 
konnte die Polizei nicht vermel-
den. Sie waren wohl auch nicht 
erhofft worden, dient doch der § 
129a vorrangig als Ermittlungsbe-
fugnis, um bestimmte politische 
Szenen zu durchleuchten und ein-
zuschüchtern (vgl. hierzu CILIP 
22, S.39 ff.). 
Im Falle der Hausdurchsuchung bei 
einem Berliner Taxi-Fahrer am 
22.9. mußte zur Begründung ein 
Redebeitrag des Betroffenen Mo-
nate zuvor in Bremen herhalten. 
Diese Rede habe den Verdacht auf 
Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung erregt. Auch hier 
führte die Durchsuchung zu kei-
nem strafrechtlich relevanten Er-
gebnis. 

Verdeckte Ermittlungen durch Be-
amte der EbLT 
War die Berliner Sondereinheit 
EbLT bisher nur als Schlägertruppe 
bekannt geworden (vgl. CILIP 30, 
S.10 ff.), so konnte sie im Zuge 
des IWF-Kongresses auch ihre 
"weiche Seite" unter Beweis stel-
len. Bekannt wurde im Oktober 
d.J. der verdeckte Einsatz von 

Frauen und Männern dieser 
Truppe zur Ausspionierung insbe-
sondere der autonomen Szene. Wie 
der "Spiegel" (17.10.) berichtete, 
ist die ganze "dritte Gruppe der 
EbLT (15 Mann) mit zivilen Auf-
trägen betraut". 
Mindestens drei dieser 15 Polizi-
stinnen sind bei dieser Arbeit mit 
falschen Papieren unterwegs gewe-
sen. Der Innensenator und sein 
Landespolizeidirektor hätten die 
Ausstellung solcher Tarnpapiere 
angeblich verweigert, so hieß es. 
"Die Beamten hätten sich aller-
dings auch nicht eigenmächtig 
Personalpapiere mit gefälschten 
Daten beschafft. Festzustehen 
scheint, daß die Drei den Verlust 
ihrer Privatpapiere gemeldet und 
anschließend Ersatzpapiere bean-
tragt haben. Mit den ursprüngli-
chen Ausweisen soll dann nur noch 
das Foto übereingestimmt haben. 
Alle anderen Personaldaten waren 
verändert" (taz, 17.10.). 
Die Anpassung an die Gepflogen-
heiten der Szene war sehr glaub-
würdig. Auf einer Versammlung 
der Autonomen zur Vorbereitung 
der Demonstration vom 29.9. 
wurde just eine der drei EbLT-
Personen zur Anmeldung der De-
monstration auserkoren. Die be-
treffende Polizistin hatte sich als 
autonome Lesbe ausgegeben. Um 
die Anmeldung zu umgehen, 
täuschte sie später mit einem ein-
gegipsten Bein einen Knochenbruch 
vor. 
Innensenator und Pol izeiführung 
wollen diese Einsatzform allerdings 
nicht als "verdeckte Ermittlung" 
gewertet wissen, sondern als "an-
laßbezogene Aufklärung in bürger-
licher Kleidung". Offensichtlicher 
Grund: Für solche Formen "ver-
deckter Ermittlung" durch Schutz-
polizisten gibt es bisher noch 
keine Rechtsgrundlagen und auch 
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in dem intern bereits vorgelegten 
Novel I ierungsvorschlag zum Berli-
ner Polizeigesetz (ASOG) gehen 
die geplanten Befugnisse für sol-
che Einsatzformen zur Gefahren-
abwehr nicht so weit, daß sie 
nach Rechtskraft diesen Einsatz 
hätten decken können. Daher die 
folgend auszugsweise zitierte 
Wortwascherei des Innensenators 
Kewenig im Abgeordentenhaus von 
Berlin (27.10., Protokoll S.2904): 
"Zur anlaßbezogenen Aufklärung 
insbesondere über angekündigte 
Störaktionen und Gewaltaktionen 
im Zusammenhang der IWF- und 
Weltbankversammlung wurden 
Schutzpolizisten auch in bürgerli-
cher Kleidung eingesetzt. Diese 
Standardmaßnahme polizeilichen 
Handelns ist Aufgabe aller einge-
setzten Beamten, damit selbstver-
ständlich auch von Angehörigen 
der EbLT. Gewonnene Erkenntnisse 
fließen im Regelfall in das Ge-
samtlagebild der zu erwartenden 
Ereignisse ein. 
... eine verdeckte Aufklärung ist 
etwas selbstverständliches und ist 
ein allen bekanntes und vielfach 
praktiziertes Mittel der Polizei, 
um ihrer gesetzlichen Aufgabe 
nachzukommen, Aufklärung zu be-
treiben... Das ist eine alte deut-
sche Polizeitradition." 

II. IWF-Kongreß und Aktionstage: 
Die Zeit vom 25. bis 

29.9.1988 

1. Was war geplant? 
Die Gegenaktivitäten zum IWF-
Kongress wurden getragen von ei-
nem breiten Spektrum von Organi-
sationen und Strömungen, das von 
kirchlichen und humanitären Orga-
nisationen über Friedensgruppen, 
Dritte-Welt-Gruppen, den Grünen 
und der Alternativen Liste bis hin 
zu den "Autonomen" reichte. Die 

Breite des Spektrums sorgte be-
reits in der Vorbereitungszeit für 
lebhafte und zum Teil aggressive 
Auseinandersetzungen. Im Ergebnis 
trennte sich das autonome Spek-
trum von jenem breiten Bündnis. 
Dieses Bündnis trug bzw. unter-
stützte: 
* den Gegenkongress in der Tech-
nischen Universität, 
* das Tribunal der Basso-Stiftung 
in der Freien Universität, 
* die Großdemonstration am Sonn-
tag (25.9.) und schließlich 
* ein Programm für Aktionstage 
vom 26. - 29.9. 

Die autonome Szene hatten diesem 
Gesamt-Programm ein Konzept 
entgegengesetzt, bei dem die Ak-
tionstage eindeutig im Vordergrund 
standen. Den Abschluß der Akti-
onstage sollte eine "Internationali-
stische Demonstration" am letzen 
IWF-Tagungstag (29.9.) bilden. 
Ähnliche Streitigkeiten gab es bei 
diversen großen Demonstrationen 
in Berlin seit der Hausbesetzerbe-
wegung Anfang der 80er Jahre. In-
teressanterweise spielte diese 
Spaltung während der Aktionstage 
keine große Rolle. Das autonome 
Spektrum rief zwar nicht zur Ge-
gendemonstration am 25.9. auf; 
gleichwohl nahm ein beachtlicher 
Teil dieses Spektrums an der ''re-
formistischen" Demonstration teil. 
Auf der anderen Seite spielte es 
für das politisch buntscheckige 
Lager der IWF-Gegner keine Rolle, 
ob die Aktionen zwischen Montag 
und Donnerstag nun von Autono-
men oder von der AL o.a. geplant 
waren. 
Auch die Abschlußdemonstration 
vom Donnerstag mit ca. 5.000 
Demonstranten war, gemessen an 
den Teilnehmerinnen, keine reine 
Autonomen-Demonstration, wenn-
gleich die Redebeiträge im we-
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sentlichen aus diesem Spektrum 
kamen. 
Die Spaltung in der Vorbereitungs-
phase bildete allerdings eine wich-
tige Voraussetzung der polizeili-
chen Strategie. Die Polizei duldete 
die Großveranstaltungen und bil-
ligte ihren Teilnehmern den Status 
von Demonstranten zu. 
Andererseits wurden kleinere 
Veranstaltungen, insbesondere wenn 
es sich um solche - zumindest 
dem Sprachgebrauch nach - radi-
kalerer Gruppen handelte, zu "de-
monstrativen Aktionen", "Störak-
tionen" etc. definiert. Aus Demon-
stranten werden "Störer", Kra-
wallmacher, Vermummte. Mit die-
sen Definitionen wird festgelegt, 
welche politischen Ausdrucksfor-
men den Namen Demonstration 
verdienen und damit von Art.8 GG 
geschützt sind, und - auf der an-
deren Seite - welche polizeilicher 
Gewalt überantwortet werden sol-
len. 

2. Was wurde verboten? 
Die Verbote und Auflagen betrafen 
die Mehrzahl der angekündigten 
Veranstaltungen, Kundgebungen und 
Demonstrationen, sofern sie auf 
der Straße stattfinden sollten: 
* Für die Demonstration am Sonn-
tag (25.9.) wurde die Auflage er-
teilt, sich nicht dem "Internatio-
nalen Congress Centrum" - Ta-
gungsort des IWF - zu nähern. Die 
Kundgebung fand etwa 400 Meter 
davon entfernt statt. Zwischen 
dem Kundgebungsort und dem ICC 
sperrte die Polizei jeglichen 
Durchgang. 
* Weit drastischer waren die Ein-
schränkungen für die Aktionen 
zwischen Montag und Donnerstag, 
sowie zur "Begrüßung der Banker" 
am Samstag. Die Aktionen in der 
Innenstadt wurden von der Polizei 
generel l verboten. Bis auf wenige 

Ausnahmen wurden die Verbote 
von den Verwaltungsgerichten be-
stätigt. 
Vor allem die vielfältigen Straßen-
theateraktionen wurden unter 
Rückgriff auf das Verkehrsrecht -
und nicht nach dem hier rechtlich 
einschlägigen Versammlungsrecht -
verboten. Das Verwaltungsgericht 
ist dieser Absurdität weitgehend 
gehorsam gefolgt. Hierzu eine 
Kostprobe: 
"Bei den Kunstaktionen handelt es 
sich nicht um Versammlungen nach 
9 1 Abs.1 VersammlG. Hierunter 
sind nur planmäßige Zusammen-
künfte mehrerer Menschen zum 
Zweck gemeinsamer Meinungsbe-
stätigung zu verstehen, wobei zwi-
schen den Teilnehmern eine innere 
Bindung im Sinne eines Gruppenge-
fühls bestehen muß ... Demgegen-
über bezwecken die beabsichtigten 
Veranstaltungen vorrangig Informa-
tion und Unterhaltung einer unbe-
stimmten Anzahl von Personen, 
die sich zufällig und vorüberge-
hend an den Veranstaltungsorten 
einfinden.... Die Antragstellerin 
(bedarf) einer straßenverkehrs-
rechtlichen Erlaubnis gemäß 9 29 
Abs.2 StVO (...). Denn durch die 
beabsichtigten Veranstaltungen 
werden der Breitscheidtplatz und 
der oben näher bezeichnete Platz 
vor dem ICC mehr als verkehrs-
üblich in Anspruch genommen. Die 
den Antraggegner (i.e. die Polizei) 
bindenden Verwaltungsvorschriften 
sehen ein umfangreiches Erlaubnis-
verfahren, insbesondere auch die 
Beteiligung mehrerer anderer Be-
hörden vor." Dazu sei aber keine 
Zeit mehr (VG Berlin, VG 15 A 
593/88, Beschluß vom 23.9.88). 
Ähnlich lautende Ablehnungen fin-
den sich zu den anderen Theater-
und Kunstaktionen. Der Rest 
wurde mit dem Verweis auf die 
schon oben genannten Gefahren-
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vermutungen abgebügelt. 
Nachdem erkennbar war, daß das 
Verwaltungsgericht den polizeili-
chen Entscheidungen fast durch-
gängig folgen würde, verzichteten 
die Anmelder auf weitere gericht-
liche Schritte und entschieden 
sich, die Veranstaltungen trotz 
allem so weit wie möglich statt-
finden zu lassen. 
Erlaubt blieben nur Aktionen 
außerhalb der City, u.a. gegen 
Siemens in Siemensstadt und gegen 
Schering im Wedding. 
* Die Auflagen gegen die "inter-
national istische Demonstration" am 
29.9. standen in der Folge der 
vorn Verwaltungsgericht weitge-
hend gedeckten Linie der Polizei 
und des Innensenats, Demonstra-
tionen von der Innenstadt fernzu-
halten. Die Entscheidung des VGs 
lag bis zum Vortag der Demon-
stration nicht vor. Trotz eines er-
fahrungsgemäß ungünstigen Kund-
gebungsortes (an der Urania), einer 
großen Straßenkreuzung im Nie-
mandsland zwischen Hochhäusern, 
von al len Seiten für die Polizei 
offen, akzeptierten die "autono-
men" Veranstalter diese Auflage. 
Der juristische Streit um Verbote 
und Auflagen zeigt, wie sehr die 
polizeiliche Definitionsmacht dar-
über, welche Form der öffentli-
chen Äußerung als Demonstration 
zu gelten hat - und welche nicht 
-, von Verwaltungsgerichten im 
Regelfall übernommen werden. 

3. Friedlich/Unfriedlich 
Im Vorfeld der IWF-Tagung gab es 
in Berlin einige Brandanschläge, 
u.a. auf Fahrzeuge von Siemens. 
Der der RAF zugerechnete 
Schrotgewehranschlag auf den 
Dienstwagen des Staatssekretärs 
Tietmeyer in Bonn stand weder 
inhaltlich noch räumlich in Zu-
sammenhang mit den Abläufen in 

Berlin. 
Bis auf einige zerschlagene Fen-
sterscheiben, abgeknickte Autoan-
tennen, etc. ist es während der 
Demonstrationen und Aktionen der 
IWF-Gegner von deren Seite zu 
keinen mil itanten Handlungen ge-
kommen. Die Sachschäden in die-
sen Tagen dürften zusammenge-
rechnet kaum das ausmachen, was 
an alltäglichem Vandalismus ohne 
politischen Hintergrund in dersel-
ben Zeit geschehen ist. 
Ein Grund dafür kann in der Tat 
das massive Pol izeiaufgebot gewe-
sen sein, das auch beim größten 
Vorsatz gewalttätige Auseinander-
setzungen wie anläßl ich des Be-
suchs des US-Präsidenten iin Juni 
1987 unmögl ich gernacht hat. We-
sentlicher ist u.E. der Wille der 
IWF-Gegner gewesen, nicht in 
provozierend aufgestellte staatli-
che Gewaltfallen zu laufen, wie 
es in den Jahren zuvor regelmäßig 

SONNABEND, 15. OKTOBER 1988 

Taciess,pieciel (Berlin) 

Knüppelkommentar 
Bei einem Polizeieinsatz am 28. 9. gegen 

16 Uhr 30 vor dem KaDeWe, das von 
IWF-Gegnern als Objekt für „Besuche" 
genannt worden war, wurde ein uns 
bekannter Fotograf Zeuge eines nach 
seiner Ansicht überzogenen Knüppelge-
brauchs. Nach seiner Darstellung wurde 
auch ein harmloser Berlin-Besucher von 
den Polizisten überrannt, wobei er eine 
Beinverletzung erlitt. 

Der Fotograf wandte sich darauf an den 
ihm bekannten, in der Nähe stehenden 
Berliner Landesvorsitzenden der Polizeige-
werkschaft im Deutschen Beamtenbund, 
Egon Franke, mit der Frage, wie er diesen 
Einsatz beurteile. Franke habe sich darauf 
seinem Ohr genähert und gesagt: „Das 
ganze linke Gesocks sollte man insgesamt 
zusammenknüppeln." 

Der Fotograf erklärte uns, falls seiner 
Darstellung widersprochen würde, stünde 
er als Zeuge zur Verfügung. (Tsp) 



92 

der Fall war. Während die Auflö-
sung von Demonstrationen z.B. 
anläßlich des Reagan-Besuchs dazu 
führte, daß sich die Auseinander-
setzungen nach Kreuzberg verla-
gerten und dort bis in die späte 
Nacht andauerten, haben die IWF-
Gegner dieses Mal versucht, mit 
ihren Parolen und ihrem politi-
schen Anl iegen in der Innenstadt -
trotz Verboten und trotz polizeili-
cher Gewalt - präsent zu bleiben. 
Auch die von Autonomen angemel-
dete Demonstration blieb - soweit 
es die Teilnehmer betraf - fried-
lich. Die Entscheidung der Demo-
Leitung, die Demonstration aufzu-
lösen und nicht in den von der 
Polizei bereits vorbereiteten "Kä-
fig" an der "Urania" zu laufen, 
zeugt von Klugheit und dein Wil-
len, es nicht zu einer Auseinan-
dersetzung mit der Polizei kom-
men zu lassen. 
Die polizeiliche Prophetie - hier 
die große friedliche Demonstra-
tion, dort die unfriedlichen Akti-
onstage und die Demonstration der 
gewaltbereiten Autonomen - er-
wies sich als falsch. 

4. Das Vorgehen der Polizei 
Die folgende Darstellung bezieht 
sich in der Hauptsache auf De-
monstrationen und Aktionen, die 
sich - sei es durch das Verbot 
oder durch die polizeiliche Ein-
schätzung als "demonstrative Ak-
tion" - außerhalb des Schutzes des 
Versaarn m lungsrechts bewegen 
mußten, konkret also die Aktions-
tage und die Demonstration am 
Donnerstag. 
* flexible response 
Die Verbote hatten der Polizei die 
Möglichkeit an die Hand gegeben, 
einen Großteil der Veranstaltungen 
sofort aufzulösen. Sie wurde nur 
begrenzt genutzt. 
So versammelten sich am Abend 

des Samstag (24.9.) trotz Verbots 
etwa 500 Leute zum "Trommel-
feuer" auf dem Breitscheidtplatz. 
Da niemand sich zum Weggehen 
anschickte, meldeten die Veran-
stalter der verbotenen Aktion 
nunmehr beim Einsatzleiter der 
Polizei eine "Spontandemonstra-
tion" gegen das Verbot an, die 
dieser nach Rücksprache geneh-
migte. Die anschließende Demon-
stration, die bis auf etwa 2000 
Personen anwuchs, führte über den 
Kudarnm bis zur Technischen Uni-
versität. Zunächst wurde sie nur 
von einem recht kleinen Poli-
zeiaufgebot begleitet, später 
mußten die Demonstranten Spalier 
laufen. 
So glimpflich ging es nur selten 
ab. Aber auch bei anderen Aktio-
nen wartete die Polizei zunächst, 
bis sie zur vollständigen Auflösung 
eingriff. In vielen Fällen wurden 
Demonstranten unter Schlagstock-
und Chernical Mace-Einsatz aus-
einandergetrieben. Gleichzeitig 
wurde zugelassen, daß sich die 
Demonstranten an anderer Stelle 
wieder von neuem sammelten. 

* Konfusion des Einsatzes und po-
lizeiliche Gewalt 
Exemplarisch wird dies belegt 
durch die Schilderung, die ein 
Journalist in einer Anhörung des 
Innenausschusses des Abgeordne-
tenhauses von Berlin am 24.10. 
gibt. Er schilderte Beobachtungen 
am Montag abend (26.9.) in der 
Nähe des Breitscheidtplatzes: 
"Es wurde gerufen (von Seiten der 
Demonstranten: Verpißt Euch Bul-
len!, Haut ab!, Redaktion CILIP). 
Es war eine Ansammlung. Und es 
wurde ja hier schon von Seiten 
der Einsatzleiter der Polizei ge-
sagt, wenn eine Ansammlung er-
folgt ..., dann muß geräumt wer-
den - auch mit dem Mittel des 
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Schlagstockeinsatzes. Genau dies 
ist es auch, was ich beobachtet 
habe. Der Schlagstock wurde hier 
aber nicht in einem konkreten Fal l 
eingesetzt, daß also über das 
Äußern, das Schreien von "hau ab" 
und "verpißt Euch, Bul len" hinaus 
etwas geschehen sei. Der Schlag-
stockeinsatz war willkürlich, er 
war gezielt auf einige Deinon-
stranten ..., die hier in keiner 
Weise auffäl lig geworden sind. Der 
Einsatz war so, daß ... meistens 
ein Einzelner etwas gerufen hat, 
daraufhin eine größere Anzahl von 
Polizisten sich auf die Menge der 
Demonstranten stürzte, also nicht 
hinbewegte, sondern stürzte, den-
jenigen, der nicht schnell genug 
wegrannte oder sich davon ent-
fernt hatte, zu Boden riß, zerrte, 
den Schlagstock benutzte, mit dem 
Schild zum Tei l vorging, und das 
in einer Massivität, daß ich selbst 
in meinein Rechtsstaatsverständnis 
- und das ist weiß Gott eng defi-
niert - Schwierigkeiten bekommen 
habe, das, was ich gesehen habe, 
nachvol lziehen zu können, zu glau-
ben. ... Und die Täter waren hier 
im konkreten Bereich zu dein ge-
nannten Zeitpunkt nicht die De-
monstranten, sondern die Täter 
waren hier in Uniform." 
Diese Schilderung ist typisch für 
die nächtlichen Auseinandersetzun-
gen in der City zwischen Breit-
scheidtplatz und Wittenbergplatz 
oder etwa an der Oper. Und das 
in mehrfacher Hinsicht: 
* Sie zeigt die Unbestimmtheit 
des pol izeilichen Einsatzziels. An-
sammlungen wurden zeitweise hin-
genommen, dann aufgelöst, später 
sammeln sich dieselben Demon-
stranten auf demselben Fleck wie-
der und werden erneut unter mas-
sivem Gewalteinsatz auseinander-
getrieben. Konkrete Anlässe für 
den Einsatz polizei l icher Gewalt, 

die über das ausgesprochene Ver-
anstaltungsverbot hinausgingen, gab 
es nicht. 
* Ebenso konfus wie die Anlässe 
war der Einsatz pol izei l icher Ge-
waltmittel selbst. Er war nicht 
begründet in einein nachvol lzieh-
baren Einsatzziel. Die Härte ergab 
sich vor allein daraus, daß die 
Polizeibeamten als Einzelne oder 
als kleine Gruppen in eigener 
Kompetenz handelten. Zu diesem 
Vorgehen waren die eingesetzten 
Beamten von der Pol izeiführung 
vorab durch ein Rundschreiben 
ermuntert worden, dessen Authen-
tizität vom Innensenator später 
nicht bestritten wurde: 
"Kräfte aller Abschnitte sol len 
verstärkt in Eigeninitiative han-
deln. Hierbei auftretende Fehler 
werden in jedem vertretbaren Maß 
durch Polizeiführung und Politik 
gedeckt." 3) 
* Die Folge dessen waren regel-
rechte Racheaktionen einzelner 
Pol izisten, die Demonstranten ver-
folgten und verprügelten. Sie zei-
gen sich aber auch in absurden 
Platzverweisen oder der H(3-
schlagnahrne von Topfdeckeln, 
Kochlöffeln und Trompeten (siehe 
unsere Faksimile eines solchen Be-
schlagnahmeprotokol ls). Erhöht 
wurde die Konfusion durch offen-
sichtlich ortsunkundige und mit 
Berliner Recht nicht vertraute 
auswärtige Beamte, die mit dem 
Stadtplan in der Hand an den Or-
ten der Auseinandersetzung auf-
tauchten. 
Daß die Sondereinsatzgruppen wie 
die Berliner EbLT, die Berliner EB 
43 sowie die bayerischen USKs 
ganz besonders in diesen Formen 
handelten, überrascht nicht. Hierzu 
sind sie aufgebaut, trainiert und 
ermuntert worden. 
Zu den Besonderheiten dieser Ein-
heiten zählte nicht nur ihr beson-
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ders martialisches Erscheinungbild, 
sondern zudem besondere 
Schlagstöcke, sog. Tonfas. Im Un-
terschied zu den gewöhnlichen 
Schlagstöcken besitzen diese außer 
dem den Knüppel verlängernden 
einen zusätzlich senkrecht zum 
Verlauf des Knüppels stehenden 
Griff. Dieser ermöglicht nicht nur 
ein ausholendes Zuschlagen, son-
dern auch ein besonders schmerz-
haftes Zustoßen. Daß es hierzu 
kam - vor allem Stöße in den Ma-
gen oder Unterleib - versteht sich 
fast von selbst, wenn man sich 
der Vorgeschichte dieser Einheiten 
erinnert, ihrer Einsätze in Wac-
kersdorf oder in Berlin-Kreuzberg 
am 1. Mai d.J. 

* Zur Rolle des Vermummungsver-
bots 
Das Vermummungsverbot gilt nicht 
einer strafbaren Handlung, sondern 
dem Outfit (siehe hierzu CILIP 29, 
S.158 ff.). Sowohl in der bisheri-
gen Fassung als Ordnungswidrigkeit 
als auch in der mit dem Artikel-
gesetz anstehenden strafrechtli-
chen Drohung zwingt es die Poli-
zei nicht zum Eingreifen. Ord-
nungswidrigkeiten müssen nicht 
verfolgt werden. Die Verfolgung 
von Straftaten kann ebenfalls zu-
rückstehen, wenn hierdurch 
größere Gefahren für die öffentli-
che Sicherheit entstehen würden 
als durch eine Nichtverfolgung. 
Zudem liefert die Entscheidung 
darüber, was denn nun als "Ver-
mummung" im Sinne des Gesetzes 
zu gelten habe, allemal große In-
terpretationsspielräume. Das Ver-
bot eröffnet daher in erster Linie 
einen Spielraum für polizeiliches 
Vorgehen gegen Demonstranten -
einen Spielraum, den die Polizei 
während der IWF-Einsätze sehr 
bewußt genutzt hat. 
Das Instrument des Vermummungs-

verbots wurde vor allem an zwei 
Punkten relevant: 
* Es diente zum einen der Unter-
mauerung der Gefährlichkeitsthe-
sen im Vorfeld des Kongresses und 
zur Rechtfertigung polizeilichen 
Handelns während der Tagung. 
* Im konkreten Einsatz zeigte sich 
seine Bedeutung besonders bei den 
nicht verbotenen Versammlungen, 
denn es ermöglichte auch da den 
Einsatz von Gewalt, wo er durch 
kein Versammlungsverbot gerecht-
fertigt gewesen wäre. 
So wurde der "Kessel" in Berlin-
Wedding am Dienstag (27.9.) damit 
begründet, daß "teilweise ver-
mummte Demonstranten einen 
parkenden PKW beschädigt und die 
Scheiben einer KKB-Bank einge-
worfen" hätten. Dieser Maßnahme 
unterworfen wurden aber nicht nur 
die betreffenden Steinewerfer, 
auch nicht nur die "Vermummten", 
sondern auch die "nicht vermumm-
ten" Demonstranten, deren Perso-
nalien überprüft und die unter Be-
zug auf § 18 ASOG vorbeugend 
festgenommen wurden. 
Noch deutlicher zeigt sich die Be-
deutung dieses Verbots bei der 
Demonstration am 29.9.: Die 
zunächst vielleicht 1500 Demon-
stranten befanden sich schon vor 
dem Beginn des Zuges in einem 
dichten Einschluß durch die Poli-
zei. Das Spalier ließ teilweise 
nicht einmal mehr ein Betreten 
der Bürgersteige am Rande zu. Zu 
Steinwürfen hätte es schon allein 
deshalb nicht kommen können. 
Gleichwohl stoppte die Polizei 
zweimal den Zug und forderte zur 
Abnahme der Vermummung auf. 
Nach der dritten Aufforderung 
ging sie systematisch gegen jene 
vor, die den Lautsprecherwagen 
umstanden und teilweise Palästi-
nensertücher trugen. Es wurde 
rücksichtlos eingeschlagen, ohne 
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daß irgendeine Gegenwehr erfolgt 
wäre. Mehrere Personen wurden 
festgenom rnen. 
Das Vermummungsverbot diente 
hier der systematischen Provoka-
tion. Offenbar sollte demonstriert 
werden, daß die Demonstration des 
autonomen Spektrums, die von An-
fang an als gefährlich definiert 
worden war, auch tatsächlich ge-
walttätig würde. Der konkrete 
Ablauf änderte nichts an der 
Wahrnehmung der politisch Ver-
antwortl ichen: 
"Niemand, der die Bilder am An-
treteplatz gesehen hat, wird be-
haupten, daß hier eine friedliche 
Menge marschierte, die nichts an-
deres wollte, als ihren Dissens zu 
artikulieren. Hier marschierten 
Chaoten, die, nachdem sie sich 
anders nicht hatten durchsetzen 
können, weil sie nicht die Mehr-
heit sind, entschlossen waren, mit 
Gewalt durchzusetzen, was sie 
durch Überzeugung und Überredung 
nicht durchsetzen können", so 
Berlins Innensenator am 20.10. im 
Abgeordnetenhaus (Protokoll 
S.4853). 

* Kesselbildung 
Ungeachtet des VG-Urteils vom 
30.10.1986 zum Hamburger Kessel 
(siehe NVwZ 1987, S.829) hat sich 
die Taktik des Einkesselns mitt-
lerweile zu einem üblichen Mittel 
im Umgang mit Demonstrationen 
entwickelt. Im Falle der Anti-IWF-
Aktionen wurde es mehrfach ein-
gesetzt: 
- Am Sonntag .(25.9.) versammel-
ten sich abends nach der Großde-
monstration etwa 600 Personen 
auf dem Breitscheidtplatz zum 
"Trommelfeuer". Nach einigem Hin 
und Her bildete die Polizei kurz-
zeitig einen Kessel, ließ aber an-
schließend die Betroffenen ohne 
Identitätskontrollen wieder laufen. 

- Am 27.9. bildete die Polizei im 
Zusammenhang mit der genehmig-
ten Demonstration gegen Schering 
im Bezirk Wedding gleich zweimal 
einen Kessel. In einem Zeugenbe-
richt heißt es: 
Beim ersten Kessel (Böttgerstr.) 
durften die "Eingekesselten in 
Dreier-Gruppen raus, wenn sie sich 
fotografieren oder filmen ließen. 
Die Leute verlassen diese Ein-
schl ießung in Dreier-Gruppen und 
warten auf der. anderen Straßen-
seite auf die Freilassung der ande-
ren. Da kommen auf der Hochstr. 
aus Richtung Süden weitere Poli-
zeifahrzeuge. Die gerade freigelas-
senen werden erneut eingekesselt 
und in den ersten Kessel zurück-
gedrängt". 
Die Eingeschlossenen werden alle-
samt festgenommen und zur Poli-
zei in die Kruppstr. verbracht. 
- Am frühen Nachmittag des 28.9. 
kesselte die Polizei Tei lnehmerin-
nen einer Frauenkundegebung in 
der Fußgängerzone Wi I inersdorfer 
Str. ein. Die Frauen wurden fest-
genom men. 
- Am Abend des 28.9. kam es zu 
einem weiteren Kessel. Nachdem 
eine Demonstration vor dem Thea-
ter des Westens in der Kantstraße 
auseinadergetrieben worden war, 
flohen Demonstranten in die Fasa-
nenstraße, wurde dort eingekesselt 
und nach § 18 ASOG vorbeugend 
festgenommen. 
- Der Kessel für die Deinonstra-
tion am 29.9. wurde nicht gefüllt. 
Die Polizei hatte an der Urania 
aus Gittern, "Wannen" und gepan-
zerten Fahrzeugen einen regel-
rechten Käfig gebildet, der nur an 
der Seite, von der die Demonstra-
tion erwartet wurde, offen war. 

* Festnahmen 
Die meisten Festnahmen erfolgten 
im Zusammenhang der Kessel und 
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waren vorbeugende Festnahmen 
nach ASOG. Völlig unklar aber ist 
die Zahl der Festnahmen insge-
samt: 
- Am 30.9. registrierte der alter-
native "Ermittlungsausschuß" eine 
Gesamtzahl von 963 Festnahmen, 
davon nur etwa 100 mit dem Vor-
wurf von Straftaten begründet. 
- Die erste Übersicht, die LPD 
Kittlaus am 1.10. gab, nannte 552 
Festnahmen zur vorbeugenden Ge-
fahrenabwehr nach ASOG. 
- Die endgültige offizielle Über-
sicht (Kewenig in der Plenarsit-
zung des Abgeordnetenhauses am 
20.10.) spricht von insgesamt 624 
Festnahmen, davon 501 Fälle auf 
polizeirechtlicher Grundlage (§ 18 
ASOG) und 123 zur Festnahme von 
Straftatverdächtigen. Von letzteren 
wurden 23 Personen dem Haftr ich-
ter vorgeführt, der insgesamt 7 
Haftbefehle aussprach. Fünf der 
sieben Personen erhielten Haftver-
schonung. 
In 210 der 501 Festnahmen zur 
Gefahrenabwehr wurden richterli-
che Beschlüsse erwirkt. In 154 
Fällen wurde die Fortdauer der 
Haft angeordnet (bis zum Ende 
des darauffolgenden Tages mög-
lich), in 56 Fällen die sofortige 
Freilassung. In 290 Fällen gab es 
keine richterliche Entscheidung, 
obwohl diese nach geltendem 
Recht unverzüglich, d.h. im Zeit-
raum von zwei Stunden, ergehen 
soll. Die Polizei ließ die Betref-
fenden "vorzeitig" frei, al lerdings 
in den seltensten Fällen vor dem 
Ablauf von zwei Stunden. 
Im Ergebnis verhindern diese "vor-
zeitigen" Entlassungen richterliche 
Entscheidungen über die Recht-
mäßigkeit dieser Maßnahmen, da 
nach der Entlassung die Betroffe-
nen kein "Rechtsschutzinteresse" 
mehr anmelden können. Ohne rich-
terliche Entscheidung bleiben da-

mit aber auch alle Folgemaßnah-
men der Festnahme: die ED-Be-
handlung, die Speicherung etc. 
In einigen Fällen hat die Polizei 
die richterliche Entscheidung sy-
stematisch verschleppt, indem sie 
dem Landgericht die Unterlagen 
erst sehr spät überstellte. In ande-
ren Fällen wurden telefonische 
Anordnungen des Landgerichts auf 
Freilassung nicht befolgt, weil die 
Inhaftierten angeblich bereits von 
der Gefangenensammelstelle in der 
Kruppstr. zum Augustaplatz ge-
bracht worden seien. 

* Haftsituation 
Daß derartige Massenfestnahmen 
geplant waren, ergibt sich aus der 
Tatsache, daß der Abschiebege-
wahrsarn in der Augustastr. bereits 
vor Beginn des Kongresses ge-
räumt wurde (taz, 23.9.). Trotz-
dein gab es eine heillose Überfül-
lung der Zellen. Zum Teil wurden 
25 bis 30 Personen in Zellen un-
tergebracht, die nur für acht Per-
sonen gedacht sind. Fenster durf-
ten zum Teil nicht geöffnet wer-
den, in anderen Zellen war es zu 
kalt. Decken und Nahrung wurden 
nur in ungenügender Zahl bzw. 
Qualität ausgehändigt. Verfallsda-
ten für Nahrungsmittel waren be-
reits abgelaufen. Personen, die die 
unwürdige Behandlung monierten, 
erhielten Schläge oder wurden be-
droht. 
Auch über die übliche, aber nichts 
desto weniger unsinnige Praxis der 
permanenten Durchsuchung hinaus 
- bei der Festnahme, beim Ein-
treffen im Polizeigewahrsam, vor 
und nach der richterlichen Vorfüh-
rung etc. berichteten Festge-
nommene von einer Reihe von 
Übergriffen. 
Die Polizeiführung wies sämtliche 
Vorwürfe als ungerechtfertigt zu-
rück. Einige Betroffene haben in-
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Wenn Polizistinnen aus der Geschichte lernen ... 

Der Polizeipräsident in Berlin 
Einsatzabteilung 3 

Kruppstraße 2 
1000 Berlin 21, den 2 0eeedgr
Tel.: 398 20583 

Bes cheinigung 

Folgende Gegenstände: —.A —

. . .. . . . . . . . . . . . . . , .. ..... „,. ......... . 

wurden am heutigen Tage bei 

Herrn/Pre% 

- Wohnanschrift 

zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für die öffentliche Sichc.rh'ft 
gemäß & 14 in Verbindung mit & 26 ASOG sichergestellt. 

PAAJ 
(UderAhrif4, Amtsbezeichnung, Dienststelle) 

•dPoo 3e-dilLt . • . . , . . . . 

I."-Z  33 

(Vgl. Die Bibel, JOS. 6: Bericht über die Zerstörung Jerusalems) 

zwischen gegen ihre Festnahme 
und Behandlung Klagen und 
Dienstaufsichtsbeschwerden erho-
ben. 

III. Die nicht gewollte Kontrolle 

Eine Kritik, die die beschriebenen 
Vorgänge nur unter der Frage der 
Rechtmäßigkeit beurteilte, würde 
hier offensichtlich zu kurz greifen. 
Die Polizei hat zwar in einer Un-
zahl von Fällen Übergriffe und 
Rechtsverletzungen begangen, ihr 
Verhalten kann sich aber anderer-
seits auf rechtliche Spielräume be-
rufen, die ihr durch die Entschei-
dungen des Verwaltungsgerichts 
und durch einschlägige gesetzliche 
Regeln an die Hand gegeben wur-
den: das Vermummungsverbot im 
Versammlungsgesetz, den § 18 des 
ASOG für die vorbeugenden Fest-

nahmen, die §§ 14 und 15 des 
ASOG sowie den § 111 der StPO 
für Kontrollstel len (siehe den Ar-
tikel von Lena Schraut). Mit die-
sen Regelungen konnte sie ihre 
polizeitaktischen Konzepte in 
rechtliche Formen umgießen. Sie 
bestimmte selbst, wer wie und 
wann demonstrieren darf. Der Art. 
8 GG wurde damit zu einem Pri-
vileg, dessen Vergabe oder Nicht-
Vergabe durch die Polizei von den 
Gerichten kaum in Frage gestellt 
wurde. 
Die gerichtliche Vorkontrolle hat 
versagt. Richter unterschrieben 
auch die absurdesten Verbote, ord-
neten Kontrollstellen an (BGH) 
oder deckten sie (VG Berlin zu 
den Kontrollstrellen nach ASOG). 
Die Gerichte spielten auch bei den 
Massenfestnahmen weitgehend mit. 
Die gerichtliche Nachkontrolle 
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wird keineswegs effektiver werden. 
Verwaltungsgerichtsprozesse wer-
den sich nicht nur ewig hinziehen; 
über viele Ereignisse wird erst gar 
nicht entschieden werden, weil ein 
"Rechtsschutzinteresse" - Voraus-
setzung für die Überprüfung durch 
ein VG - nicht mehr gegeben ist. 
Strafen können Verwaltungsge-
richte - im Unterschied zu Straf-
gerichten - nicht aussprechen. Die 
Verwaltungsgerichte fällen allen-
falls das Werturteil "rechtswidrig". 
Strafanzeigen gegen Polizisten 
wurden bisher nur in 24 Fällen ge-
stellt, so LPD Kittlaus am 
17.10.88. Auch das ist nicht ver-
wunderlich, denn in den seltensten 
Fällen können die Täter in Uni-
form identifiziert werden. Mei-
stens schreckt die Gefahr von Ge-
genanzeigen Kläger ab. Die Aus-
sicht, einer Phalanx pol izeilicher 
Zeugen gegenüberzustehen, senkt 
die Erfolgschancen und dämpft den 
Anzeigewi I len. 
Das Argument, es seien nur we-
nige Anzeigen eingegangen, wird 
schließlich wiederum von den poli-
tisch Verantwortlichen den Kriti-
kern entgegengeschleudert (so z.B. 
im Innenauschuß des Abgeordne-
tenhauses durch den Innensenator 
am 17.10.). 
Typisch ist auch, daß selbst Kriti-
ker des Polizeiverhaltens wie die 
Abgeordneten der SPD, bevor sie 
ihre Kritik anbringen, sich 
zunächst vor den sonstigen Lei-
stungen der Polizei verneigen und 
die Schwierigkeit der polizeilichen 
Aufgabe hervorheben. 
Kritik wird personalisiert: Die 
Person des Innensenators wird zum 
Gegner. Die Institution wird rein-
gewaschen. Ihr Spielraum, ihre De-
finitionsmacht, die Tatsache der 
systematischen Nicht-Kontrolle, 
etc. bleiben ausgeklammert. 

Im Unterschied zu früheren De-
monstrationen ist es der Polizei 
und den politisch Verantwortlichen 
angesichts des IWF nicht vol lkom-
men gelungen, den politischen Pro-
test als reines Ordnungsproblem 
abzutun. Dazu hat einerseits die 
Polizei selbst insbesondere durch 
ihre Übergriffe gegen die Presse 
beigetragen, sowie andererseits die 
IWF-Gegner, die nicht in die auf-
gestellten Gewaltfallen getappt 
sind. Doch auch wenn die Frage 
nach den "Tätern", wie bei dem 
von uns zitierten Journalisten, 
auch von anderen Teilen der Öf-
fentl ichkeit nicht mehr so einfach 
beantwortet wird, bleibt das Pro-
blem, daß das politische Anliegen, 
die Kritik an Ausbeutung und Im-
perialismus, hinter dem Ordnungs-
problem zurücktreten mußte. 

Anmerkungen: 

1) so Berlins Polizeipressesprecher 
Birkenbeul 
2) so der Text eines Transparentes 
während der Anti-IWF-Demonstra-
tion am 25.9., mit dem die Se-
natslosung "Kulturhauptstadt Euro-
pas" persifliert wurde 
3) zit. nach Momper, Abgeordne-
tenhaus v. Berlin, Plenarsitzung 
am 20.10., Protokoll S. 4815 

Abkürzungen: 
Mopo - Berliner Morgenpost 
Tsp - Tagesspiegel 
taz - Tageszeitung 
NVwZ - Neue Zeitschrift für Ver-
waltungsrecht 
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IWF - TAGUNG 
"Die größte Datenaktion der Polizei" 1) 
von Lena Schraut 

Zu Jahresbeginn richtete das BKA eine Informations- und Nachrichten-
sammelstelle (NASISTE) ein, die alle Erkenntnisse im Zusammenhang 
mit der IWF-Tagung sammeln, aufbereiten und weiterleiten sollte. Die 
Landeskriminalämter (LKAs) bildeten "IWF-Ermittlungsgruppen", die ihre 
Erkenntnisse an die NASISTE gaben. Berlin erhielt eine NASISTE-
Zweigstelle. Ziel war, ein engmaschiges Fahndungsnetz über das Land 
zu legen, in dem sich möglichst jede/1- IWF-Kritikerin schon vor Beginn 
der IWF-Tagung verfangen sollte. Welches Instrumentarium hierfür ein-
gesetzt und wer, wann, wo, in welchen Dateien erfaßt wurde, hierzu 
der folgende Bericht. 

1. Das Gesamtinstrumentarium 

Informationen über IWF-Gegner, 
deren Überlegungen und Pläne, 
wurden auf einer Vielzahl von We-
gen gewonnen, insbesondere durch: 
* systematische und umfangreiche 
Personenkontrollen, auf deren 
strittige Rechtsgrundlagen noch 
zurückzukommen sein wird, 
* die Auswertung von Publ ikatio-
nen, 
* die Überwachung von Anti-IWF-
Veranstaltungen, -Gruppen und -
Organisationen, 
* den Abgleich und die Auswer-
tung der Datensammlungen von 
Polizei und Verfassungsschutz. In-
formationen ausländischer Sicher-
heitsbehörden wurden mit einbezo-
gen, 
* Sicherheitsüberprüfungen bei ca. 
10.000 Berliner Arbeitnehmern. 
Al l dies sollte den Staatsschutzbe-
hörden Anhaltspunkte und Ver-
dachtsmomente liefern. 
Anfang Juli war offensichtlich 
genügend Material über die Anti-
IWF-Szene gesammelt, um eine ei-
gene PIOS-Datenbank zu füllen. 
Diese - die Arbeitsdatei PIOS po-
litisch motivierte Straftaten 
(APMS) - richtete das BKA am 
5.7.88 im Auftrag Berlins ein. 2) 
Welches Ausmaß die Datensam-

rnelei zum IWF hatte, zeigt sich 
an der Tatsache, daß Ende Sep-
tember - nach knapp drei Monaten 
ihres Bestehens - 3.000 Personen-
datensätze aus dieser Datei ge-
löscht wurden, ohne daß diese Da-
tei damit zugleich aufgelöst wor-
den wäre. Dies läßt auf eine der-
art niedrige Speicherungsschwel le 
schl ießen, wie sie bisher bei PIOS-
Verfahren nicht üblich war. Das 
und die Tatsache, daß ein Land 
ein eigenes PIOS-Verfahren vor ei-
nem Großereignis einrichtet, stellt 
einen neuen Qual itätssprung in der 
polizeilichen Datenerhebung dar. 
Bisher wurden bei vergleichbar 
großen Ermittlungen von der Poli-
zei Spurendokumentationsverfahren 
(SPUDOK) eingesetzt, um die um-
fangreichen Spurenkomplexe rnit 
tausenden von Hinweisen über-
schaubar zu halten. SPUDOKs 
haben im al lgemeinen eine Art 
"Vorfluterfunktion" vor die PIOS-
Verfahren, die nur relevante und 
erhärtete Erkenntnisse aufnehmen 
sollen. Anscheinend wird diese Fil-
teraufgabe eines SPUDOK bei po-
litischen Großereignissen nicht 
mehr benötigt, weil jeder Hinweis 
relevant ist. 
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2. Kontrollstellen 

Als besonders beliebtes Mittel der 
Polizei zur Gewinnung personenbe-
zogener Informationen erwies sich 
das Instrument der verdachtsunab-
hängigen Personenkontrollen und 
Kontrollstellen. Nach Belieben 
wurde zwischen den verschiedenen 
Rechtsgrundlagen für ver-
dachtsunabhängige Personenkon-
trollen hin und her gependelt. 
Zum ersten wurden im Bundesge-
biet und in Berlin seit Mai d.J. 
Kontrollstellen auf Grundlage des 
1977 eingeführten § 111 StPO er-
richtet. 
Zum zweiten wurden in Berlin 
Personenkontrollen auf Grundlage 
des § 15 ASOG Berlin durchge-
führt. Dieser Paragraph läßt an 
"gefährdeten" Objekten zur Gefah-
renabwehr Kontrollen von jeder-
mann/frau zu. 
Zum dritten mußte auch die 
Straßenverkehrsordnung herhalten, 
um Kontrollstellen zu begründen. 
Zum vierten boten schließlich 
vorläufige Festnahmen auf Grund-
lage des § 18 ASOG Berlin (gefah-
renabwehrende Vorbeugehaft) Ge-
legenheit, Personaldaten aufzu-
nehmen, abzuspeichern und mit 
vorhandenen Datenbeständen ab-
zugleichen. 
So überrascht es wenig, daß auch 
Berlins Landespolizeidirektor (LPD) 
Kittlaus die jeweils herangezoge-
nen Rechtsgrundlagen nicht so 
recht auseinanderhalten konnte: 
"Im Umfeld von gefährdeten Ob-
jekten seien nach dem ASOG in 
einem äußerst vertretbaren Rah-
men Verkehrskontrollen erfolgt, 
bei denen insgesamt 579 Personen 
überprüft wurden. Über 220 davon 
hätte die Polizei bereits "Erkennt-
nisse", fast alle aus dieser Gruppe 
waren bei der Antiimperialisti-
schen Stadtrundfahrt überprüft 

worden. Die Fahrzeugkontrollen in 
verschiedenen Stadtgebieten seien 
nach mehreren schweren Unfällen 
notwendig geworden, bei denen 
Alkoholeinfluß der Fahrer Ursache 
gewesen sei. Begonnen habe die 
Polizei damit bereits im Hoch-
sommer. Es bestehe kein Zusam-
menhang zum IWF'', so Kittlaus 
(Tsp., 22.9.). 
"Er räumte ein, daß die ... Ver-
kehrskontrollen dem jetzigen Si-
cherheitskonzept zupaß gekommen 
seien" (Mopo, 22.9.). Bei jenen 579 
Personen handelt es sich offen-
sichtlich nur um einen Teil der 
bei Verkehrskontrollen bzw. Kon-
trollstellen nach dem ASOG über-
prüften: Die taz vermeldete am 
22.9., daß bei 93 Kontrollstellen 
al lein am 9. und 10.9. ca. 3.200 
Personen überprüft worden seien. 
Die Tatsache, daß die Polizei bei 
ihren "Verkehrskontrollen" 220 
Personen wiedererkannt hat, belegt 
außerdem, daß in diesen Fällen of-
fensichtlich die Personalien ge-
speichert worden sind. 

Die Kontrollstellen auf Grundlage 
des § 111 StPO 
Gemäß § 111 StPO, darf eine 
Kontrollstelle eingerichtet werden, 
wenn sich eine Straftat nach § 
129a oder § 250 Abs.1 des StGB 
ereignet hat und es Anhaltspunkte 
dafür gibt, daß "am konkreten Ort 
und zur konkreten Zeit eine Kon-
trollstelle Fahndungserfolge ver-
spricht" - so 1978 der damalige 
Bundesjustizminister Vogel (NJW 
1978, S. 1227). Im Jahre 1986 kam 
der hierzu passende Schleppnetzpa-
ragraph 163d StPO hinzu, der 
Rechtsgrundlage dafür wurde, die 
an Kontrollstellen von allen Perso-
nen erhobenen Daten auch über 
längere Fristen zu speichern. 
Diese Speicherung muß gesondert 
angeordnet werden, ist also keine 



Bürgerrechte B. Polizei 31 101 

automatische Rechtsfolge der An-
ordnung von Kontrollstellen nach § 
111 StPO (vgl. hierzu CILIP 23, S. 
21-29). 
Im Mai d.J., erneuert im Juni, 
ordnete der Ermittlungsrichter 
beim BGH die Einrichtung von 
Kontrollstellen auf allen öffentli-
chen Straßen und Plätzen der BRD 
einschließlich West-Berlins an -
zur Verfolgung von Straftaten der 
RAF aus den Jahren 1984 und 86. 
Für die Verfolgung von RAF-An-
schlägen, die zwei und mehr Jah-
ren zurücklagen, war die Anord-
nung offensichtlich untauglich -
wohl aber zur Abwehr von Anti-
IWF-Demonstranten. So korinte 
Kewenig auch Erfolge vermelden: 
"Nach den Erkenntnissen des Ver-
fassungsschutzes und des polizeili-
chen Staatsschutzes sind bisher 
höchstens 450-500 auswärtige Be-
rufsdemonstranten ... zur Welt-
bank-Tagung nach Berlin gekom-
men ... Denn so mancher der Au-
tonomen habe Sorge, in Berlin bei 
der Ein- oder Ausreise oder an-
derweitig identifiziert und festge-
nommen zu werden" (Mopo, 25.9.). 
Die ersten Kontrollstel len in Ber-
lin wurden am 4. August an den 
Grenzübergängen Heiligensee und 
Dreilinden eingerichtet. Bei den 
ersten von insgesamt zehn bekannt 
gewordenen Kontrollstel len hat die 
Berliner Polizei die Daten al ler 
angehaltenen Personen in Listen 
festgehalten. Das BKA rügte die 
Registrierung, weil keine Anord-
nung nach 5 163d StPO (Schlepp-
netzfahndung) - ergangen war und 
die Listen somit rechtswidrig wa-
ren. Das BKA setzte sich durch, 
die Listen wurden so nicht weiter-
geführt und Ende September ver-
nichtet. 3) 
Die Personen, die bei der Ein- und 
Ausreise kontrolliert und durch-
sucht wurden, berichteten überein-

stimmend, daß die Polizeibeamten 
als Begründung für ihre Tätigkeit 
jene Anordnung des BGH zur Ter-
roristensuche angegeben hätten. 
Gleiches gilt für Kontrollen inner-
halb der Stadt, sowohl vor der 
Tagung - etwa am 15.9. auf dem 
U-Bahnhof Gneisenaustraße, wo die 
Pol izei drei Stunden lang Personen 
zwischen 20 und 35 Jahren kon-
trollierte - als auch während der 
"tollen Tage". 
Eine von der Humanistischen 
Union initiierte und unterstützte 
Klage gegen diese BGH-Anordnung 
wies der BGH zurück. Inzwischen 
scheint aber selbst dieses Gericht 
begriffen zu haben, daß die be-
treffende Anordnung des BGH-Er-
mittlungsrichters allzusehr am 
Wortlaut und strafprozessualen 
Sinn des § 111 StPO vorbeigeht 
(vgl. die Rüge im BGH-Beschluß 
vom 21.11.88 - AZ: 1 BJs 193/84 
- StB 24/88, siehe u.a. SZ, 22.11.). 

Kontrollen zur "Gefahrenabwehr" 
auf Grundlage des § 15 ASOG 
Berlin 
Der § 15 des "Allgemeinen Sicher-
heits- und Ordnungsgesetzes" von 
Berlin gibt seit 1974 der Polizei 
die Befugnis, an "gefährdeten Ob-
jekten" jedermann/frau unabhängig 
von Verdachtsmomenten gegen die 
Betroffenen zu überprüfen, ge-
gebenenfalls zur Identitätsfest-
stel lung auch festzunehmen und zu 
durchsuchen. Die Maßnahme muß 
geeignet sein, künftige Gefahren 
für das "gefährdete Objekt" abzu-
wehren. 
Am Sonntag, den 7.8. d.J. hielt 
die Berliner Pol izei zum ersten 
Mal einen Bus der "antiimperiali-
stischen Stadtrundfahrt" vor dem 
Gelände von Mercedes Benz in 
Berlin-Tiergarten an. Die 49 Teil-
nehmerinnen mußten einzeln aus 
dem Bus aussteigen und ihre Pa-
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piere vorzeigen. Jene 19 Personen, 
die keine Ausweise dabei hatten, 
wurden zur Personenfeststellung 
auf eine Polizeistation gebracht. 
Bis zur Aktionswoche geschah das 
weitere viermal. Begründet wurden 
diese Maßnahmen mit § 15 ASOG, 
da Gefahr bestände, daß mit den 
Busfahrten anschlagsrelevante Ob-
jekte ausgekundschaftet werden 
könnten. In einer von der Berliner 
Humanistischen Union initiierten 
und unterstützten Klage, wird ar-
gumentiert, daß diese wiederholten 
Kontrollen zumindest nicht ge-
eignet seien, künftige Straftaten 
abzuwehren. Es sei absurd, anzu-
nehmen, potentielle Täter würden 
mit einer regelmäßig stattfinden-
den Busfahrt, deren Teilnehmer 
genauso regelmäßig von der Poli-
zei erfaßt würden, Orte für An-
sch14,3 auskundschaften. Das Ver-
waltungsgericht teilte diese Be-
denken nicht und wies am 23.9. 
einen Antrag auf Untersagung der 
Kontrol len ab (vgl. Tsp., 24.9.) 

Sicherheitsüberprüfungen 
Vor der IWF-Tagung führte der 
Staatsschutz bei ca. 10.000 Berli-
ner Arbeitnehmern, vor allem aus 
dem Dienstleistungsbereich, Si-
cherheitsüberprüfungen durch. Die 
Daten von Hotelangestellten, Taxi-
fahrerinnen etc. wurden von den 
Arbeitsgebern auf Listen an den 
Staatsschutz übermittelt. Dieser 
glich die Daten mit dem Berliner 
pol izei lichen Informationssystem 
ISVB und mit der "Arbeitsdatei 
PIOS Innere Sicherheit" (APIS) ab. 
Ob sich aus den Sicherheitsüber-
prüfungen irgendwelche Konse-
quenzen für Arbeitsnehmerinnen 
ergeben haben, ist nicht bekannt. 
Was aber geschah mit den so ge-
wonnenen Daten? 

3. Abgleich mit und Speicherung 

in Staatsschutzdateien 

Wie viele Personendaten aus den 
Kontrollstellen nach § 111 StPO in 
Staatsschutzdateien flossen, läßt 
sich nicht feststellen. Die Bundes-
regierung sah sich in einer Ant-
wort auf eine entsprechende An-
frage der Fraktion der GRÜNEN 
im Bundestag weder in der Lage, 
Anzahl, Ort und Zeitpunkt der 
Kontrollstellen zu nennen, noch 
Angaben über Personenspeicherun-
gen zu machen. 
Gleichwohl wurde einiges bekannt: 
Die Daten der angehaltenen Per-
sonen wurden mit der Berliner Da-
tenbank "Informationssystem für 
Verbrechensbekämpfung" (ISVB) und 
den BKA-Arbeitsdateien PIOS In-
nere Sicherheit (APIS), PIOS Land-
friedensbruch (APLF), PIOS Ge-
fährdete Personen (APG) und PIOS 
politisch motivierte Straftaten 
(APMS) abgeglichen. 4) (Zum Sinn 
und Zweck dieser einzelnen Da-
teien vgl. unserer Kästchen auf 
der folg. Seite.) 
Die Treffer wurden vermerkt. Ob 
in dem Fall der Datensatz in den 
oben aufgezählten Dateien mit ei-
nem "IWF-Merkmal" versehen oder 
ob der Datensatz in APMS einge-
stellt wurde oder ob beides er-
folgte, darüber konnte oder wollte 
der Berliner Datenschutzbeauf-
tragte keine Auskunft geben. Der 
Abgleich mit dem INPOL-Fahn-
dungsbestand, der parallel mit al-
len anderen Landesrechnern auch 
im ISVB geführt wird, zeigte die-
jenigen Personen, die zur polizeili-
chen Beobachtung (PB) ausge-
schrieben waren. Ihre Daten und 
die ihrer Begleiter gingen zusam-
men mit Ort, Zeit und Anlaß dem 
ausschreibenden LKA zu, das sie 
in der entsprechenden Datei spei-
cherte. Die Arbeitsdatei APLF 
wurde wahrscheinlich den LKAs 
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APLF: 
In der PIOS-Arbeitsdatei Landfrie-
densbruch APLF werden die Daten 
gespeichert, die al le Bundesländer 
- außer Hamburg und Saarland -
im Zuge des Meldedienstes Land-
friedensbruch und verwandte 
Straftaten an das BKA übermit-
teln. Sie enthält ca. 1.500 Perso-
nendatensätze (Stand: Januar 
1988). Im Datenbankbereich "Sa-
chen" sind vor al lem Kfz-Daten, 
Waffen und Mittel der aktiven und 
passiven Bewaffnung gespeichert. 
Zahlenangaben zu diesem wie zu 
den anderen Datenbankbereichen 
fehlen. Im Gegensatz zu anderen 
PIOS-Dateien enthält APLF keine 
3. Personen. Hier werden "nur" 
Angaben über Personen, gegen die 
ein Ermittlungsverfahren wegen -
im einzelnen aufgeführter -
Straftaten eingeleitet wurde, er-
faßt. Der Straftatenkatalog umfaßt 
Landfriedensbruch, schweren Haus-
friedensbruch, Führung von Waf-
fen, Taten mit Gewalttätigkeiten 
gegen Personen oder Sachen, Plün-
derung und Mitführen von Waffen 
oder verbotenen Gegenständen, 
soweit diese Straftaten im Zu-
samrnenhang mit "politisch be-
stimmten öffentlichen Versamm-
lungen" stehen. 

APG: 
Über die Arbeitsdatei PIOS Ge-
fährdete Personen (APG) ist sehr 
wenig bekannt. Sie enthält nicht 
nur Angaben über Personen, die 
durch terroristische Anschläge ge-
fährdet sind, wie z.B. Staatssekre-
tär Tietmeyer, sondern auch per-
sonenbezogene Daten aus den Be-
reichen Landfriedensbruch und 
Terrorismus. 

APIS: 
Die Arbeitsdatei PIOS Innere Si-
cherheit (APIS) wurde im Januar 

1986 in Betrieb genommen. Sie ist 
eine Verbunddatei beim BKA, auf 
die die Staatsschutzabteilungen 
aller LKAs Zugriff haben. In APIS 
werden alle bei den einzelnen 
LKAs zu einer Person vorhandenen 
Informationen verschmolzen. Alle 
Teilnehmer sind zu Veränderungen 
aller Datensätze berechtigt. 
APIS enthält ca. 29.000 Personen., 
5.700 Institutionen (Organisationen, 
Firmen, Vereine), 18.000 Sachen 
(Autos, Waffen) und 83.000 Ereig-
nisse. Angaben zu Objekten fehlen. 
Die Arbeitsdatei ist eine Mischung 
aus Daten zum Zwecke der Straf-
verfolgung, der vorbeugenden 
Straftatenbekämpfung und der Ge-
fahrenabwehr. Gemeinsam ist ih-
nen nur der Staatsschutzbezug. 
Hier sind Daten über strafrechtli-
che Verurteilungen, eingeleitete 
Erm tt lungsver fahren, Verdachts-
fälle, Daten über Personen, die 
weder Beschuldigte noch Verdäch-
tige sind, und Daten zum fweck 
der Gefahrenabwehr gespeichert. 

APMS: 
Die Arbeitsdatei PIOS "politische 
motivierte Straftaten" APMS 
wurde vom BKA am 5.7. d.J. im 
Auftrag Berlins eingerichtet. Un-
abhängig davon, ob beim Abgleich 
der an den Kontrollstellen erho-
benen Personendaten mit den oben 
aufgeführten Dateien Treffer er-
zielt und registriert wurden, sind 
auch Daten der Personen in 
APMS gespeichert worden, bei 
denen die Polizei an Kontrollstel-
len IWF-"Erkenntnisse" glaubte 
gewonnen zu haben. Auch diese 
PIOS-Datei besteht weiter, abge-
löst vom Ende ihres Anlasses, der 
IWF-Tagung. 
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für die Dauer der Kontrollstellen-
anordnung zur Verfügung gestellt 
und- war zusammen mit dem IN-
POL-Fahndungsbestand abfragbar. 
Auch bei den Personenkontrollen 
auf polizeirechtlicher Grundlage (6 
15 ASOG - gefährdete Objekte -
und 6 18 - vorläufige Festnahme) 
war das Verfahren dasselbe wie 
bei den durch Kontrollstellen nach 

111 StPO gewonnenen Daten. 
So waren allein 220 Personen von 
den regelmäßigen Kontrollen der 
"antiimperialistischen Stadtrund-
fahrt" betroffen. Bei 215 von ih-
nen meinte die Polizei "bereits 
Erkenntnisse" zu haben (Tsp., 
22.9.). 
Am 21. September waren allein 
aus Berlin 579 Personen in APMS 
geraten. Für eine Aufnahme per-
sonenbezogener Daten in APMS 
war nicht in jedem Fall die vorhe-
rige Speicherung ausschlaggebend. 
Irgendwelche Verdachtsmomente, 
die sich bei der Überprüfung erga-
ben, reichten aus, um die betref-
fende Person abzuspeichern. 
Die über ASOG-Maßnahmen ins-
gesamt gewonnenen Daten wurden 
mit den PIOS-Dateien APLF, APIS 
und APMS abgeglichen, wobei in 
465 Fällen "bereits gespeicherte 
Erkenntnisse vorlagen", so eine 
Senatsantwort nach Beendigung der 
IWF-Tagung vom 28.10. 
Bei ca. 100 Personen wurden beim 
Abgleich mit APLF Treffer erzielt 
und ihre Daten in APMS einge-
stellt. 6) 
Dr. Garstka (Mitarbeiter des Ber-
liner Datenschutzbeauftragten) 
teilte mit, daß von den Personen -
vor allem Teilnehmerinnen der 
"antiimperialistischen Stadtrund-
fahrt" - die in Eingaben um Aus-
kunft über die Speicherung ihrer 
Daten gebeten hatten, niemand 
wegen IWF in APIS registriert sei. 
Auch die APMS-Speicherung dieser 

Personen sei Ende September ge-
löscht worden. 7) 
Nach Angaben des "Ermittlungs-
ausschusses" sind während der Ak-
tionstage 932 Personen festge-
nommen worden. Laut Polizei wa-
ren es 552 Personen (Tsp., 2.10.). 
Ihre Personalien wurden in Listen 
registriert und mit APMS, APIS 
und dem ISVB abgeglichen. "In 152 
Fällen waren die Daten der fest-
genommenen Personen in den Da-
teien bereits enthalten". 8) Die 
Daten derjenigen Personen, gegen 
die ein Ermittlungsverfahren ein-
geleitet wurde, kamen in das 
ISVB. Die Daten der übrigen "sind 
in keiner Datei/Kartei oder sonsti-
gen Sammlung gespeichert wor-
den". 9) 

Anmerkungen: 
1) Garstka (Mitarbeiter des Berli-
ner Datenschutzbeauftragten) am 
10.11. (taz 11.11.) 
2) Garstka, Sitzung des Unteraus-
schusses Datenschutz des Berliner 
Abgeordnetenhauses, 10.11. 
3) Garstka, a.a.O. 
4) vgl. Anfrage der Grünen vom 
7.10.88, Bundestagsdrucksache 
11/3130 
5) Kleine Anfrage der AL Nr. 
5303 vom 28.10.88 
6) Unterausschuß Datenschutz des 
Berliner Abgeordnetenhauses am 
10.11.88 
7) Kleine Anfrage der AL, Nr. 
5267 vom 26.10.88 
8) ebenda 

••••••••••••••••••••••• 

Das Diepken ist ein Hampelmann, 
weil er von K. nicht lassen kann. 
Dieser taug(k)t e wenig, aber 
das ist für ➢. nicht wenig. 

Blau-Weiß vor, noch ein Tor, 
Diepgen schießt ein Eigentor! 

(aufgelesen im Berliner Olym-
piastadion am 26.11.88) 
•!e••••iere.w•e.••••••• 
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Polizeirecht der Länder 
Zum Stand der Gesetzgebungsverfahren 

Im "Programm für die Innere Sicherheit" der Innenministerkonferenz 
aus den Jahren 1972/74 einigte sich dieses Gremium darauf, auch das 
Polizeirecht des Bundes und der Länder inhaltlich wie formell zu ver-
einheitlichen. Verschiedene "Musterentwürfe für ein einheitliches Poli-
zeigesetz des Bundes und der Länder" (MEPolG) seit 1974 sollten zum 
Mittel werden, diese Standardisierung der Länderpolizeigesetzgebung 
durchzusetzen. In bisher letzter Fassung liegt seit 1986 ein neuer ME 
PolG der IMK vor, der ländereinheitlich die Befugnisse zur präventiven 
Datenerhebung und -speicherung sowie den Einsatz nachrichtendienstli-
cher Mittel durch die Länderpolizeien regeln soll. Inzwischen ist von 
formeller Vereinheitlichung der Länderpolizeigesetze nicht mehr die 
Rede. Wie weit der Gesetzgebungsprozeß in den einzelnen Bundeslän-
dern gediehet% ist, zeigt die folgende knappe Übersicht. 

Abgesehen vom alten Streitpunkt 
"polizeilicher Todesschuß", war in 
der 2. Hälfte der siebziger Jahre 
die Vereinheitlichung des Länder-
polizeirechts weitgehend gelungen, 
soweit es etwa jedermann/jeder-
frau-Kontrollen an "Kriminalitäts-
schwerpunkten" und "gefährdeten 
Objekten" betrifft. 
Soweit es die rechtspolitischen In-
tentionen des ME 1986 betrifft, 
gehen inzwischen die sog. A- und 
B-Länder, also die CDU/CSU- und 
SPD-Länder, zumindest in Details 
unterschiedliche Wege, wie sich an 
den Entwürfen zeigt, die nun in 
fast jedem Bundesland entweder 
als interne oder bereits den Par-
lamenten vorgelegte Entwürfe der 
parlamentarischen Befassung har-
ren. 
Daß die Länderparlamente sich be-
reits oder demnächst wieder mit 
dem Polizeirecht befassen, bietet 
die Chance, dieses - und damit 
die Rolle der Polizei überhaupt -
zum politischen Thema zu machen 
- eine Chance, die es zu nutzen 
gilt, auch wenn die Materie des 
unmittelbaren Anlasses sehr spröde 
ist. 
Folgend der aktuelle Stand: 

IM K: 
Ihr "Musterentwurf für ein ein-
heitliches Polizeigesetz" ist seit 
der Fassung vom März 1986 mit 
Formulierungsalternativen der A-
und B-Länder nicht mehr überar-
beitet worden (siehe die Dokumen-
tation in CILIP 24). 

Niedersachsen: 
Die FDP/CDU-Koalition hat inzwi-
schen einen fest am ME 1986 an-
gelehnten Entwurf ins Parlament 
eingebracht, der bereits in 
1.Lesung beraten wurde, vgl. Nie-
dersächsischer Landtag, 
Drs.11/2710. Der Entwurf, das 
Protokoll der 1. Lesung und kriti-
sche Kommentierungen können be-
zogen werden über: 
Die GRÜNEN im Landtag 
H.W.Kopf-Platz 1 
3000 Hannover 1. 

Bayern: 
Soweit bekannt, gibt es von der 
bayerischen Landesregierung noch 
keinen Entwurf, mit dem der IMK-
ME von 1986 übernommen werden 
soll. Vielmehr sieht es die Landes-
regierung derzeit als dringlichste 
polizeirechtliche Aufgabe an, die 
polizeiliche Vorbeugehaft (in den 
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Worten der Staatsregierung "Un-
terbindungsgewahrsam") von bisher 
maximal 48 Stunden auf 14 Tage 
zu erweitern. Vgl. hierzu ihren 
Entwurf, Bayerischer Senat, Drs. 
148/88, Zweites Gesetz zur Ände-
rung des Polizeiaufgabengesetzes. 
Am 22.9. d.J. hat die Zweite 
Kammer des Freistaates, der sog. 
Senat, ohne Gegenstimmen die Ge-
setzesnovelle gebilligt. Vertreter 
der Gewerkschaften wie der SPD 
im Senat konnten sich dazu durch-
ringen, sich ihrer Stimme zu ent-
halten. Es fällt schwer, sich eines 
Kommentars zu enthalten. 

Baden-Württemberg: 
Da das oberste Verwaltungsgericht 
des Landes entschieden hat, daß 
der sog. Übergangsbonus des 
BVerfGs im Volkszählungsurteil 
von 1983 weitergilt, demnach für 
eine begrenzte Zeit die Länder 
ihre alte Datenerhebungs- und 
Speicherungspraxis fortführen kön-
nen, bis sie neue gesetzliche 
Grundlagen hierfür geschaffen ha-
ben, läßt sich die Landesregierung 
offensichtlich Zeit. Bisher ist von 
einem Entwurf nichts bekannt ge-
worden. 

Bremen: 
Dieses Bundesland hat bereits im 
März 1983 die Datenerhebungs-
und Speicherungsbefugnisse der 
Landespolizei im Bremischen Poli-
zeigesetz neu geregelt (GBI. 
S.141), zuletzt geändert durch Art. 
2 des Ges. zur Änderung des Bre-
mischen Datenschutzgesetzes vom 
8.Sept. 1987 (GBI. S.235). Das Ge-
setz ist orientiert am sog. "Alter-
nativentwurf für ein einheitliches 
Polizeirecht des Bundes und der 
Länder", 1979 vorgelegt von den 
Prof. Denninger, Dürkop, Hoff-
mann-Riem, Klug, Podlech, Ritt-
stieg, Schneider und Seebode 

(Neuwied 1979). Wir hatten bereits 
1979 heftige Kritik an diesem Al-
ternativ-Entwurf zu üben, vgl. 
CILIP 3, S.11 ff. aus dem Jahres 
1979. 

Berlin: 
Auch in Berlin liegt ein interner 
Entwurf der Landesregierung vor 
(Stand: 1.3.88), gehütet wie der 
Kronschatz des Britischen Empires, 
der sich weitgehend an dem INAK-
ME von 1986 orientiert. Wer ihn 
haben will, kann ihn gegen Ko-
pierkosten über uns beziehen. Da 
demnächst Neuwahlen anstehen, 
wird in der nun ablaufenden Le-
gislaturperiode keine parlamentari-
sche Beratung mehr erfolgen. 
Als Koalitionsalternative hat die 
FDP-Fraktion einen eigenen Ent-
wurf finit Datum 31. März 1988 
erarbeitet, der über die FDP-Frak-
tion im Abgeordnetenhaus von 
Berlin, J.F.Kennedy-Platz, 1000 
Berlin 62, zu beziehen ist. 

Schleswig-Holstein: 
Die neue Landesregierung mit dem 
ehemaligen Bundesdatenschutzbe-
auftragten Prof. Bull als Innenmi-
nister hat einen Entwurf in Pla-
nung, der aber - soweit bekannt -
auch als interner Entwurf noch 
nicht vorliegt. Dazu wäre in der 
Tat die Zeit auch zu knapp. Im-
merhin ist der Entwurf eines ehe-
maligen Bundesdatenschutzbeauf-
tragten mit SPD-Parteibuch beson-
derer Aufmerksamkeit sicher. 

Saarland: 
Das Landesparlament hat am sich 
30.Nov. d.J. in 1. Lesung (Drs. 
9/1929) mit dem Entwurf eines 
Saarländischen Polizeigesetzes be-
faßt. Die 2. Lesung soll voraus-
sichtlich im März 1989 folgen. 
Formell geht es im Saarland um 
eine Gesamtrevision des Polizei-
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rechts. So werden drei bisher ge-
trennte Polizeirechtsquellen in ei-
nem Gesetz zusammengefaßt. An-
ders als viele andere Bundesländer 
war das Innenministerium des 
Saarlandes bereit, seinen Entwurf 
auf Nachfrage bereits im Juli zur 
Verfügung zu stellen. Der Entwurf 
lehnt sich an den Vorschriften des 
MEs der IMK an, "wobei pol izei li-
che Handlungsbefugnissse vielfach 
weiter eingeschränkt werden", so 
die offizielle Erklärung. 

Rheinland-Pfalz: 
Bereits im März 1986 (GVBI. S. 
77) wurde ein Katalog über Befug-
nisse zur polizeilichen Informati-
onsverarbeitung in das PVG einge-
fügt. 

Nordrhein-Westfalen: 
In NRW gibt es seit geraumer 
Zeit interne Entwürfe, die auch 
bereitwil l ig zugänglich gemacht 
werden, aber noch nicht in den 
parlamentarischen Prozeß einge-
bracht worden sind. 
Beim Innenministerium kann der 
"Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des Polizeigesetzes des Lan-
des NRW, des Polizeiorganisations-
gesetzes und des Ordnungsbehör-
dengesetzes", Stand: 18.5.88, an-
gefordert werden. 
Einen Alternativ-Entwurf hat vor 
einiger Zeit Düsseldorfs linkslibe-
raler Polizeipräsident Lisken vor-
gelegt (in Bull, Hg., Sicherheit 
durch Gesetze?, Baden-Baden 1987 

Hessen: 
Die CDU/FDP-Koalition hat als 
Landtagsdrucksache 12/3092 mit 
Datum vom 29.9.88 einen Entwurf 
vorgelegt, mit dem sich der Land-
tag am 19.10. d.J. in 1. Lesung 
beschäftigte (Plenarprotokoll 
12/59). Sowohl die Fraktion der 
GRÜNEN - eine "Weltpremiere" - 
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wie die der SPD haben eigene 
Gegenentwürfe vorgelegt, zu be-
ziehen über die jeweiligen Frak-
tionen im Landtag. Nicht nur die 
Zeitschrift "AK" (AK 300 vom 
14.11.88), sondern auch der hessi-
sche Datenschutzbeauftragte Simi-
tis (vgl. Frankfurter Rundschau, 
26.11.88) konnte sich selbst mit 
dem Entwürf der GRÜNEN nicht 
so recht anfreunden. 

Hamburg: 
Nachdem Hamburgs ehemaliger In-
nensenator Lange mit seinem Ent-
wurf vor wenigen Jahren schei-
terte, er ging zu Teilen noch toll-
kühn weiter als der IMK-Entwurf, 
hat die nun auch nicht mehr ganz 
taufrische FDP/SPD-Koalition bis-
her keinen neuen Entwurf vorge-
legt. An Entwürfen arbeitet dafür 
die "Arbeitsgemeinschaft sozialde-
mokratischer Juristen", Ortsverein 
Hamburg, die mit Datum 11.4.88 
einen ersten Diskussionsentwurf 
vorlegte, und sich im Herbst d.J. 
zu einer weitere Tagung zum 
Thema "Polizeirecht" traf. 

Nachbemerkung: 
Wir denken mit Schrecken daran, 
uns demnächst wieder auf dieses 
spröde Stroh einlassen zu müssen. 
Juristische Sprachschöpfungen sind 
in der Tat das Letzte, was uns 
Lesevergnügen bereiten könnte. 
Gleichwohl, Gesetze sind geron-
nene Gewalt, der sich zu erwehren 
auch verlangt, sie zu kennen und 
in ihren Gewaltabsichten möglichst 
erfolgreich zu denunzieren. Also 
gilt es, die Entwürfe haargenau zu 
lesen - und sich zwischendurch bei 
Heines "Harzreise", bei Fontane 
oder welcher/m Autorin auch im-
mer zu erholen. 

••••••••••••••••••••••• 

Heiner Müller • Genosse Ober 

Ich hatte einen Traum Es war ein Alptraum 
Ich wachte auf und alles war in Ordnung. 
Genosse Ober alles ist in Ordnung. 
Kein Vorfall keine Ordnungswidrigkeit 
Und kein Verbrechen Unsre Menschen sind 
Wie sie im Buch und in der Zeitung stehn. 
Das will ich sehn Vielmehr das will ich nicht sehn 
Das ist das Ende Weißt du was du redest 
Bist du verrückt geworden Keine Panik 
Das muß ein Irrtum sein Eine Verschwörung 
Du bist das Werkzeug Weißt dus oder nicht 
Kopf oder Kragen das ist hier die Frage. 
Ich weiß nicht was du meinst Es ist die Wahrheit 
Wir haben es geschafft Genosse Ober 
Zehn Jahre Tag und Nachtschicht nicht umsonst 
Ordnung und Sicherheit das war es doch 
In jeder Schulung unser Produktionsziel. 
Ja und Bewußtsein Und wo andre ein 
Bewußtsein haben ist bei dir ein Loch 
Vielleicht bist du nur objektiv ein Feind 
Für Dummheit gibts Bewährung Ich erkläre dir 
Nur für den Dienstgebrauch Wir produzieren 
Ordnung und Sicherheit 

Ja und 
Bewußtsein. Ja und Bewußtsein Richtig Und die 
Mutter Der Ordnung ist die Ordnungswidrigkeit 
Der Vater der Staatssicherheit der Staatsfeind 
Und wenn das Licht in allen Köpfen brennt 
Bleiben wir sitzen auf unserem Bewußtsein 

(aus: Heiner Müller, Wolokolamsker 
Chaussee IV und V, mit Lithogra-
phien von A.R. Penck. Format 
18,3 x 24 cm. engl. Broschur, 
Fadenheftung, 96 Seiten, DM 46,-
Rotbuch-Vlg. Berlin) 

••••••••••••••••••••••• 
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Rechtsprechung 

a) Widerstand 

AG Tiergarten (Berlin), Urteil vom 
3.7.1987 
Widerstand, Landfriedensbruch 

1. Der Wurf eines Gegenstandes 
gegen ein mit Fenstergittern ver-
sehenes Polizeifahrzeug, das sich 
auf dem Weg zu einer Vollstrec-
kungshandlung befindet, stellt kei-
nen Widerstand gegen Vollstrec-
kungsbeamte dar. 
2. § 125 StGB (Landfriedensbruch) 
schreibt vor, daß die Gewalttaten 
aus einer Menschenmenge heraus 
verübt worden sein müssen. Das 
Gericht stellt fest, daß von der 
Existenz einer Menschenmenge 
nicht ausgegangen werden kann, 
wenn lediglich 15-20 Personen 
vereinzelt oder in kleinen Gruppen 
auf dem Bürgersteig stehen, ohne 
daß diese ihre Kräfte miteinander 
vereinigt hätten, um Ausschreitun-
gen zu begehen. 
(StrafV 1988, S.344) 

Kammergericht Berlin, Urteil vom 
9.6.1988 
Widerstand 

Präventiv polizeiliche Maßnahmen 
wie die Begleitung eines Demon-
strationszuges durch Pol izeibeamte 
stellen keine -Vollstreckungshand-
lung dar. Bei Stein- oder Fla-
schenwürfen auf die Beamten 
kommt deshalb zwar eine Verur-
teilung wegen Körperverletzung, 
nicht aber wegen Widerstandes ge-
gen Vollstreckungsbeamte in 
Frage. 
(StrafV 1988, S. 437) 

AG Tiergarten (Berlin), Urteil vom 
16.6.1988 
Widerstand 

Die Polizei ist nicht berechtigt, 
einen einer Straftat Verdächtigen, 
gegen den noch kein offizielles 
Er m ittlungverfahren eingeleitet 
wurde, zwangsweise zum Zwecke 
einer Gegenüberstel lung zum Tat-
ort zu bringen. Der Verdächtige 
darf sich in einem solchen Fal le 
gegen den pol izeil ichen Zwang zur 
Wehr setzen, ohne daß er sich 
strafbar macht. 
(StrafV 1988, S.438) 

b) V-Leute/Informanten 

BGH, Beschluß vom 6.4.1988 
Bewertung tatprovozierenden Ver-
haltens im Rahmen der Strafzu-
messung 

Sofern eine nicht von vornherein 
tatbereite Person von staatlichen 
Lockspitzeln zu einer Straftat 
provoziert wurde, sind auch schul-
dunabhängige Gesichtspunkte ein-
zubeziehen, wenn es darum geht, 
das Strafmaß festzulegen. Dazu 
gehört z.B. die Frage, ob dem Be-
troffenen die Verstrickung in 
Schuld und Strafe zugemutet wird, 
um dadurch weitere strafbare 
Handlungen aufklären und verhin-
dern zu können, oder ob es al lein 
darum geht, ihn selbst zu überfüh-
ren. 
(StrafV 1988, S.295 f.) 
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LG Heilbronn, Urteil vom 
22.12.1987 und 
BGH, Urteil vom 5.7.1988 
Strafbarkeit der Zusammenarbeit 
mit einem V-Mann 

Weiß der Angeklagte, daß ein 
Zeuge, mit dem er einen Rausch-
gifthandel tätigt, mit der Pol izei 
zusammenarbeitet und daß das 
Rauschgift in die Hände der Poli-
zei gelangen wird, fehlt es am er-
forderlichen Vorsatz für das Han-
deltreiben mit Betäubungsmitteln. 
In diesem Fall ist ihr Besitz ge-
rechtfertigt. 
Gegen den so begründeten Frei-
spruch hat die Staatanwaltschaft 
erfolgreich Revision eingelegt. Der 
BGH verneint zwar auch ein 
strafbares Handeltreiben, vertritt 
aber die Meinung, daß der Besitz 
von BTM auch dann strafbar ist, 
wenn die Absicht besteht, die 
Stoffe letztlich der Polizei zuzu-
spielen, sofern der Täter nicht den 
Status eines Mitarbeiters der Poli-
zei hat und deren Anweisungen 
unterstellt ist. 
(StrafV 1988, S. 304 und S. 432) 

c) Sonstiges 

LG Koblenz, 
18.4.1988 
Volkszählung 

Beschluß vom 

Das Verteilen von Flugblättern mit 
u.a. folgendem Inhalt: "Alle Bögen 
sind schon da, alle Bögen alle, 
Haushalts-, Mantel-, Wohnungsdin-
ger kriegt kein Zähler in die Fin-
ger, denn sie wer'n von uns zer-
knüllt und dann in den Müll ge-
füllt" und "Schnipp, schnapp, 
schnapp, da war die Nummer ab" 
stellt keine nach § 111 StGB 
strafbare Aufforderung zu Strafta-
ten dar. 
(StrafV 1988, S. 303) 

OLG Frankfurt, Urteil vom 
11.3.1988 
Keine Sachbeschädigung durch un-
befugtes Plakatieren 

liegt dann vor, wenn die Plakate 
mit löslichem Aufkleber ange-
bracht worden sind und somit be-
seitigt werden können, ohne daß 
die Gegenstände, auf die geklebt 
wurden, Schaden nehmen. 
(StrafV 1988, S.343) 

OLG Nürnberg, Beschluß vom 
30.6.1988 
Wackersdorf, Festnahme zur Per-
sonalienfeststellung 

Ist es für die Polizei erforderlich, 
zur Verfolgung von Straftaten die 
Personalien möglicher Beschuldig-
ter festzustellen, so ist es unzu-
lässig, sie nach dem Erreichen 
dieses Zwecks weiter festzuhalten. 
Ein weiteres Festhalten ist unter 
polizeirechtlichen Gesichtspunkten 
nur dann zulässig, wenn dies un-
erläßlich ist, um zu verhindern, 
daß Straftaten fortgesetzt oder 
neu begangen werden. Das Gericht 
weist ausdrücklich darauf hin, daß 
längere Festnahmen unzulässig 
sind, wenn es der Pol izei allein 
darum geht, "den Kampfplatz aus-
zudünnen", d.h. möglichst viele 
Teilnehmer 
Hüttendorf 
von dem 
bringen. 

der Demonstration im 
möglichst weit weg 
Demonstrationsort zu 

OLG Hamm, Urteil vom 13.1.1988 
Mithören eines Telefongespräches 
durch Polizeibeamte 

Es ist dann zulässig, wenn ein Ge-
sprächspartner einwil l igt. Ein Ver-
stoß gegen Artikel 10 GG ist in 
diesem Fall auszuschließen, da der 
Schutz des Fernmeldegeheimnisses 
nicht im Verhältnis der Teilnehmer 
untereinander besteht. Das Urteil 
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erging im Rahmen eines BTM-Pro-
zesses: "Im Bereich der gefährli-
chen Drogenkriminalität schließt 
das Rechtsstaatsgebot kriminalisti-
sche List nicht aus", so das Ge-
richt. 
(StrafV 1988, S.374) 

Verwaltungsgericht Berlin 
Disziplinarkammer, Urteil 
16.9.1988 
Wissenschaftsfreiheit für Hoch-
schullehrer 

vom 

Dern Beschuldigten, Hochschulleh-
rer an der Fachhochschule für 
Verwaltung und Rechtspflege Ber-
lin, FB Polizei, war vorgeworfen 
worden, in Rundfunkinterviews 
zum Gesetz über den maschinen-
lesbaren Personalausweis gegen 
seine beamtenrechtlichen Pflichten 
(Verfassungstreuepflicht, Mäßi-
gungspflicht bei politischer Betäti-
gung und allgemeiner Wohlverhal-
tenspflicht) verstoßen zu haben. 
Hierzu erklärt die Diszipl inarkam-
mer in einem nun rechtskräftigen 
Urteil: 
Die Äußerungen sind durch das 
Grundrecht auf Wissenschaftsfrei-
heit geschützt. Dies umfaßt nicht 
nur das Recht, wissenschaftliche 
Erkenntnisse ungehindert zu erar-
beiten, sondern gewährleistet auch 
deren Weitergabe. Geschützt sind 
nicht nur die üblichen Formen der 
schriftlichen oder mündlichen Wei-
tergabe wissenschaftlicher Er-
kenntnisse, sondern auch Inter-
views. Nicht die Form, sondern 
der Inhalt der wissenschaftl ichen 
Erkenntnis bestimmt den Schutzbe-
reich des Art. 5 GG. Die Zuord-
nung des Rundfunkinterviews zum 
Bereich der Wissenschaftsfreiheit 
wird nicht dadurch in Frage ge-
stellt, daß das Interview einen ak-
tuellen politischen Bezug hatte. 
(AZ: VG Disz. 12.88) 

••••••••••••••••••••••• 
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Literatur: 
Olszewski, Horst: 
Streß abbauen und Konflikte be-
wältigen. Verhaltens- und Kommu-
nikationstraining, Hilden (Verlag 
Deutsche Polizeiliteratur) 1988, 
DM 21,-
Daß der Polizeiberuf ein risikorei-
cher, stressiger, ja gefährlicher 
Beruf sei, gehört zu den Standard-
floskeln der Dankesreden von Poli-
tikern an die Polizei, aber auch 
zum polizeilichen Eigenverständnis. 
Daß der Streß, der in diesem Be-
ruf aufgebaut wird, nicht nur die 
Polizisten nervt und schmerzt, 
sondern vielfach in erster Linie 
dem "pol izeiliche Gegenüber", 
sprich: den Bürgern, Ärger und 
auch Schmerz zuführt, wird in 
diesem Verständnis selten einge-
räumt. Dies ist sicherlich die 
große Errungenschaft des vorlie-
genden Buches, das die Praxis und 
auch die theoretischen Ansatz-
punkte eines Anti-Streß-Trainings 
für Pol izeibeamte skizziert, das in 
NRW seit einigen Jahren betrieben 
wird. 
Olszewski appliziert die "w issen-
schaftl iche Verhaltenstheorie" und 
Formen des Verhaltenstrainings -
vorn autogenen Training über Yoga 
bis zu Gesprächen - auf den Poli-
zeiberuf. Die Beamten sollen 
selbstsicherer, kritischer auch ge-
genüber den eigenen Vorurteilen, 
gelassener im Umgang mit Bür-
gern, aber auch mit Kollegen, lei-
stungsfähiger im Beruf werden. 
Der vorliegenden 2. Auflage zu-
folge haben bereits 3.500 Beamte 
an Seminaren dieser Art und auch 
z.T. schon an Auffrischungssitzun-
gen teilgenommen. Mit dem Er-
gebnis ist der Autor, seit 1987 Di-
rektor der BePo in NRW, zufrie-
den. 
Auch die Bürger können sich ruhi-
gere, gelassenere und freundlichere 
Polizeibamte nur wünschen. Wün-

schenswert wäre aber auch, daß 
Ursachen der Streßbildung im Ver-
hältnis von Bürgern und Polizei 
abgebaut würden: von der Kaser-
nierung der Bereitschaftspolizei 
über weitreichende Eingriffsbefug-
nisse bis hin zur Bewaffnung. 

Strafverfahrensstatistik wegen 
"terroristischer" Taten -
Antwort der Bundesregierung vorn 
11.8. 88 auf eine Anfrage der 
Grünen, Bundestag, Drs. 11/2774 

Während in der pol izei l ichen Kri-
minalstatistik und in der Urteils-
statistik Verfahren wegen 5 129a 
StGB nur mühsam zu recherchie-
ren sind, bietet diese Antwort ein 
hervorragendes Kompendium für 
die Kritik politischen Strafrechts 
und seiner Anwendung durch Poli-
zei und Justiz. In insgesamt 16 
Tabellen erhält der Leser deutli-
chen Aufschluß über die Wirkung 
des Ermittlungsparagraphen 129 a, 
insbesondere bei der Drangsalie-
rung politisch rnißliebiger Meinun-
gen. 
•••••••••••••••••••••• 
Armand Mergen, Die BKA-Story, 
München Berlin 1987 
IMK-Beschluß, Regelung der Zu-
sammenarbeit des BKAs und der 
Länderpolizeien in Fällen terrori-
stischer Gewaltkriminalität von 
bundesweiter Bedeutung, in: Deut 
sche Polizei, 10/1978, S.24 ff. 
Hermann 1-löcherl, Bericht über die 
Untersuchung der Fahndungspannen 
im Mordfalle Schleyer, Deutscher 
Bundestag, Drs. 8/1881 v. 7.6.1978 
Heiner Busch, Von Interpol zu 
Trevi - Polizeiliche Zusammenar-
beit in Europa, in: Bürgerrechte B. 
Polizei (CILIP), Nr. 30 (2/1988) 
Johann Kubica/ Heinz Leineweber, 
Grundfragen zu den Zentralstellen-
aufgaben des BKAs, in: NJW 1984, 
S.2068 ff. 
••••••••••••••••••••••• 
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erging im Rahmen eines BTM-Pro-
zesses: "Im Bereich der gefährli-
chen Drogenkriminalität schließt 
das Rechtsstaatsgebot kriminalisti-
sche List nicht aus", so das Ge-
richt. 
(StrafV 1988, S.374) 

Verwaltungsgericht Berlin 
Disziplinarkammer, Urteil vom 
16.9.1988 
Wissenschaftsfreiheit für Hoch-
schullehrer 

Dem Beschuldigten, Hochschulleh-
rer an der Fachhochschule für 
Verwaltung und Rechtspflege Ber-
lin, FB Polizei, war vorgeworfen 
worden, in Rundfunkinterviews 
zum Gesetz über den maschinen-
lesbaren Personalausweis gegen 
seine beamtenrechtlichen Pflichten 
(Verfassungstreuepflicht, Mäßi-
gungspflicht bei politischer Betäti-
gung und allgemeiner Wohlverhal-
tenspflicht) verstoßen zu haben. 
Hierzu erklärt die Diszipl inarkam-
mer in einem nun rechtskräftigen 
Urteil: 
Die Äußerungen sind durch das 
Grundrecht auf Wissenschaftsfrei-
heit geschützt. Dies umfaßt nicht 
nur das Recht, wissenschaftliche 
Erkenntnisse ungehindert zu erar-
beiten, sondern gewährleistet auch 
deren Weitergabe. Geschützt sind 
nicht nur die üblichen Formen der 
schriftlichen oder mündlichen Wei-
tergabe wissenschaftlicher Er-
kenntnisse, sondern auch Inter-
views. Nicht die Form, sondern 
der Inhalt der wissenschaftlichen 
Erkenntnis bestimmt den Schutzbe-
reich des Art. 5 GG. Die Zuord-
nung des Rundfunkinterviews zum 
Bereich der Wissenschaftsfreiheit 
wird nicht dadurch in Frage ge-
stellt, daß das Interview einen ak-
tuellen politischen Bezug hatte. 
(AZ: VG Disz. 12.88) 
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Chronologie: 
24.8. In Berlin rechtfertigt der 
Senat den Einsatz von Peilsen-
dern bei Pol izeiermittlungen. 
1.9. Nach einem Beschluß der 
Kammer des VG Berlin soll das 
LfV erneut über ein Auskunfts-
ersuchen des RAs Heinisch 
entscheiden, ob während des 
Schmücker-Prozesses ein V-Mann 
in Heinischs Kanzlei plaziert wor-
den war und die Telephone ange-
zapft worden sind. 
14.9. Rudolf Cordes wird nach 20 
Monaten Geiselhaft in Libanon 
freigelassen. 
21.9. Bei einer Dienstfahrt wird 
der Wagen des Staatssekretärs im 
Bundesfinanzministerium, Hans 
Tietrneyer, von unbekannten Tä-
tern beschossen. 
Im Zuge einer mögl ichen Begnadi-
gung der ehemaligen RAF-Mitglie-
der Monika Speitel und Peter 
Jürgen Boock kommt es zu Kon-
frontationen zwischen General-
bundesanwalt Rebmann und Bun-
despräsident v. Weizsäcker. 
23.9. Die Tagung des IWF und der 
Weltbank beginnt in Berl in (s. un-
sere IWF Nachlese). 
Das Artikelgesetz zur inneren Si-
cherheit wird in erster Lesung im 
Bundestag debattiert. 
28.9. 17 Verfahren gegen Pol izei-
beamte der Berliner Sondereinheit 
EbLT, die bei einem Einsatz im 
Oktober 1987 in Wackersdorf meh-
rere Demonstranten schwer ver-
letzt hatten, werden eingestellt, 
"weil die Täter nicht feststel!bar 
waren". 
13.10. Manfred Such, Pressespre-
cher der Bundesarbeitsgemein-
schaft Kritischer Polizisten/innen 
wird endgültig zum 18.10.88 als 
Sachbearbeiter nach Soest straf-
versetzt. 
14.10. Die Redaktionsräume der 
Kölner Stadtrevue werden wegen 
"Werbung für eine terroristische 

Vereinigung" von der Polizei 
durchsucht, weil sie einen Leser-
brief der RZ abgedruckt haben. 
18.10. Das Bonner Landgericht 
hebt die Urteile gegen sieben An-
hänger der Friedensbewegung we-
gen des Aufrufs zu einer Sitz-
blockade auf. 
22.10. Es wird bekannt, daß eine 
V-Frau des niedersächsischen LfV 
in den Jahren 1981 - 1983 iin Na-
hen Osten im Einsatz gewesen ist. 
24.10. Generalbundesanwalt 
Rebmann will den RAF-Gefange-
nen Roland Mayer nach seiner 
Freilassung am 16.12.88 für fünf 
Jahre unter Führungsaufsicht 
stellen. 
25.10. Das BVG erklärt den CS-
Gaseinsatz in Wackersdorf Ostern 
1986 für verhältnismäßig. 
Die Ermittlungen gegen den ver-
antwortlichen Einsatzleiter, der 
beim Deutsch-Amerikanischen 
Volksfest in Berl in zusammen mit 
der US Militär Polizei 22 Homose-
xuelle vom Festplatz vertrieben 
hatte, werden eingestellt. 
Die Rechtsanwältin des zu lebens-
langer Haftstrafe verurteilten 
RAF-Mitgl ieds Rolf Heißler muß 
sich wegen des Verdachts auf Un-
terstützung einer terroristischen 
Vereinigung vor dein OLG Ham-
burg verantworten. 
25.10. Spanische und bundesdeut-
sche Fahnder können Daten über 
gestohlene Autos, Ausweise, Waf-
fen etc. aus ihren Computern je-
weils gegenseitig online abrufen. 
In Niedersachsen tritt Innenmini-
ster Hasselrnann (CDU) zurück. 
Sein Nachfolger wird Josef Stock 
(CDU). 
26.10. Nach einem Gutachten 
trägt Bremens Innensenator B. 
Meyer keinerlei Verantwortung 
für die polizeil. Pannen während 
des Geiseldramas von Gladbeck 
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und Bremen. Meyer tritt am 9.11. 
zurück. 
27.10: Bei einer Polizeiaktion ge-
gen Palästinenser in mehreren 
bundesdeutschen Städten werden 
16 Wohnungen und Geschäftsräume 
durchsucht und 13 Personen fest-
genommen. 
11.11. Das OLG Düsseldorf lehnt 
eine Anklage von Generalbundes-
anwalt Rebmann gegen Ursula 
Pensel in ab. Dagegen wird das 
Hauptverfahren gegen Ingrid Strobl 
wegen Mitgliedschaft in einer terr. 
Vereinigung eröffnet. 
Vor dem OLG München beginnt 
ein Prozeß gegen die Veranstalter 
einer öffentlichen Diskussion zu 
den Haftbedingungen von politi-
schen Gefangenen, wegen "Unter-
stützung einet terroristischen Ver-
einigung". Bei Personalüberprüfun-
gen außerhalb des Gerichtsgebäu-
des kommt es zu gewalttätigen 
Auseinadersetzungen. 
17.11. Das OLG Frankfurt hat die 
Anklage des Generalbundesanwaltes 
wegen Erschießung von zwei Poli-
zeibeamten an der Startbahn West 
gegen Andreas Eichler und Frank 
Hof mann zugelassen. 
18.11. Der Pi lot des Pol izeihub-
schraubers, der am 7.9.86 am 
Baugelände der WAA bei einer 
Landung auf den Gleisen mit ei-
nem Schienenbus zusammengestos-
sen war, wird zu einer Geldstrafe 
verurteilt. 
Die Bewohner der besetzten Häu-
ser in der Düsseldorfer Kiefernstr. 
erhalten trotz pol itischer Diffa-
mierungen einen Mietvertrag. 
19.11. Bei einer Demonstration in 
Hamburg gegen die Tagung der 
NATO-Parlamentarier kommt es 
zu schweren Auseinandersetzungen 
zwischen Demonstranten und der 
Polizei. 
23.11. Das Verwaltungsgericht 
München hebt die dienstlichen 

Abmahnungen gegen zwölf bayeri-
sche Richter auf, die öffentlich 
ihren Respekt für Blockierer in 
Mutlangen bekundet hatten. 
Der von Generalbundesanwalt 
Rebmann erwirkte Beschluß, wo-
nach Kontrollstellen nach § 111 
StPO im gesamten Bundesgebiet in 
der Zeit v. 20.5.88 - 2.10.88 
errichtet werden können, wird vorn 
Bundesgerichtshof gerügt.(AZ: StB 
27/88- 1BJs 193/84) 
27.11. Nach einem Bericht des 
Spiegel hat das Berliner LfV neben 
der AL auch Politiker aus der 
SPD bespitzelt. Darüber hinaus 
wurden eine Reihe von Journali-
sten mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln belauscht und V-Leute in 
die Redaktion der Berl iner Tages-
zeitung eingeschleust (vgl. die Do-
kumentation des Briefes des Berli-
ner SPD-Vorsitzenden Momper mit 
den entsprechenden Vorwürfen in 
der Frankfurter Rundschau v. 
1.12.88). 
30.11. Der rheinland-pfälzische 
Ministerpräsident B. Vogel begna-
digt den wegen Mordes zu lebens-
langer Haft verurteilten ehemali-
gen RAFIer Manfred Grashof. 
Grashof ist seit 17 Jahren in 
Haft. 
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Summary: 
Once again we present an issue 
that is devoted to the "internal 
security" legislation - legislation 
that is grounded in the so called 
"Volkszählungsurteile". In 1983 the 
supreme court has ruled that al l 
forms of data collecting and pro-
cessing need a grounding in law. 
The editorial gives a short over-
view of the legislation process for 
those drafts that were documented 
in Cil ip No. 29. The CDU/CSU/ 
FDP coalition wants to bring 
these drafts into parliament by 
the end of 1988. 

Two other drafts of "internal se-
curity" legislation are documented 
and evaluated in this issue: 
1. The draft for a central regi-
stration of foreigners (AZR) and 
2. A draft for a new federal po-
lice agency (BKA) Iaw. 
The BKA is comparable with the 
American FBI. 

The draft for a central registra-
tion of foreigners is analysed by 
Thilo Weichert (P. 20 ff). He de-
scribes the history and the func-
tion of the register which was 
established in 1953 and named 
"foreigner surveillance". The com-
puterised index contains new data 
about 10 million foreigners. Only 
half of these are permanent re-
sidents in the FRG. lt serves as 
the primary source for decisions 
of those administrations dealing 
with foreigners•(f.e. labour-, social 
security-, foreigner- and asylum-
administration, police, secret ser-
vice). 
There is no other comparable ge-
neral register for any social group 
in Germany like the AZR. The 
draft will guarantee the most ela-
borate collection and widespread 
usage of data by the German ad-
ministration. Therefore it will by 

no means fulfill the requirements 
of protection of personal data. 

The draft for a new BKA-Iaw is 
diskussed by CILIP staff members 
(p. 41 ff.). In 1948 and 1949 the 
allied occupation forces intervened 
several times into the rnaking of 
the constitution. One of their 
aims was to make sure that there 
would not be another central ized 
version of the GESTAPO office 
established. The result was a 
strict limitation of the functions 
of the BKA in the first legislation 
of 1951. lt was supposed to serve 
as a 
- communication and Clearing 
agency, work with INTERPOL and 
other countries in police rnatters, 
but not an political crime issues, 
- central agency for the collection 
and administration of relevant 
data of the criminal police (fin-
gerprints, wanted persons fi les 
etc.), 
- persecution agency in special 
matters like international weapon 
and drug deals. 
Besides these the BKA clairned a 
forth task for itself, narnely mat-
ters of state security, for which 
there were no legal grounds for 
operation. 
In 1973 the social-liberal coalition 
extended the legal tasks of the 
BKA into the state security do-
main and also changed the techni-
cal and personal structure of the 
agency decisively. The BKA be-
came the central agency for the 
federal computerized information 
system of the police (INPOL) to 
which the police forces of the 
states are connected. 
The new draft of 1988 extends 
the rights and competences of the 
BKA even more: 
- Now the BKA will become the 
unlimited right to collect and pro-
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cess person-related data. lt wi l l 
do so not only for persecution but 
also• for preventive purposes. 
Prevention as the legitimation for 
data collecting had been so far 
deliberately not allowed for the 
BKA. German history with its 
central registers of gipsies, homo-
sexuals and so on in fascism until 
now had had an effect on the le-
gislation in this matter. 
- In terms of its function as the 
central agency for international 
cooperation the new law makes a 
slight semantic change that has 
quite obvious results: 
a. the new draft al lows for the 
first time preventive collection 
and processing of data on an in-
ternational basis, 
b. the until now existent limita-
tion for international cooperation 
oh issues has been 
removed in the new law 
- New is the right of the BKA to 
employ secret service means for 
crime prevention in state security 
matters. 
- Important measures to control 
the collection and usage of perso-
nal data will according to the new 
draft not be applicable to the 
BKA (f.e. the citizen's right to 
get information about the data 
collected on him). 

Deadly Use of Police Force in 
1987 
This short report gives statistical 
information about the number of 
people shot dead by the police in 
1987 (7 cases) and the number of 
policernen ki l led (6 cases). While 
unusually few citizens have been 
kil led, the number of deadly shot 
pol icemen is high compared to the 
average killings. 

Police Development Aid 
The article gives an overview and 

an analysis of different develop-
ment aid programs of the German 
police. The focus of military and 
police aid of the Federal Republic 
is mostly Africa. Yet in the last 
few years cooperations of the Fe-
deral Criminal Agency (BKA) with 
Latin American countries, mostly 
on drug issues, has become a big-
ger part of the development aid 
program. Police forces cooperate 
directly on these issues. As oppo-
sed to the US, the Federal Repu-
blic does not use their programs 
as a means for politcal and mili-
tary pressure in the receiving 
countries. Germany sends neither 
weapons nor amunition, yet uses 
the cooperation to help build up 
the appropriate infrastructure (f.e. 
through telecommunication and 
improvement of transportation). 

IWF-Conference in Berlin 
"The biggest data-collecting action 
of the Berlin police" 
by Lena Schraut 
The extensive use of the so-called 
"Kontrollstelle" (control-points) by 
the Berlin police resulted in a 
huge amount of aquired personal 
data. The article gives an over-
view about how many people were 
registered and in which files. 

IMF reviewed: "Biggest police ac-
tion since the end of the war" 
The article deals with the police 
actions against public protest be-
fore and during this year's general 
assembly of the IMF in Berlin in 
late september. Already in spring 
'88 police and politicians referred 
to supposed plans for terrorist ac-
tions in the course of the demon-
strations in order to justify nume-
rous actions. Thus, in the wake of 
the congress police checked on 
thousands of persons, searched ap-
partments under the allegation of 
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"support for terrorist groups" and 
infiltrated the radical scene. The 
confused and violent police actions 
against demonstrators were justi-
fied by legal prohibitions and 
other legal powers which gave the 
police the possibility for a wide 
range of measures to suppress the 
contitutional right of assembly. 
The preemptive detention of more 
than 500 persons according to § 
18 of the Berlin Police Code, for 

Police legislation ot the states: 
The present situation in the Iaw 
making process. 
This CILIP staff report shows, in 
which states of the FRG new Po-
l ice legislation is in process. 

example, led'to chaotic situations 
and abuses in police prisons. 
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Udo Kauß 

Der suspendierte 
Datenschutz bei 
Polizei und 
Geheimdiensten 
Ca. 350 S. , 14,8 x 21 cm, 
ca. DM 58,—, Oktober 1988 
ISBN 3-593-34051-8 

Die Kontrolleure zu kontrollieren: 
das ist die Aufgabe der Daten-
schützer in Bund und Ländern. 
Dieses Buch nun analysiert Insti-
tution und Wirksamkeit des Daten-
schutzes — und kommt zu Ergeb-
nissen, die alles andere als beruhi-
gend sind. 
Die Datenschutzbeauftragten ha-
ben sich überwiegend in die Rolle 
eines Organs regierungsamtlicher 
Akzeptanzbildung drängen lassen. 
Sie konnten immer nur die Rand-, 
niemals jedoch die.Kernbereiche 
exekutiver Informationsgier be-
einflussen. Sie konnten Daten-
schutz nur dort verwirklichen, wo 
er die Effizienz der Sicherheilsbe-
hörden zu steigern versprach. 
Der Autor leistet jedoch mehr als 
»bloß« eine Wirkungsanalyse der 
Institution des Datenschutzbeauf-
tragten. Er bietet zugleich eine 
materialreiche Einführung in die 
Praxis und die Probleme der Si-
cherheitsbehörden und legt das 
Labyrinth der sicherheilsbehördli-
chen Datenströme frei. 
Deutlich wird, daß alle Kontroll-
probleme unlösbar bleiben müs-
sen, solange die bestehenden 
Strukturen unangetastet bleiben 
und ihnen der Datenschutz nur 
»vorgeschaltet« wird. Denn ohne 
eigene Eingriffsmöglichkeiten 
sind die Datenschutzbeauftragten 
auf den guten Willen der Sicher-

heitsbehörden angewiesen. Mit 
ihrem einzigen echten Machtmit-
tel, der öffentlichen Anprange-
rung kritikwürdiger DV-Praxis, 
gehen sie allzu sparsam und behör-
denfreundlich um. Dcr Daten-
schutz als Bürgerrecht droht dabei 
auf der Strecke zu bleiben. 

Autor: Udo Kauß lebt als Rechts-
anwalt in Freiburg. Er ist Mitglied 
des Bundesvorstandes der Huma-
nistischen Union, Mitherausgeber 
von Bürgerrechte und Polizei und 
Mitautor von Die Polizei (Campus 
1985). 

Interessenten: Sozial- und Rechts-
wissenschaftler, Datenschützer, 
Polizeifachleute, engagierte Bür-
gerinnen. 
Kurztext: Eine umfassende und 
empirisch fundierte Darstellung 
von Funktion und Praxis der si-
cherheitsbehördlichen Datenver-
arbeitung sowie eine Bilanz der 
Wirksamkeit des institutionellen 
Datenschutzes. 
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Albrecht Funk 

Polizei 
und Rechtsstaat 
Entstehungsgeschichte der preu-
ßischen Polizei 1848 - 1914 
1986. 406 S., DM 88,-
ISBN 3-593-33524-7 
Nicht wachsende Kriminalität 
und neu entstehende Ordnungs-
probleme der bürgerlichen Ge-
sellschaft sind es, die Entstehung 
und Ausbau einer polizeilichen 
Exekutivgewalt im 19. Jahrhun-
dert prägen und bestimmen, son-
dern der Konflikt um die Form 
der staatlichen Herrschaftsge-
walt . In der Entstehungsge-
schichte der Polizei spiegelt sich 
diese Auseinandersetzung in be-
sonders scharfer Weise wider. 
Worum es in diesem Konflikt um 
die Staatsgewalt ging, in welchen 
Kompromissen zwischen monar-
chischem Staat und Bürgertum 
dieser mündete und wie sich dies 
im Aufbau und den Strukturen 
der deutschen Polizei nieder-
schlug, wird aus den Akten der 
preußischen Ministerien heraus-
gearbeitet. Die historische Ana-
lyse schärft dabei den Blick für 
eine auch heute noch aktuelle 
Frage: In welcher Form und mit 
welchen Mitteln kann die Polizei 
gesellschaftlich so eingebunden 
werden, daß die direkte Kon-
trolle der Bürger über die staatli-
che Zwangsgewalt erhalten und 
die bürgerlichen Freiheiten unan-
getastet bleiben? 
Die aktuel len Veränderungen der 
Polizei (vgl . dazu Busch, Funk 
u.a., Die Polizei in der Bundesre-
publik, Campus 1985) sind kaum 
zu verstehen, wenn man die histo-
rischen Wurzeln des Polizeisy-
stems nicht kennt. 
Autor: Albrecht Funk ist Privat-
dozent am Fachbereich 15 der 
Freien Universität Berlin, 

Verlag 

6000 Frankfurt/Main 

Falco Werkentin 

Die Restauration 
der deutschen 
Polizei 
Innere Rüstung von 1945 bis zur 
Notstandsgesetzgebung 

252 S.14,8 x 21 cm, 
[} 39,- , November 1984 

ISBN 3-593-33426-7 
Die Rekonstruktionsphase des 
westdeutschen Staates wurde 
schon vielfach untersucht. Doch 
bisher fehlte es an detaillierten hi-
storischen Arbeiten über sein 
wichtigstes Gewaltmittel nach in-
nen - die Polizei. Die Polizei ist 
mehr, als sich aus Verfassungs-
normen und offiziellen Bekun-
dungen ableiten läßt. Ihre wirkli-
che Funktion in der politischen 
Struktur einer Gesellschaft wird 
bestimmt durch die Form ihrer 
Organisation, ihrer Rekndierung, 
Ausbildung und Ausrüstung. Un-
ter diesem Gesichtspunkt zeichnet 
der Autor Entstehung, Tradition 
und Wandel der westdeutschen 
Polizei nach. Bisher unveröffent-
lichtes Quellenmaterial aus ameri-
kanischen und deutschen Archiven 
verdeutlicht 
1. Schon den Vätern des Grund-
gesetzes war der mögliche Bürger-
krieg selbstverständlicher Bezugs-
punkt zur Aufgabenbestimmung 
der Polizei. Bereits in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit arbeiteten 
Vertreter aller großen Parteien 
daran, der neuen Republik ein 
vordemokratisches Korsett aus 
paramilitärischen Polizeitruppen 
zu schnüren. 
2. Die Notstandsgesetzgebung von 
1968 war nicht, wie viele Kritiker 
meinen, Beginn der Militarisie-
rung der Polizei, sondern deren 
Abschluß. 1968 wurde lediglich 
verfassungsrechtlich legitimiert, 
was faktisch längst als Strategie 
etabliert war. 
3. Der Ausbau staatlicher Gewalt 
und Überwachung in den siebziger 
Jahren bedeutet einen Wechsel der 
Polizeikonzeption: Die Bedro-
hung des Staates liegt nicht mehr 
im Ausnahmezustand des Bürger-
kriegs, sondern im Alltag. 
Autor: Falco Werkentin ist Mit-
herausgeber des Informations-
dienstes „Bürgerrechte und Polizei 
(CILIP)". Co-Autor von Funk 
u.a., Verrechtlichung und Ver-
drängung, Opladen 1984 und von 
Busch u. a., Die Polizei in der 
Bundesrepublik, Campus 1984 

Heiner Busch 
Albrecht Funk, 
Udo Kauß, 
Wolf-Dieter Narr, 
Falco Werkentin 

Die Polizei 
in der 
Bundesrepublik 
1985. 508 S., DM 68,-
ISBN 3-593-33413-5 

Als allgegenwärtiges, in verschie-
dener Hinsicht umstrittenes In-
strument der staatlichen Gewalt 
steht die Polizei immer wieder im 
Blickpunkt öffentlichen Interes-
ses, besonders in Phasen gesell-
schaftlicher Krisen und Konflikte. 
So leicht sie affektgeladene Urtei-
le und pauschale Wertungen pro-
voziert, so schwer erschließt sie 
sich einer realitätshaltigen und 
nüchternen Analyse. Nach lang-
jähriger Forschung liegt mit die-
sem Werk die bisher wohl umfas-
sendste und detaillierteste Unter-
suchung der Polizei in ihrem ge-
genwärtigen Zustand vor. Darin 
werden empirisch fundierte und 
materialreich belegte Antworten 
u.a. auf folgende Fragen gege-
ben: Welche Rolle spielt die Poli-
zei in der Bundesrepublik? Wie 
ist sie auf Länder- und Bundes-
ebene organisiert? Wofür wird sie 
von den staatlichen Instanzen ein-
gesetzt? Mit welchen Waffen und 
Informationstechnologien ist sie 
ausgerüstet? Aber aucW Wie läßt 
sie sich kontrollieren? Wie kann 
der Bürger sich gegen sie wehren? 

Ein wichtiges Ergebnis der Unter-
suchung ist: Der Traum mancher 
Polizeireformer und Politiker -
gleichzeitig Alptraum vieler Bür-
ger - von der Polizei als Instanz 
präventiver Sozialhygiene, die 
computerbewehrt alle Bereiche 
der Gesellschaft einschließlich der 
Privatspähre durchdringt und 
kontrolliert, ist - auch nachdem 
wir das Jahr 1984 schrieben -, 
noch nicht Wirklichkeit. 
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Studienausgabe 
DM 38,--


